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Editorial

Österreichisches Anwaltsblatt 2015/06322

RA Univ.-Prof.
Dr. Richard Soyer

Der Autor ist
Vorsitzender der

Strafrechtskommission
des Österreichischen

Rechtsanwaltskammer-
tages und einer der
beiden Sprecher der

Vereinigung
Österreichischer

StrafverteidigerInnen.
Er ist als Rechtsanwalt

im Wien, Rechtsan-
waltsbüro Soyer Kier

Stuefer, und als
Universitätsprofessor
für Strafrecht an der

Johannes Kepler
Universität Linz tätig.

Zur 8. Sitzung der Strafrechtskommission
(STRAKO) des ÖRAK

W ie es schon Tradition geworden ist, fand auch
im vergangenen Jahr die 8. STRAKO-Sitzung

des ÖRAK im November statt. In gegenseitig wert-
schätzender Weise nahmen am 14. und 15. 11. 2014
zahlreiche eingeladene Gäste aus der Justiz (Richter-
schaft, Staatsanwaltschaft und Bundesministerium für
Justiz) sowie Professoren aus dem Inland und Deutsch-
land als Gäste teil. Mit den anwesenden anwaltlichen
Mitgliedern (teilweise 15 RA) zählte dieser Think Tank
über 30 Personen, die ihr Bestes gaben und in ver-
trauensvoller und kontroversiell-produktiver, zugleich
konsenssuchender Weise zentrale Themen der Straf-
rechtsentwicklung in Österreich diskutierten.

Nach Begrüßungsworten und einleitenden Bemer-
kungen wurden zunächst von Vertretern des Bundes-
ministeriums für Justiz, StA Dr. Brigitte Rom und LStA
Dr. Christian Manquet, zwei Berichte erstattet: Einer-
seits zu EU-Vorhaben im Kriminalrecht, insbesondere
zu der beabsichtigten Richtlinie Prozesskostenhilfe/
Legal Aid, und andererseits zu österreichischen legisti-
schen Vorhaben, insbesondere dem „StGB 2015“, aus-
genommen § 153 StGB (Untreue), für dessen Erörte-
rung der gesamte Freitagnachmittag vorgesehen war.
Die schriftlichen Fassungen dieser beiden Referate fin-
den sich im vorliegenden Heft des Anwaltsblattes zum
Nachlesen.

Ein heftig umstrittenes strafprozessuales Thema,
der Sachverständigenbeweis im Strafverfahren, insbe-
sondere die unterschiedlichen Bestellungsmodi im Er-
mittlungs- und Hauptverfahren (mit einer speziellen
Regelung des generellen Ausschlusses von Befangen-
heit in § 126 Abs 4 letzer Satz StPO aF) und die
(Nicht-)Zulassung von Privat-Sachverständigengut-
achten im Strafverfahren, war das nächste Hauptthema
der Sitzung. O.Univ.-Prof. Dr. Klaus Schwaighofer,
Universität Innsbruck, stellte sein für den ÖRAK erst-
attetes Gutachten vor, worauf es zu einer lebendigen
Diskussion kam, in der von Anwaltsseite die hRsp zur
Nicht-Zulassung von Privatgutachten nachhaltig kriti-
siert wurde. Ein verschriftlichter Diskussionsbeitrag
von RA Mag. Alexander Todor-Kostic, LL.M., Klagen-
furt, der die unbestrittene Zulässigkeit von Privatgut-
achten im Zivilprozess kurz erörtert, ist zur Abrun-
dung des Bildes im Anschluss an den schriftlichen Bei-
trag von o. Univ.-Prof. Dr. Klaus Schwaighofer im Heft
abgedruckt.

Es gibt kein anderes strafrechtliches Thema, dem
im vergangenen Jahr eine größere Zahl von Beiträgen
in österreichischen Fachzeitschriften und -büchern
gewidmet war, als dem Untreuetatbestand des § 153
StGB, seinen in Frage gestellten „Konturen“, besser:
Grenzen, der dazu ergangenen einschlägigen höchst-
gerichtlichen Judikatur und der von mehreren Seiten
erhobenen Forderung nach legistischen Änderungen.
Kein Geringerer als o. Univ.-Prof. Dr. Helmut Fuchs,
Universität Wien, hatte es übernommen, die diesem
Thema gewidmete Nachmittagssitzung mit einem
Impulsreferat zu eröffnen. Es würde den zur Verfü-
gung stehenden Platz sprengen, den sich daraufhin
entfaltenden Diskurs darzustellen. Im vorliegenden
Zusammenhang ist festzuhalten, dass eine zentrale
Abhandlung von o.Univ.-Prof. Dr. Helmut Fuchs zur
Reform des Untreuetatbestandes bereits veröffent-
licht ist.1) Es sei an dieser Stelle aber auch angemerkt,
dass ein von den Justizsprechern der beiden Regie-
rungsparteien ua aktuell eingebrachter Initiativantrag
in Behandlung im Justizausschuss des Nationalrates
steht.2)

Am Samstagvormittag stand ein ebenso „heißer“
Streitpunkt an der Tagesordnung: Verständigungen/
Absprachen in Deutschland und in Österreich. Zu-
nächst führte RA Prof. Dr. Holger Matt, Frankfurt, in
das Thema aus deutscher Sicht im Licht des Urteils
des dt BVerfG v 19. 3. 2013, 2 BvR 2628/10 ua, ein
und berichtete über einen derzeit irritierenden „Still-
stand“ in der deutschen Rechtspraxis aufgrund von ak-
tuellen Entscheidungen des BGH. Das BVerfG hat in
seiner Entscheidung bekanntlich ausgesprochen, dass
es dem deutschen Gesetzgeber nicht schlechthin ver-
wehrt ist, zur Verfahrensvereinfachung Verständigun-
gen zuzulassen, zugleich aber bemerkt, dass ein in er-
heblichem Maß defizitärer Vollzug des Verständi-
gungsgesetzes zu konstatieren sei. Auf die berichteten
und erörterten Entwicklungen in der gegenwärtigen
deutschen Anwendungspraxis wird im abgedruckten

1) Fuchs in Jarolim (Hrsg), § 153 StGB/Untreue. Eine Herausforderung
für die Unternehmensführung? (2014) 1; vgl informativ zum Mei-
nungsstand ua die Beiträge in Hinterhofer (Hrsg), Praxishandbuch
Untreue (2015) sowie Schumann/Soyer, Untreue bei GmbH und
AG, JSt 2014/3, 195.

2) 298 Blg StenProt NR 25. GP, s dazu die Stellungnahme des ÖRAK v
24. 4. 2015, Zl 13/1 15/46.
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Beitrag von Präs. der RAK Kärnten RA Dr. Gernot
Murko, Klagenfurt, einleitend Bezug genommen und
mit ausführlicher Begründung dargelegt, dass (die Pra-
xis der) Absprache in Österreich grundsätzlich standes-
rechtlich zulässig ist und daher nicht strafbar sein darf.
Dabei wird die auf österreichischer Seite vorherr-
schende Skepsis, Absprachen einer gesetzlichen Rege-
lung zuzuführen, bekräftigt.

Bemerkenswertes aus der Judikatur des OGH in
Strafsachen, vorgetragen und für dieses Heft verfasst
von Präsident des OGH Hon.-Prof. Dr. Eckart Ratz,

Wien, schlossen die Sitzung in gewohnt exzellenter
Weise ab.

Es bleibt, den renommierten Gästen aus Österreich
und Deutschland und allen geschätzten anwaltlichen
Mitgliedern der STRAKO für die aktive Mitwirkung
an der 8. Sitzung sehr herzlich zu danken. Der für
den Herbst des Jahres vorgesehenen 9. STRAKO-Sit-
zung, die diesmal zugleich mit der 223. STRAUDA-
Sitzung als 5. Gemeinsame STRAUDA/STRAKO-
Sitzung in Wien abgehalten werden wird, darf mit
Spannung entgegen gesehen werden.
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Änderung der AHK

D ie Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages hat bei ihrer Tagung am 22. 5. 2015

eine Änderung der Allgemeinen Honorar-Kriterien (AHK) be-
schlossen.

Die Änderungen umfassen insbesondere Anpassungen im
Bereich des Verwaltungsstrafverfahrens (§ 13 AHK) sowie eine
Regelung zur Honorierung von Parteienanträgen auf Nor-
menkontrolle (§ 8 Abs 1 AHK).

Die entsprechende Kundmachung vom 28. 5. 2015 finden
Sie in dieser Ausgabe des Anwaltsblattes unter der Rubrik
„Amtliche Mitteilungen“ sowie auf der Homepage des Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertages www.rechtsanwaelte.
at unter „Kundmachungen“. Die AHK in der konsolidierten
Fassung können Sie ebenfalls auf der Homepage unter „Geset-
zestexte“ abrufen.

UK

Änderung der Urkundenarchiv-RL

D as elektronische hochsichere Urkundenarchiv der öster-
reichischen Rechtsanwälte hat als GOG-Archiv am

1. 7. 2007 seinen Vollbetrieb aufgenommen. Per 27. 5. 2015
wurden darin 2.549.701 Urkunden von 4.603 Rechtsanwalts-
kanzleien archiviert.

Bislang betrug die Archivierungsgebühr für die „kurze Ar-
chivierung“ (7 Jahre) E 7,– zuzüglich E 0,35 Verrechnungss-
tellenentgelt (jeweils zuzüglich Umsatzsteuer). Diese Beträge
wurden seit der Kundmachung der „Richtlinie gemäß § 37
Abs 1 Z 7 Rechtsanwaltsordnung über die Errichtung und
Führung eines anwaltlichen Urkundenarchivs (Urkundenar-
chiv-RL)“ am 2. 5. 2007 nicht mehr angepasst.

Die Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages hat bei ihrer Tagung am 22. 5. folgende Än-
derung der Urkundenarchiv-RL beschlossen: Die Speicher-
dauer wird von 7 auf 10 Jahre verlängert. Pro eingespeicherter
Urkunde sind bei einer Speicherdauer von 10 Jahren E 9,– zu-
züglich E 0,45 Verrechnungsstellenentgelt (jeweils zuzüglich
Umsatzsteuer) zu entrichten. Diese Änderungen treten mit
1. 7. 2015 in Kraft. Die entsprechende Kundmachung finden
Sie in dieser Ausgabe des Anwaltsblattes unter der Rubrik
„Amtliche Mitteilungen“ sowie auf der Homepage des Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertages www.rechtsanwaelte.
at unter Kundmachungen.

MK

e-Akteneinsicht – 24 Stunden, bequem, günstig

D ie elektronische Akteneinsicht (§ 89 i Abs 2 GOG) bietet
die Möglichkeit, in streitigen Zivil- (Gattungen C, Cg,

Cga und Cgs) und Exekutionsverfahren (Gattung E) rund um
dieUhr online Einsicht in dasGeschäftsregister der Justiz (Ver-
fahrensautomation Justiz – VJ) zu nehmen. Der Webservice
steht grundsätzlich jedem Akteneinsichtsberechtigten offen
und ist mühelos zu bedienen. Alle in der VJ gespeicherten Da-
ten, wie etwa Termine, Beschlüsse, Protokolle und Informatio-
nen, wo sich zB der Papierakt derzeit befindet, werden demAn-
wender mit nur wenigen Mausklicks und gegen eine günstige
Gebühr von nur 21 Cent pro Abfrage (TP 14 Z 16 GGG) zu-
züglich der Verrechnungsstellenkosten zugänglich gemacht.
Unabhängig von den fixen Zeiten des Parteienverkehrs bietet
die Justiz so immer aktuell Informationen zum Verfahrens-
stand. Die angezeigte Information entspricht genau jener, wie
sie auf denGerichtsbildschirmen in der Fallansicht derVJ ange-
zeigt wird. Durch den Ausbau der VJ und die ausschließliche
Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs (ERV) seitens
derRechtsanwältinnen undRechtsanwälte steht in vielenFällen

bereits der Papierakt vollständig in digitaler Form zur Verfü-
gung.

Durch ein doppeltes Identitätsprüfungsverfahren bei den
Verrechnungsstellen sowie im Bundesrechenzentrum ist si-
chergestellt, dass die Einsicht in die Falldaten ausschließlich
nur für die im konkreten Verfahren Berechtigten möglich ist;
sie erhalten nur jene Fälle angezeigt, in denen sie selbst Partei
oder Parteienvertreter sind. Voraussetzung ist jedoch, dass die
Rechtsanwältin oder der Rechtsanwalt mit dem Anschriftcode
(R-, P-, S- oder J-Code) im konkreten Fall erfasst ist, was bei
einer Eingabe im Wege des elektronischen Rechtsverkehrs
(ERV) automatisch der Fall ist. Eine Abfrage ist auch dann ge-
währleistet, wenn die Fallansicht über einen R-Code erfolgt
und der Akt im System mit dem Anschriftcode der Kanzlei er-
fasst ist; dies gilt auch im umgekehrten Fall.

Für Fragen steht Dr. Thomas Gottwald, Bundesministerium
für Justiz, unter seiner E-Mail-Adresse thomas.gottwald@bmj.
gv.at gerne zur Verfügung.

Dr. Martin Schneider und Dr. Thomas Gottwald
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Polizeiliches Staatsschutzgesetz

D er ÖRAK hat sich in seiner Stellungnahme zum Ministe-
rialentwurf des Polizeilichen Staatsschutzgesetzes und Si-

cherheitspolizeigesetzes entschieden gegen die geplantenNeu-
regelungen ausgesprochen. Die im Entwurf vorgesehenen Be-
stimmungen schaffen den Behörden umfassende Eingriffsmög-
lichkeiten. Unter dem Aspekt des Schutzes der Grund- und
Freiheitsrechte ist allerdings eine unkontrollierte und unver-
hältnismäßige Einräumung solcher Befugnisse jedenfalls abzu-
lehnen. Vorgesehen ist etwa die Einführung von neun Landes-
ämtern des Verfassungsschutzes als Organisationseinheiten der
Landespolizeidirektionen (§§ 1 und 2 PStSG). In Anbetracht
der fehlenden effektiven Kontrolle und der dadurch entstehen-
den mangelnden Transparenz des sogenannten „Staatsschut-
zes“ hat sich der ÖRAK gegen dieses Vorhaben ausgesprochen.

Dem Entwurf ist ua auch die Ergänzung der Bestimmung des
§ 13a SPGumeinen drittenAbsatz zu entnehmen.DieseRege-
lung sieht die Möglichkeit vor, von gewissen Amtshandlungen
Bild- und Tonaufzeichnungen vorzunehmen. Eine sogenannte
Generalermächtigung der Sicherheitsbehörden zur Bild- und
Tonaufzeichnung wird vom ÖRAK als unverhältnismäßiger
Eingriff in die Grundrechte des Einzelnen abgelehnt. Sollte
dieses Gesetzesvorhaben tatsächlich verwirklicht werden, be-
steht aus Sicht des ÖRAK das Risiko einer Verselbständigung
des Staatsschutzes. Da der Entwurf dem Staatsschutz eine gera-
dezu eigenständige Vorgehensweise eröffnet, liegt die Gefahr
der Ausschaltung der politischen und verfassungsrechtlichen
Kontrolle sehr nahe. Die ausführliche Stellungnahme des
ÖRAK finden Sie unter www.rechtsanwaelte.at

Staatsanwaltschaftsgesetz

M it dem neuen Staatsanwaltschaftsgesetz soll das in der
Vergangenheit mehrfach diskutierte Weisungsrecht des

Bundesministers für Justiz gegenüber der Staatsanwaltschaft
reformiert werden. So wurde zur Erarbeitung neuer, verfas-
sungskonformer Regelungen Anfang des Jahrs 2014 ein Bera-
tungsgremium zur Reform der Berichtspflichten und des Wei-
sungsrechts zusammengesetzt, an welchem auch die Rechtsan-
waltschaft durch den Präsidenten des ÖRAK vertreten war.
Letztendlich haben die Empfehlungen des Beratungsgre-
miums Einschlag in den nun vorliegenden Ministerialentwurf
gefunden. So wurden bspw in berichtspflichtigen Strafsachen
neue Regelungen geschaffen, um die betreffenden Verfahren
zu beschleunigen (§ 8 StAG nF). Einen wichtigen Punkt stellt
außerdem die Einrichtung eines sogenannten „Weisenrats“
dar (§ 29b StAG nF). Es handelt sich dabei um einen für den

ministeriellen Weisungsbereich beratenden Beirat, welcher
bei der Generalprokuratur eingerichtet werden und damit
den Eindruck einer etwaigen politischen Beeinflussung der
Strafverfolgungsbehörden beseitigen soll. Der ÖRAK hat diese
Neuregelungen in seiner Stellungnahme begrüßt. Angeregt
wurde aber eine Erweiterung der mit der Bestimmung des
§ 8 Abs 1 StAG nF vorgesehenen Berichtspflicht der Staatsan-
waltschaft. Diese soll bei ausdrücklichem Verlangen des Be-
schuldigten an die übergeordnete Oberstaatsanwaltschaft be-
richten müssen. Generell fordert der ÖRAK, die Regelungen
derart auszugestalten, dass eine gewisse Transparenz und
Nachvollziehbarkeit betreffend den Umgang mit Weisungen
sichergestellt werden kann. Nähere Informationen entnehmen
Sie bitte der Stellungnahme des ÖRAK, welche Sie unter www.
rechtsanwaelte.at finden.

Strafrechtsänderungsgesetz 2015

D er Entwurf zum Strafrechtsänderungsgesetz 2015 wurde
am13. 3. 2015 inBegutachtung geschickt. Anfang des Jah-

res 2013 wurde zur Reform des Strafrechts die Arbeitsgruppe
„StGB 2015“ gegründet, in welcher auch der ÖRAK vertreten
war. Im Ministerialentwurf wurden einige Empfehlungen der
Arbeitsgruppe berücksichtigt. So wurde etwa der Begriff der
„Gewerbsmäßigkeit“ durch den der „Berufsmäßigkeit“ ersetzt
(§ 70 StGB nF). Auch wurde eine Erhöhung der Wertgrenzen
im Bereich der Vermögensdelikte vorgenommen, was vom
ÖRAK in seiner Stellungnahme begrüßt wurde (Z 56ff desMi-
nisterialentwurfs). Dass hingegen die Strafdrohungen im Be-
reich der Körperverletzungsdelikte drastisch erhöht werden
sollen, wurde vom ÖRAK kritisiert (§§ 83 bis 86 StGB nF).
Auch gegen die Einführung der groben Fahrlässigkeit hat sich
der ÖRAK ausgesprochen (§ 6 Abs 3 StGB nF). EineNeurege-

lung des Untreuetatbestands konnte dem Entwurf nicht ent-
nommen werden. Der ÖRAK hat aber im Rahmen seiner Stel-
lungnahmen zum Ministerialentwurf sowie zum darauffolgen-
den Initiativantrag der AbgeordnetenMag.Michaela Steinacker,
Dr. Johannes Jarolim ua („Bundesgesetz, mit dem das Strafge-
setzbuch, das Aktiengesetz und das Gesetz über Gesellschaften
mit beschränkter Haftung geändert werden“) Änderungsvor-
schläge unterbreitet und eine Aufteilung des § 153 StGB gefor-
dert. Demnach soll eine Unterscheidung zwischen dem wis-
sentlichen Verstoß gegen Anweisungen des Vollmachtgebers
und wissentlichem Befugnismissbrauch getroffen sowie der
Strafrahmen in Fällen eines fehlenden Bereicherungsvorsatzes
gesenkt werden. Nähere Informationen entnehmen Sie bitte
der unter www.rechtsanwaelte.at veröffentlichten Stellung-
nahme.
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Wichtige Informationen

Erbrechtsänderungsgesetz 2015

In Anbetracht der überwiegend aus dem 19. Jahrhundert
stammenden erbrechtlichen Bestimmungen des ABGB und

des von der Rechtsanwaltschaft seit Langem zum Ausdruck ge-
brachten Anpassungsbedarfs der Regelungsinhalte an die heu-
tigen Bedürfnisse ist zu begrüßen, dass auch der Gesetzgeber
die Notwendigkeit einer „Modernisierung“ dieses Rechtsge-
biets erkannt hat. So wurden bspw im Zusammenhang mit
dem fremdhändigen Testament neue Regelungen vorgeschla-
gen, welche einen allfälligen Missbrauch verhindern sollen
(§ 579 ABGB nF). Die Liste der Enterbungsgründe wurde er-
weitert (§ 770 ABGB nF). Die Rechte der Lebensgefährten
wurden insofern gestärkt, als ihnen ein außerordentliches Erb-
recht zukommen soll (§ 748 ABGB nF). Außerdem soll die
Möglichkeit der Pflichtteilsstundung für den Erblasser (§ 766

ABGB nF) eingeführt werden. Der ÖRAK hat in seiner Stel-
lungnahme einige Neuregelungen, so etwa die Pflichtteilsstun-
dung und die Erweiterung der Enterbungsgründe, begrüßt. Be-
anstandet wurde allerdings die Beibehaltung gerichtlicher als
fehleranfällig anerkannter Testamente (§ 581 ABGB nF). Auch
bringt die im Entwurf vorgesehene Abgeltung von Pflegeleis-
tungen von nahen Angehörigen im Verlassenschaftsverfahren
eine erhöhte Gefahr des Missbrauchs mit sich (§ 815 ABGB
nF). Im Zusammenhang mit der Bestimmung des § 145a Abs 2
AußStrG nF hat der ÖRAK eine verpflichtende Abfrage des
Testamentsregisters der österreichischen Rechtsanwälte gefor-
dert. Die ausführliche Stellungnahme des ÖRAK können Sie
unter www.rechtsanwaelte.at nachlesen.
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Inland

8. Juni 2015 INNSBRUCK
Wirtschaftsseminare-Organisation&Marketingser-
vice Gesellschaft mbH: Korrekte Errichtung von
Bauträgerverträgen
ao.Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm

9. Juni 2015 SALZBURG
Wirtschaftsseminare-Organisation & Marketing-
service Gesellschaft mbH: Korrekte Errichtung
von Bauträgerverträgen
ao.Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm

15. Juni 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Zustellrecht
Mag. Andreas Netzer

16. Juni 2015 WIEN
Wirtschaftsseminare-Organisation&Marketingser-
vice Gesellschaft mbH: Korrekte Errichtung von
Bauträgerverträgen
ao.Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm

19. Juni 2015 WIEN
Universität Wien, Institut f. Zivilrecht: Reform des
Erbrechts (Leitung: Univ.-Prof. Dr. Christian Rabl,
Univ.-Prof. Dr. Brigitta Zöchling-Jud)

22. Juni 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Sommerblock (BU-
Kurs)
Referententeam

26. Juni 2015 WIEN
CBTR – Centrum für deutsches und internationales
Baugrund- und Tiefbaurecht e.V.: Interdiszipli-
näre Fachtagung
DI Dr. Georg-Michael Vavrovsky, DI Uwe Hinzmann,
Prof. Dr. Rainer Schröder, DI Wolfgang Wiesner, Prof.
Dr. Klaus Englert
Nähere Informationen unter: www.cbtr.de

1. und 2. Juli 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Aufsichtsrat
Referententeam

1. und 2. Juli 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Bankaufsichtsrecht in der Praxis
Dr. Guido Sopp, CFE, Mag. Robert Schmidbauer,
LL.M.

2. Juli 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Juristenseminar
Mag. Claudia Spary

6. Juli 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Anfechtungsrecht im Insolvenzverfahren
Dr. Reinhard Rebernig

6. Juli 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Vertragsrecht aktuell
RADr. Clemens Trauttenberg, M.B.L.-HSG, RAMag.
Simone Petsche-Demmel

7. Juli 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Arbeitszeitrecht aktuell
o.Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

7. Juli 2015 BAD ISCHL
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Bilanzlesen für Juristen, Geschäftsführer und
Prokuristen
WP/StB Mag. Dr. Anton Egger

10. September 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Grundlehrgang (BU-
Kurs)
Referententeam

17. September 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Kurrentien-Grundsemi-
nar
RA Mag. Petra Trauntschnig, Ri Mag. Andreas Fuchs

24. bis 26. September 2015 FELDKIRCH
ÖRAK-Anwaltstag

29. September 2015 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Umsatzsteuer für rechtsberatende Berufe
Mag. Klaus Gaedke

30. September 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Europäisches Arbeits- & Sozialrecht
Prof. MR Dr. Bernhard Spiegel, Sen.-Präs. Dr. Ger-
hard Kuras

5. Oktober 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Fristen-Intensiv
RA Mag. Martin Gaugg

8. Oktober 2015 EISENSTADT
ÖRAV-Seminar-Beginn: Grundlehrgang (BU-
Kurs)
Referententeam

15. Oktober 2015 FELDKIRCH
ÖRAV-Seminar-Beginn: Einführung
RA Dr. Hubert Kinz
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20. Oktober 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Verfahren außer Streit
Dipl. Rpfl. ADir Walter Tatzber, RA Mag. Hubert
Hohenberger

28. Oktober 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Kosten-Aufbauseminar
RA Dr. Thomas Hofer-Zeni

9. November 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Grundbuch II
Dipl. Rpfl. RegR Anton Jauk

24. November 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Strafrecht-Intensiv
RA Mag. Katrin Ehrbar

3. Dezember 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Firmenbuch-Spezial
Dipl. Rpfl. ADir Walter Szöky

10. Dezember 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Zivilverfahren
RA Dr. Eva Schön

Ausland

3. und 4. Juli 2015 BIALYSTOK
Association Européenne des Avocats –European As-
sociation of Lawyers (AEA-EAL): European Fa-
mily and Social Security Law

6. Juli 2015 TOKYO
International Association of Lawyers (UIA): Dea-
ling with Companies in Crisis

11. und 12. September 2015 HAMBURG
International Association of Lawyers (UIA): 7th

Business Law Forum

25. und 26. September 2015 SOFIA
International Association of Lawyers (UIA): The
Court of Justice of the European Union (CJEU)
and the National Court – the Role of the Lawyer

6. und 7. November 2015 PADUA
Association Européenne des Avocats –European As-
sociation of Laywers (AEA-EAL): Automatic Ex-
change of Information on Tax Matters
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Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Sei-
ten 366 ff.
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" § 15a GmbHG:
Zur Bestellung eines Notgeschäftsführers

1. Die Bestellung eines Notgeschäftsführers gem
§ 15a GmbHG setzt voraus, dass entweder über-
haupt keine Geschäftsführer vorhanden sind oder
vorhandene Geschäftsführer ganz allgemein oder im
Einzelfall nicht handeln können.
2. Somit ist die Frage, ob bzw wann ein Notge-
schäftsführer zu bestellen ist, einzelfallbezogen
zu beurteilen und wirft regelmäßig keine erhebli-
chen Rechtsfragen auf.
3. Die Auswahl des zu bestellenden Notgeschäfts-
führers obliegt, ebenso wie die Auswahl des Notli-
quidators, dem Gericht.
4. Der Antragsteller kann eine zu bestellende Per-
son zwar vorschlagen, er hat jedoch kein subjekti-
ves Recht auf deren Bestellung.
OGH 20. 1. 2015, 6 Ob 39/14z JusGuide 2015/14/
13340.

" §§ 189 ff UGB:
Rechnungs- und Offenlegungspflicht für verdeckte
Kapitalgesellschaften

1. Gem § 189 Abs 1 Z 1 UGB kommen für unter-
nehmerisch tätige Personengesellschaften, bei de-
nen keine natürliche Person unbeschränkt haftender
Gesellschafter ist, die Bestimmungen für Kapital-
gesellschaften in Bezug auf Rechnungslegung, Ab-
schlussprüfung und Offenlegung sinngemäß zur
Anwendung.
2. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die unbe-
schränkt haftenden Gesellschafter einer OG oder
KG Kapitalgesellschaften sind, die dem österrei-
chischen Recht, dem Recht eines anderen Mit-
gliedstaats der Europäischen Union oder eines
Nichtmitgliedstaats unterliegen.
3. Ebenso kommt es nicht darauf an, ob die aus-
ländische Kapitalgesellschaft als einzig persönlich
haftende Gesellschafterin der inländischen (hier)
Kommanditgesellschaft selbst zur Offenlegung
verpflichtet ist.
OGH 9. 10. 2014, 6 Ob 165/14d GES 2015/2, 75.

" § 865 ABGB; § 5 PSG; § 228 ZPO:
Zum rechtlichen Interesse Begünstigter an der Feststel-
lung der Unwirksamkeit der Stiftungszusatzurkunde

1. Die Nichtigkeit eines Rechtsgeschäfts mangels
Geschäftsfähigkeit eines Vertragspartners kann auch
von einem am Rechtsgeschäft nicht beteiligten
Dritten geltend gemacht werden, wenn dieser ein
rechtliches Interesse iSd § 228 ZPO an der Nichtig-
erklärung hat.
2. Das bei der Privatstiftung tendenziell bestehende
Kontrolldefizit verlangt eine rechtsschutzfreundli-
che Auslegung jener Bestimmungen, die einzelnen

Personen die Legitimation zur Stellung von An-
trägen an das Gericht einräumen.
3. Demnach ist einem aktuell Begünstigten einer
Privatstiftung ein rechtliches Interesse an der Fest-
stellung, ob eine nachträglich errichtete Stiftungszu-
satzurkunde wegenGeschäftsunfähigkeit des Stifters
nichtig ist, zuzubilligen.
4. Das rechtliche Interesse ist jedoch dann zu ver-
neinen, wenn die Rechtskraftwirkung des Feststell-
ungsurteils die Beseitigung der Unsicherheit über
das Rechtsverhältnis nicht garantieren kann oder
dem Kläger ein einfacherer Weg zur Verfügung
steht, um dasselbe Ziel zu erreichen, oder wenn er
schon auf Leistung klagen könnte.
OGH 19. 11. 2014, 3 Ob 120/14 i PSR 2015, 35
(Loibner) = ZFS 2015/1, 12 = JusGuide 2015/13/
13317 (OGH).

" § 1 KSchG:
Zur Verbrauchereigenschaft des Gesellschafters

1. Die Verbraucher- bzw Unternehmereigenschaft
eines Gesellschafters ist in wirtschaftlicher Be-
trachtungsweise zu beurteilen; demnach ist maß-
geblich, ob der betroffene Vertragspartner ange-
sichts der Interessenidentität zwischen Gesell-
schafter und Gesellschaft in Wahrheit selbst un-
ternehmerisch tätig wird.
2. Bei einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise und
bei der Beurteilung,welchenEinfluss eine bestimmte
Person auf die Geschäftsführung der Gesellschaft
nahm bzw nehmen konnte, kommt es maßgeblich
auf die Umstände des Einzelfalls an.
3. So ist ein zu 50% an der Gesellschaft beteiligter
Gesellschafter, der zwar nie Geschäftsführer
war, jedoch sämtliche wichtigen wirtschaftlichen
Entscheidungen nur unter seiner Einbindung
und nach vorangegangener Rücksprache mit ihm
getroffen wurden und der nicht nur ein eigenes
wirtschaftliches Interesse, sondern auch Kenntnis
über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Un-
ternehmens hatte, Unternehmer und nicht Ver-
braucher.
OGH 29. 1. 2015, 6 Ob 170/14 i.

" §§ 14, 15, 27 PSG:
Keine Abberufung des Stiftungsvorstands durch Ände-
rung der Stiftungsurkunde

1. Die Abberufung des Vorstands ist nur durch ein
stiftungsinternes Organ nach Maßgabe des § 14
Abs 2 und 3 PSG oder durch das Gericht nach
Maßgabe des § 27 Abs 3 PSG möglich.
2. Diese Voraussetzungen dürfen nicht durch
eineÄnderung der Stiftungsurkunde unterlaufen
werden.
3. Gegen die Möglichkeit, den Vorstand durch Än-
derung der Stiftungsurkunde abzuberufen, sprechen
die gleichen Bedenken, die gegen dessen jederzei-
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tige Abberufbarkeit oder gegen eine kurze Funk-
tionsperiode sprechen, insb die Gefährdung der
erforderlichen Unabhängigkeit des Vorstands.
4. Es kann zwar für bestellte Mitglieder des Stif-
tungsvorstands durch Änderung der Stiftungsur-
kunde nachträglich eine Höchstgrenze bestimmt
werden, dabei ist jedoch darauf zu achten, dass
eine verbleibende angemessene Mindestfunk-
tionsperiode gewährleistet ist.
OGH 19. 11. 2014, 6 Ob 140/14b.

" § 9 AußStrG; § 8 ZPO; § 15 Abs 3a PSG:
Rechtsmittellegitimation des Prozessgegners bei der
Kuratorbestellung

1. Dem Prozessgegner des Kuranden kommt gegen
die Auswahl der Person des Kurators grundsätzlich
kein Rechtsmittel zu, da mit der Auswahl der Person
des Vertreters nicht in die subjektiven Rechte des
ansonsten am Verfahren Beteiligten eingegriffen
wird.
2. Die Rechtsmittelbefugnis ist aber dann zu beja-
hen, wenn eine aus rechtlichen Gründen ungeeig-
nete Person zum Prozesskurator bestellt wird und
daher der Mangel der Vertretung der Partei gerade
nicht behoben wird.
3. In diesem Fall wird in die Rechtssphäre der zur
Antragstellung nach § 8 ZPO Berufenen eingegrif-
fen. Ihre Rechtsmittelbefugnis ist daher zu bejahen.
OGH 19. 11. 2014, 6 Ob 148/14d ZFS 2015/1, 20
(Oberndorfer).

" § 54 Abs 1 StGB (§ 47 Abs 2, § 50 Abs 3, § 51 Abs 4,
§ 53 Abs 2 StGB):

Mangelnde Compliance nach bedingter Entlassung aus
Maßnahmenvollzug = EvBl 2015/42

Hat das Gericht eine bereits erteilte Weisung wäh-
rend ihres Geltungszeitraums geändert, ohne das
ihr zugrunde liegende Ge- oder Verbot wesentlich
zu verändern (wie dies etwa bei der Anpassung von
Behandlungs- oder Kontrollintervallen der Fall ist),
und kommt der Rechtsbrecher der Weisung weder
unter den bis dahin geltenden noch unter den geän-
dertenBedingungen nach, so erfüllt –demZweck des
§ 53 Abs 2 erster Fall StGB entsprechend – bereits
eine zur ursprünglichen Weisung erteilte förmliche
Mahnung die Widerrufsvoraussetzung.
OGH 3. 12. 2014, 15 Os 129/14 f, 130/14b (OLG
Linz 10 Bs 224/12 f; LG Salzburg 42 BE 183/09k).

" § 362 Abs 1 Z 1 StPO (Art 6 Abs 3 lit c MRK) = EvBl-
LS 2015/47:

Versagen des Verteidigers als Grundrechtsverletzung
Gravierende Fehler des Verfahrenshilfeverteidigers
sind erforderlichenfalls durch außerordentliche
Wiederaufnahme auszugleichen.
OGH 25. 11. 2014, 11 Os 114/14w.

" § 211 Abs 3 StGB = EvBl-LS 2015/56:
Blutschande zwischen halbbürtigen Geschwistern

Beischlaf von halbbürtigen Geschwistern begründet
Blutschande nach § 211 Abs 3 StGB.
OGH 13. 1. 2015, 11 Os 152/14h.

" § 67 Abs 5 StPO (§ 366 Abs 3, § 464 Z 3 StPO) =
EvBl-LS 2015/48:

Keine Rechtsmittellücke für zurückgewiesene Privatbe-
teiligungsanschlüsse

Aus § 67 Abs 5 StPO kann eine – im Interesse der
Verfahrensökonomie und der Vermeidung unnöti-
ger Prozesskosten bestehende – Verpflichtung zu
möglichst frühzeitiger Zurückweisung unzulässiger
PBAnschlüsse abgeleitet werden. Ein entsprechen-
der B kann in jedem Verfahrensstadium, so auch
noch nach Schluss der HV (§ 257 StPO), gefasst
werden. Der Betroffene hat (mangels ges Ausnah-
meregelung) – unabhängig davon, wann die Zurück-
weisung erfolgt – das Recht, gegen einen solchen B
Beschwerde an das OLG zu erheben. Der Be-
schwerde kommt grundsätzlich keine aufschiebende
Wirkung zu (§ 87 Abs 3 StPO), die Vertagung der
HV allein im Hinblick auf die Beschwerde des PB
gegen einen, in dieser HV erfolgten, Zurückwei-
sungsB kommt – zufolge damit verbundener Verzö-
gerung des Verfahrens – nicht in Betracht.
Zur Vermeidung einer dadurch entstehenden
Rechtsschutzlücke ist der von einer noch nicht rkZu-
rückweisung seiner Anschlusserklärung Betroffene
weiterhin als PB iSd § 67 StPO anzusehen, womit
ihmauch die inAbs 6 dieser Bestimmungnormierten
Rechte zustehen. Erhebt der von der Zurückweisung
Betroffene (wie hier) rechtzeitig Beschwerde oder
wird das Urteil innerhalb der 14-tägigen Beschwer-
defrist verkündet, ist er im Fall eines Schuldspruchs
wegen der Tat(en), auf die sich der PBAnschluss
stützt (vgl § 366 Abs 3 StPO), zur Bekämpfung des
Urteil mittels Berufung berechtigt, als wäre er mit
seinen Ansprüchen auf den Zivilrechtsweg verwiesen
worden. Will er davon Gebrauch machen, hat er die
Berufung binnen drei Tagen nach Urteilsverkün-
dung (auch wenn er bei dieser nicht anwesend war)
anzumelden, in welchem Fall ihm eine Urteilsab-
schrift zuzustellen ist (§ 294 Abs 1 und 2 StPO).
Das BerG hat dann auch die noch nicht rk entschie-
dene Frage der Parteistellung des PB zu prüfen und
(bei deren Vorliegen) einen eigenständigen Aus-
spruch über dessen Ansprüche zu treffen. Daraus
folgt aber auch, dass über die Beschwerde gegen die
Zurückweisung seiner Anschlusserklärung nach Ur-
teilsfällung nicht mehr zu entscheiden ist, eine des-
sen ungeachtet erfolgte Entscheidung unwirksam
wäre, und dass die Bekämpfung der (Nicht-)Legiti-
mation eines PB nach diesem Zeitpunkt nur mehr
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mit den gegen das Urteil vorgesehenen RM erfolgen
kann. Eine Übermittlung der Akten an das OLG zur
Entscheidung über die Beschwerde erübrigt sich da-
her.
Eine im Zeitpunkt der Urteilsverkündung bereits rk
Zurückweisung des PBAnschlusses entfaltet hinge-
gen Bindungswirkung. Die vorstehenden Ausfüh-
rungen gelten – wie der Vollständigkeit halber er-
gänzt sei – sinngemäß auch für die Legitimation
zur Ergreifung einer NB gem § 282 Abs 2 StPO.
OGH 16. 12. 2014, 14 Os 97/14 t.

" § 485 Abs 1 StPO (§ 450 StPO) = EvBl 2015/48:
Vorprüfung des Strafantrags durch ER

Bei der Anordnung der HV handelt es sich um einen
das Gericht bindenden contrarius actus zu den B
nach § 485 Abs 1 Z 1 bis 3 StPO. Schon wegen
der mit ihr verbundenen rechtlichen Konsequenzen
ist eine solche Anordnung, insb wenn sie nicht mit
der Ausschreibung der HV einhergeht, im Akt un-
missverständlich zu dokumentieren. Erst nachdem
der ER nach amtswegiger Überprüfung eine der bei-
den vorgenannten Entscheidungen getroffen hat,
kann es (mittelbar) zu einem Kompetenzkonflikt
iSd § 38 StPO kommen.
OGH 28. 10. 2014, 14 Ns 56/14 t (LGSt Wien
61 Hv 142/14v).

" § 176 Abs 1 StGB = EvBl 2015/49:
Vorsätzliche Gemeingefährdung

Eine konkrete Gemeingefährdung von Personen
setzt voraus, dass die größere Zahl von Menschen
gleichzeitig in den Gefahrenradius gerät, eine ku-
mulative Verletzungsmöglichkeit vorliegt und der
Vorsatz die konkrete Gemeingefährdung, das heißt
die Herbeiführung eines solchen Sachverhalts, um-
fasst. Eine bloß sukzessive Gefährdung genügt dem-
nach nicht.
OGH 20. 1. 2015, 14 Os 140/14 s (LG Leoben
14 Hv 104/14 s).

" § 248 Abs 1 StPO (§ 93 Abs 2 und 4, § 154 Abs 2
StPO) = EvBl-LS 2015/55:

In der HV beschlossene Beugehaft nicht mit Be-
schwerde anfechtbar

Gegen eine in der HV erfolgte – mit einem Eingriff
in das Grundrecht auf pers Freiheit nach Art 5MRK
verbundene – Verhängung von Beugehaft (§ 154
Abs 2 iVm § 93 Abs 2 und 4, § 248 Abs 1 erster Satz
StPO) steht dem Betroffenen kein Instanzenzug of-
fen (§ 1 Abs 1 GRBG), vielmehr eine grundsätzlich
unmittelbar dagegen gerichtete Grundrechtsbe-
schwerde an den OGH.
OGH 1. 12. 2014, 14 Os 123/14 s.

" § 16 ABGB; Art 8 EMRK; § 130 Abs 5 GewO:
Verschwiegenheitspflicht versus Achtung des Privat-
und Familienlebens

Die beklagten Detektive observierten den Kläger
und dessen Familie, indem sie einen Peilsender an
dessen Pkw anbrachten. Im gegen sie geführten
Strafverfahren legten die Beklagten Unterlassungs-
verpflichtungen vor, in denen sie sich verpflichteten,
an Fahrzeugen des Klägers keine GPS-Peilsender
mehr anzubringen. Im gegenständlichen Verfahren
begehrt der Kläger von den Beklagten, ihm die Da-
ten des Auftraggebers betreffend die durchgeführte
Überwachung seiner Person bekanntzugeben.
In seiner rechtlichen Beurteilung nahm das ErstG
eine Interessenabwägung zwischen der den Berufs-
detektiven auferlegten gesetzlichen Verschwiegen-
heitspflicht (§ 130 Abs 5 GewO) und dem Interesse
des Klägers auf Achtung des Privat- und Familienle-
bens (Art 8 EMRK) vor, das als höherrangig angese-
hen wurde, weshalb die Durchbrechung der Ver-
schwiegenheitspflicht gerechtfertigt sei. Das BerG
änderte das Ersturteil im klageabweisenden Sinn
ab. Der OGH erachtete die aoRev zwar für zulässig,
jedoch nicht für berechtigt. Der Kläger begehre
nicht bloß eine Abwehr, sondern ein aktives Han-
deln der beklagten Parteien in Form einer Preisgabe
vonWissen. Ein solcher Anspruch würde vorausset-
zen, dass die beklagten Parteien dem Kläger gegen-
über zum Schutz seiner privaten Sphäre verpflichtet
wären. Das Bestehen einer solchen allgemeinen (au-
ßervertraglichen) Fürsorgepflicht sei allerdings
nicht zu erkennen.
OGH 22. 1. 2014, 3 Ob 197/13m EvBl 2014, 734 =
jusIT 2014, 140 (Thiele) = ÖJZ 2014, 744 (Bydlinski)
= RdW 2014, 398 = ecolex 2015, 257 (Wilhelm).

" § 148 ABGB; § 530 Abs 1 Z 7, § 534 ZPO:
Fristen bei Wiederaufnahme eines Abstammungs-
verfahrens aufgrund DNA-Gutachten

Der Kläger, der die im Vorprozess vergeblich einge-
wendete biologische Unmöglichkeit seiner Vater-
schaft unter Berufung auf ein neu eingeholtes priva-
tes DNA-Gutachten behauptet, macht einen taugli-
chenWiederaufnahmsgrund geltend. Da der Kläger
damit gerechnet hatte, ohnehin der Vater der Be-
klagten zu sein und ihn keine Nachforschungspflicht
traf, konnte die bloße Verfügbarkeit einer neuen
Untersuchungsmethode die subjektive Klagefrist
nicht auslösen. Erst mit Vorliegen des Privatgutach-
tens war der Kläger in der Lage, einen form- und in-
haltsgerechten Beweisantrag zu stellen, ohne die be-
reits im Vorprozess erfolglos aufgestellte Behaup-
tung des Ausschlusses seiner Vaterschaft entgegen
§ 178 Abs 1 ZPO ohne ausreichende Anhaltspunkte
und deshalb „ins Blaue“ zu wiederholen. Ein über

331Österreichisches Anwaltsblatt 2015/06

Recht kurz und bündig



Österreichisches Anwaltsblatt 2015/06332

Recht kurz und bündig

die bloße abstrakte Möglichkeit hinausgehender hö-
herer Grad der Wahrscheinlichkeit der Eignung ei-
nes DNA-Gutachtens, bei Benützung im früheren
Verfahren eine für den Kläger günstigere Entschei-
dung herbeizuführen, also den Ausschluss seiner Va-
terschaft beweisen zu können, war erst zu diesem
Zeitpunkt gegeben. Erst- und RekG waren noch
von einer Verfristung der Klage ausgegangen. Der
OGH erachtete die aoRev des Klägers als zulässig
und berechtigt.
OGH 23. 1. 2015, 8 Ob 74/14m Zak 2015/190,
113.

" § 54 Abs 1a ZPO:
Prüfung des Kostenverzeichnisses bei fehlenden Ein-
wendungen

Ohne Einwendungen des kostenersatzpflichtigen
Gegners besteht eine bloß eingeschränkte Pflicht

zur amtswegigen Prüfung der verzeichneten Kosten.
Konkret handelt es sich dabei um die Verpflichtung,
die in erster Instanz verzeichneten Kosten einer
Überprüfung auf das Bestehen von Schreib- oder
Rechenfehlern und von „offenbaren Unrichtigkei-
ten“ zu unterziehen.
Unter solche bereits bei überblicksartiger Akten-
sichtung ins Auge stechenden Unrichtigkeiten fallen
auch gar nicht erbrachte und damit zu Unrecht
verzeichnete Leistungen ebenso wie unverbrauchte
Kostenvorschüsse und sonstige evidente Gesetzwid-
rigkeiten. Auch solche Fehler, die durch einfaches
Gegenüberstellen und Vergleichen der Kostennoten
der Prozessparteien bereits ins Auge springen, sind
unter den Begriff der offenbaren Unrichtigkeit zu
subsumieren.
OLGWien 19. 3. 2015, 34 R 23/15z Zak 2015/244,
138.
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Aktuelle EU-Vorhaben im Strafrecht
Entwurf einer Richtlinie zur Prozesskostenhilfe („Legal Aid“)

Von StA Dr. Brigitte Rom, Wien. Die Autorin ist Staatsanwältin, derzeit dienstzugeteilt im Bundesministerium für Justiz,
Abteilungen für materielles Strafrecht und Strafverfahrensrecht

Der Beitrag stellt die aktuellen Arbeiten an einer Richtlinie zur Prozesskostenhilfe vor dem Hintergrund der europä-
ischen Entwicklungen im Bereich der Verfahrensrechte für Verdächtige und Beschuldigte in Strafverfahren dar.

I. Verfahrensrechte für Verdächtige
und Beschuldigte in
Strafverfahren

1. Der Fahrplan zu Stärkung der Verfahrensrechte
(„Roadmap Procedural Rights“)

Am 30. 11. 2009 verabschiedete der Rat im Wege ei-
ner Entschließung1) einen Fahrplan zur Stärkung der
Verfahrensrechte von Verdächtigen oder Beschuldig-
ten in Strafverfahren (im Folgenden Fahrplan Verfah-
rensrechte).2) Gemäß Pkt 1. der Entschließung sollen
auf Ebene der Europäischen Union Maßnahmen er-
griffen werden, um die Rechte von Verdächtigen oder
Beschuldigten in Strafverfahren zu stärken. In Pkt 3.
wird die Europäische Kommission ersucht, Vorschläge
in Bezug auf die im Fahrplan festgelegten Maßnahmen
zu unterbreiten.

Der Fahrplan Verfahrensrechte umfasst folgende
Maßnahmen:
" Maßnahme A: Übersetzungen und Dolmetschleis-

tungen;
" Maßnahme B: Belehrung über die Rechte und Un-

terrichtung über die Beschuldigung;
" Maßnahme C: Rechtsbeistand und Prozesskosten-

hilfe;
" Maßnahme D: Kommunikation mit Angehörigen,

Arbeitgebern und Konsularbehörden;
" Maßnahme E: Besondere Garantien für schutzbe-

dürftige Verdächtige oder Beschuldigte;
" Maßnahme F: Ein Grünbuch über die Untersu-

chungshaft.
Rechtsgrundlage für das Tätigwerden der EU ist hier
Art 82 AEUV. Gem Art 82 Abs 1 Satz 1 AEUV beruht
die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen in der
Union auf dem Grundsatz der gegenseitigen Anerken-
nung gerichtlicher Urteile und Entscheidungen und
umfasst die Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten in den in Abs 2 und in Art 83 genann-
ten Bereichen. Art 82 Abs 2 AEUV sieht vor, dass das
Europäische Parlament und der Rat gemäß dem or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahren durch Richt-
linien Mindestvorschriften festlegen können, soweit
dies zur Erleichterung der gegenseitigen Anerkennung

gerichtlicher Urteile und Entscheidungen und der po-
lizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsa-
chen mit grenzüberschreitender Dimension erforder-
lich ist.3) Die gegenseitige Anerkennung bedingt, dass
die Mitgliedstaaten Vertrauen in die Verfahrenssys-
teme der anderen Mitgliedstaaten haben. Dies schließt
mit ein, dass die Rechte der Beschuldigten in angemes-
sener Weise gewahrt werden.4)

2. Bisherige Rechtsakte

In Umsetzung des Fahrplans Verfahrensrechte auf eu-
ropäischer Ebene sind bislang drei Richtlinien ergan-
gen. Dabei handelt es sich um die RL 2010/64/EU
des Europäischen Parlaments und des Rates vom
20. 10. 2010 (im Folgenden Richtlinie Dolmetsch),5)
die RL 2012/13/EU des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 22. 5. 2012 (im Folgenden Richtli-
nieRechtsbelehrung)6) unddieRL2013/48/EUdesEu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 22. 10. 2013
(im Folgenden Richtlinie Rechtsbeistand).7)
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1) Entschließung des Rates vom 30. 11. 2009 über einen Fahrplan zur
Stärkung der Verfahrensrechte von Verdächtigen oder Beschuldig-
ten in Strafverfahren, ABl C 2009/295, 1 ff (4. 12. 2009).

2) Zur Genese dieser Entschließung s Weratschnig, Die RL über die
Rechte auf Dolmetschleistungen und auf Übersetzungen – Ein ers-
ter Schritt zu Mindeststandards im Strafverfahren, JSt 2012, 140 ff.

3) Siehe zum Gesetzgebungsprozess im Bereich des Strafverfahrens
nach dem Vertrag von Lissabon Zeder, Erste Schritte nach dem Ver-
trag von Lissabon (Teil 1), JSt 2010, 66 ff.

4) Vgl etwa ErwGr 4 der RL 2013/48/EU des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 22. 10. 2013 über das Recht auf Zugang zu ei-
nem Rechtsbeistand in Strafverfahren und in Verfahren zur Vollstre-
ckung des Europäischen Haftbefehls sowie über das Recht auf Be-
nachrichtigung eines Dritten bei Freiheitsentzug und das Recht
auf Kommunikation mit Dritten und mit Konsularbehörden wäh-
rend des Freiheitsentzugs, ABl L 2013/294, 1 ff (6. 11. 2013).

5) RL 2010/64/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
20. 10. 2010 über das Recht auf Dolmetschleistungen und Überset-
zungen in Strafverfahren, ABl L 2010/280, 1 ff (26. 10. 2010).

6) RL 2012/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
22. 5. 2012 über das Recht auf Belehrung und Unterrichtung in
Strafverfahren, ABl L 2012/142, 1 ff (1. 6. 2012).

7) RL 2013/48/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
22. 10. 2013 über das Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand
in Strafverfahren und in Verfahren zur Vollstreckung des Europä-
ischen Haftbefehls sowie über das Recht auf Benachrichtigung eines
Dritten bei Freiheitsentzug und das Recht auf Kommunikation mit
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Die Richtlinien Dolmetsch und Rechtsbelehrung
wurden in Österreich durch das Strafprozessrechtsän-
derungsgesetz 20138) umgesetzt. Insbesondere wurden
die §§ 50 (Rechtsbelehrung), 56 (Übersetzungshilfe),
66 (Opferrechte), 381 und 393 (Kosten des Strafver-
fahrens) der Strafprozessordnung novelliert. Die
Richtlinie Rechtsbeistand ist bis zum 27. 11. 2016 in
nationales Recht umzusetzen.

3. Aktuelle Entwicklungen

Daneben durchlaufen derzeit drei weitere Richtli-
nienvorschläge der Europäischen Kommission den
europäischen Gesetzgebungsprozess. Sowohl der Vor-
schlag einer Richtlinie des Europäischen Parlaments
und des Rates über Verfahrensgarantien in Strafver-
fahren für verdächtige und beschuldigte Kinder9)
als auch der Vorschlag einer Richtlinie des Europä-
ischen Parlaments und des Rates zur Stärkung be-
stimmter Aspekte der Unschuldsvermutung und
des Rechts auf Anwesenheit in der Verhandlung
in Strafverfahren10) befinden sich momentan im Sta-
dium des Trilogs.

Beim dritten aktuellen Legislativprojekt handelt es
sich um den Vorschlag einer Richtlinie über vorläufige
Prozesskostenhilfe für Verdächtige oder Beschuldigte,
denen die Freiheit entzogen ist, sowie über Prozess-
kostenhilfe in Verfahren zur Vollstreckung eines
Europäischen Haftbefehls (im Folgenden Richtlinie
Prozesskostenhilfe).11)

II. Entwurf einer Richtlinie zur
Prozesskostenhilfe

1. Vorarbeiten der Europäischen Kommission

Zeitgleich mit der Vorlage ihres Vorschlags für die
Richtlinie zur Prozesskostenhilfe im November 2013
veröffentlichte die Europäische Kommission eine
Empfehlung zum Recht auf Prozesskostenhilfe in
Strafverfahren für Verdächtige und Beschuldigte (im
Folgenden Empfehlung Prozesskostenhilfe)12) sowie
eine Folgenabschätzung („Impact Assessment“).13)

a. Empfehlung Prozesskostenhilfe

Die Empfehlung Prozesskostenhilfe, die keinen ver-
pflichtenden Charakter hat, beschäftigt sich im We-
sentlichen mit zwei Themenkomplexen, und zwar ei-
nerseits dem Zugang zur (ordentlichen) Prozess-
kostenhilfe, andererseits derWirksamkeit und Qua-
lität(skontrolle) der Prozesskostenhilfe.

Gemäß Pkt 4. der Empfehlung Prozesskostenhilfe
sollen Verdächtige oder Beschuldigte sowie gesuchte
Personen zumindest dann Prozesskostenhilfe erhalten,
wenn sie aufgrund ihrer finanziellen Situation nicht über
ausreichende Mittel verfügen, um die Verteidigungs-

und Verfahrenskosten zur Gänze oder teilweise zu tra-
gen (Bedürftigkeitsprüfung), und/oder diese Hilfe im
Interesse der Rechtspflege geboten ist (Begründet-
heitsprüfung).Die Information des Beschuldigten über
denZugang zur Prozesskostenhilfe soll leicht zugänglich
und leicht verständlich sein.14) Die Anforderungen an die
durchzuführende Bedürftigkeits- und/oder Begründe-
theitsprüfung werden in den Punkten 6ff der Empfeh-
lung Prozesskostenhilfe näher beleuchtet. Im Bereich
derWirksamkeit undQualität(skontrolle) hält die Emp-
fehlung insbesondere fest, dass15)

" die Bestellung des Prozesskostenhilfeanwalts durch
eine unabhängige Behörde, deren Entscheidung ei-
ner Überprüfung zugänglich ist, erfolgen sollte;

" es Mechanismen zur Qualitätssicherung für Pro-
zesskostenhilfeanwälte geben sollte;

" ein Zulassungssystem für Prozesskostenhilfeanwälte
geschaffen werden sollte;

" geeignete Schulungen, Verpflichtung zurWeiterbil-
dung bestehen sollten;

" die Wünsche des Beschuldigten bei der Auswahl des
Verteidigers (soweit möglich) berücksichtigt werden
sollten.

b. Vorschlag der Europäischen Kommission
einer Richtlinie zur Prozesskostenhilfe

Der Vorschlag einer Richtlinie zur Prozesskostenhilfe
ist kurz gehalten und umfasst insgesamt acht Artikel,
wobei die wesentlichen Rechte in Bezug auf die Pro-
zesskostenhilfe in zwei Artikeln (Art 4 und 5) geregelt
werden. Dem Vorschlag nach soll sich die Richtlinie
einerseits auf Verdächtige oder Beschuldigte in
Strafverfahren, denen die Freiheit entzogen wurde
und die Anspruch auf einen Rechtsbeistand nach Maß-
gabe der Richtlinie Rechtsbeistand haben,16) sowie an-
dererseits auf gesuchte Personen, gegen die ein Ver-
fahren zur Vollstreckung eines Europäischen Haftbe-
fehls eingeleitet worden ist,17) beziehen. Unter dem
Begriff Prozesskostenhilfe versteht der Vorschlag
die Bereitstellung finanzieller Mittel und Unterstüt-
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Dritten und mit Konsularbehörden während des Freiheitsentzugs,
ABl L 2013/294, 1 ff (6. 11. 2013).

8) Bundesgesetz, mit dem die Strafprozessordnung 1975, das Strafre-
gistergesetz 1968 und das Sicherheitspolizeigesetz geändert wer-
den (Strafprozessrechtsänderungsgesetz 2013) BGBl I 2013/195.

9) COM (2013) 822 final – 2013/0408 (COD).
10) COM (2013) 821 final – 2013/0407 (COD).
11) COM (2013) 824 final – 2013/0409 (COD).
12) Empfehlung der Kommission vom 27. 11. 2013 zum Recht auf Pro-

zesskostenhilfe in Strafverfahren für Verdächtige oder Beschuldigte,
C (2013) 8179.

13) SWD (2013) 477.
14) Pkt 5. der Empfehlung Prozesskostenhilfe.
15) Vgl Pkte 17. ff der Empfehlung Prozesskostenhilfe.
16) Vgl Art 1 Abs 1, COM (2013) 824 final – 2013/0409 (COD).
17) Vgl Art 1 Abs 2, COM (2013) 824 final – 2013/0409 (COD).



zung durch die Mitgliedstaaten zur Gewährleistung
des Rechts auf Zugang zu einem Rechtsbeistand.18)

Die Richtlinie regelt zunächst die „vorläufige Pro-
zesskostenhilfe“, das ist jene Prozesskostenhilfe, die zu
gewähren ist, bis über die (ordentliche) Prozesskosten-
hilfe endgültig entschieden ist.19) Einzige Anspruchsvo-
raussetzung für eine „vorläufige Prozesskostenhilfe“ ist
grundsätzlich, dass demVerdächtigen oder Beschuldig-
ten bzw der gesuchten Person die Freiheit entzogen
wurde.20) Stellt sich bei nachfolgender Prüfung heraus,
dass die Person die Voraussetzungen für (ordentliche)
Prozesskostenhilfe nicht erfüllt, sieht die Richtlinie eine
Rückforderungsmöglichkeit der Mitgliedstaaten vor.21)

Des Weiteren regelt die Richtlinie die (ordentliche)
Prozesskostenhilfe für gesuchte Personen, gegen die
ein Verfahren zur Vollstreckung eines Europäischen
Haftbefehls eingeleitet worden ist. Gesuchte Personen
sollen ab dem Zeitpunkt ihrer Festnahme aufgrund ei-
nes Europäischen Haftbefehls bis zu ihrer Übergabe
bzw mangels einer solchen bis zur rechtskräftigen Ent-
scheidung über die Übergabe im Vollstreckungs-
mitgliedstaat das Recht auf Prozesskostenhilfe ha-
ben.22) Ferner soll – in gewissem Umfang – auch im
Ausstellungsstaat ein Zugang zur Prozesskosten-
hilfe bestehen.23) Dieses Recht auf (ordentliche) Pro-
zesskostenhilfe kann jeweils von einer Prüfung der
Bedürftigkeit bzw des Rechtspflegeinteresses ab-
hängig gemacht werden.24)

2. Allgemeine Ausrichtung des Rates

Nach mehreren Verhandlungsrunden auf Ebene der
Ratsarbeitsgruppe wurde am JI-Rat vom 13. 3. 2015
eine Allgemeine Ausrichtung des Rates zur Richtlinie
Prozesskostenhilfe angenommen.25) Gegenüber dem
Richtlinienvorschlag der Europäischen Kommission
sind folgende Änderungen hervorzuheben:
" Ausnahmebestimmungen vom Anwendungsbe-

reich, und zwar einerseits betreffend die sogenann-
ten „geringfügigen Straftaten“,26) andererseits be-
treffend bestimmte kurzfristige Freiheitsentziehun-
gen wie im Zuge von Vorführungen und bei be-
stimmten Ermittlungsmaßnahmen;27)

" Möglichkeit der Einführung einer Verhältnismä-
ßigkeitsprüfung unter bestimmten Voraussetzun-
gen;28)

" Streichung des Rechts auf Zugang zu Prozess-
kostenhilfe im Ausstellungsstaat im Rahmen des
EuHB-Verfahrens;29)

" Einschränkung der Verpflichtung zur Datenüber-
mittlung auf verfügbare Daten;30)

" Umsetzungsfrist von 24 (statt 36) Monaten.31)

3. Verhandlungsstand im Europäischen Parlament

Am 11. 12. 2014 präsentierte Dennis De Jong, der zu-
ständige Berichterstatter des LIBE-Ausschusses des

Europäischen Parlaments, seinen Berichtsentwurf zur
Richtlinie Prozesskostenhilfe.32) In diesem wird – im
Vergleich zum Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion – eine Ausweitung des Anwendungsbereichs
gefordert. So sollen ua im Bereich der (nationalen)
Strafverfahren auch die „ordentliche“ (nicht nur die
vorläufige) Prozesskostenhilfe geregelt33) und der Um-
fang des Zugangs zum Rechtsbeistand im Rahmen des
Verfahrens zur Vollstreckung eines Europäischen
Haftbefehls ausgeweitet34) werden. Überdies sollen zu-
sätzlich Vorschriften über die Auswahl und Qualitäts-
standards für Prozesskostenhilfeanwälte in die Richtli-
nie übernommen werden.35) Bis zum Ende der entspre-
chenden Frist am 30. 1. 2015 wurden von Mitgliedern
des LIBE-Ausschusses zahlreiche weitere Abände-
rungsanträge eingebracht.36) Diese entsprechen zum
Teil der Allgemeinen Ausrichtung des Rates, zum Teil
gehen sie aber noch deutlich über die Änderungsvor-
schläge von Berichterstatter De Jong hinaus.

4. Ausblick

Nach Abschluss der Diskussionen im Europäischen
Parlament wird der Richtlinienvorschlag im Rahmen
des Trilogs weiter verhandelt werden. Ein Zeitplan
hierfür liegt aktuell noch nicht vor.

335Österreichisches Anwaltsblatt 2015/06

Strafrechtskommission 2014

Aktuelle EU-Vorhaben im Strafrecht
Autorin: StA Dr. Brigitte Rom, Wien

18) Vgl Art 3 lit a, COM (2013) 824 final – 2013/0409 (COD).
19) Vgl Art 3 lit b, COM (2013) 824 final – 2013/0409 (COD).
20) Vgl Art 4 Abs 1, COM (2013) 824 final – 2013/0409 (COD).
21) Vgl Art 4 Abs 5, COM (2013) 824 final – 2013/0409 (COD).
22) Vgl Art 5 Abs 1, COM (2013) 824 final – 2013/0409 (COD).
23) Vgl Art 5 Abs 2, COM (2013) 824 final – 2013/0409 (COD).
24) Vgl Art 5 Abs 3, COM (2013) 824 final – 2013/0409 (COD).
25) Ratsdokument vom 26. 2. 2015, 6603/15 DROIPEN 20 COPEN 62

CODEC 257.
26) Vgl hierzu die vergleichbaren Regelungen in Art 1 Abs 3 der Richt-

linie Dolmetsch und Art 2 Abs 2 der Richtlinie Rechtsbelehrung.
27) Vgl Art 2 Abs 3 und 4 Ratsdokument vom 26. 2. 2015, 6603/15

DROIPEN 20 COPEN 62 CODEC 257.
28) Vgl Art 4 Abs 2a Ratsdokument vom 26. 2. 2015, 6603/15 DROI-

PEN 20 COPEN 62 CODEC 257.
29) Vgl Art 5 Abs 2 Ratsdokument vom 26. 2. 2015, 6603/15 DROIPEN

20 COPEN 62 CODEC 257.
30) Vgl Art 6 Ratsdokument vom 26. 2. 2015, 6603/15 DROIPEN 20

COPEN 62 CODEC 257.
31) Vgl Art 8 Ratsdokument vom 26. 2. 2015, 6603/15 DROIPEN 20

COPEN 62 CODEC 257.
32) Abrufbar auf der Homepage des Europäischen Parlaments unter:

www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//
NONSGML+COMPARL+PE-544.135+01+DOC+PDF+V0//EN&
language=EN

33) Vgl „Amendment“ Nr 26.
34) Vgl „Amendment“ Nr 30.
35) Vgl „Amendment“ Nr 27.
36) Insgesamt wurden 120 weitere Abänderungsanträge eingebracht

(„Amendments 34–154“), abrufbar auf der Homepage des Europä-
ischen Parlaments unter: www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.
do?pubRef=-//EP//NONSGML+COMPARL+PE-546.882+01+DOC
+PDF+V0//EN&language=EN



Zum Entwurf eines
Strafrechtsänderungsgesetzes 2015
Von LStA Dr. Christian Manquet, Wien. Der Autor war Staatsanwalt beim Jugendgerichtshof Wien; seit 1996 Leiter der
für das Strafgesetzbuch und das Strafvollzugsgesetz zuständigen Legislativabteilung im Bundesministerium für Justiz; seit
2011 Vizepräsident von GRECO, der Staatengruppe des Europarats gegen Korruption; stellvertretender Vorsitzender der
ExpertInnengruppe „StGB 2015“.

Der folgende Beitrag bietet am Vorabend der Regierungsvorlage1) einen Überblick über den Inhalt des bevorste-
henden Strafrechtsänderungsgesetzes 2015

I. Rückblick
Bereits Anfang 2013 hat die damalige Justizministerin
Dr. Karl die Einberufung einer ExpertInnengruppe
mit VertreterInnen aus Wissenschaft und Praxis ver-
anlasst, deren Aufgabe es sein sollte, aus Anlass des
bevorstehenden 40. Jahrestags des Inkrafttretens des
StGB am 1. 1. 2015 im ersten Halbjahr 2014 einen
Bericht vorzulegen, ob und inwieweit Veränderungen
der gesellschaftlichen Werthaltung in den geltenden
Tatbeständen und in den Strafrahmen des StGB
nachvollzogen werden müssen. Das Vorhaben „StGB
2015“ fand auch Eingang in das Arbeitsprogramm der
österreichischen Bundesregierung 2013–2018 und
wurde unter Bundesminister Dr. Brandstetter fortge-
setzt. Nach der konstituierenden Eröffnungssitzung
der Arbeitsgruppe am 27. 2. 2013 traf sich diese zu
insgesamt 14 weiteren Sitzungen. Letztlich wurden
die Sitzungen der Arbeitsgruppe am 4. 7. 2014 abge-
schlossen. Die erzielten Ergebnisse und Vorschläge
wurden zu einem Bericht zusammengefasst, der ge-
mäß einer Entschließung des Nationalrats2) Ende Sep-
tember 2014 dem Parlament übermittelt3) und in der
Sitzung des Justizausschusses vom 14. 10. 2014 disku-
tiert wurde.

Die im Bericht enthaltenen Empfehlungen der Ar-
beitsgruppe „StGB 2015“ bildeten die Grundlage für
den Entwurf eines Strafrechtsänderungsgesetzes 2015,
der darüber hinaus durch weitere Vorschläge, die in
der Arbeitsgruppe nicht bzw nicht mehr diskutiert wer-
den konnten, angereichert wurde.

II. Der Inhalt des Entwurfs
Im Wesentlichen enthält der Entwurf folgende
Punkte:
" Erhöhung der Wertgrenzen von derzeit E 3.000,–

aufE 5.000,– sowie vonE 50.000,– aufE 500.000,–;
" Einführung einer Definition der groben Fahrlässig-

keit in § 6 Abs 3 StGB;
" Erweiterung der Konfiskation um „Nutzungen“

(§ 19a StGB) in Umsetzung der RL 2014/42/EU

des Europäischen Parlaments und des Rates über
die Sicherstellung und Einziehung von Erträgen
aus Straftaten in der EU;4)

" Erweiterung der Aufzählung der besonderen Er-
schwerungsgründe des § 33 StGB einerseits in Rich-
tung „Hate Crimes“ (Erweiterung des Abs 1 Z 5),
andererseits in Richtung „Gewalt gegen Frauen
und häusliche Gewalt“ (Abs 2 und 3), Letzteres
in Umsetzung von Vorhaben des Nationalen Ak-
tionsplans zum Schutz von Frauen vor Gewalt
2014–2016, der von der interministeriellen Arbeits-
gruppe „Schutz von Frauen vor Gewalt“ ausgearbei-
tet und am26. 8. 2014 von der österreichischenBun-
desregierung beschlossen wurde,5) sowie zur weite-
ren Umsetzung des von Österreich am 14. 11. 2013
ratifizierten und am 1. 8. 2014 in Kraft getretenen
Übereinkommens des Europarats zur Verhütung
und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und
häuslicher Gewalt (Istanbul-Konvention);6)

" Erweiterung des Anwendungsbereichs des § 37
StGB auf Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr bzw
720 Tagessätze (überdies Vereinheitlichung der al-
ternativen Geldstrafdrohungen bei den einzelnen
Tatbeständen des besonderen Teils iS eines Um-
rechnungsschlüssels 1 : 2 sowie Streichung der Mög-
lichkeit alternativer Geldstrafdrohungen bei mehr
als einjährigen Freiheitsstrafdrohungen);

" Ersetzung der „Gewerbsmäßigkeit“ des § 70 StGB
durch die „Berufsmäßigkeit“ (durch zwei Maßnah-
men, nämlich dass die regelmäßigen Einkünfte je-
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1) Als der Vortrag gehalten wurde, war gerade der Ministerialentwurf
in Vorbereitung. Mittlerweile ist das Begutachtungsverfahren abge-
schlossen und die Überarbeitung im Lichte der Ergebnisse desselben
im Gange. Aus Aktualitätsgründen wird im Folgenden auf diesen
Stand abgestellt.

2) Entschließung des Nationalrats v 29. 4. 2014, 17/E 2. GP, betref-
fend Bericht des Bundesministers für Justiz über die Fortschritte
der Reformgruppe zum Strafgesetzbuch.

3) Bericht III 104 BlgNR 25. GP.
4) ABl L 2014/127, 39 (29. 4. 2014) in der Fassung der Berichtigung

ABl L 2014/138, 114 (13. 5. 2014).
5) www.bmbf.gv.at/ministerium/vp/2014/20140826.pdf?4ja8p5

(Stand 18. 5. 2015).
6) BGBl III 2014/164.
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weils und nicht bloß insgesamt über der Bagatell-
grenze liegen müssen, sowie dass zusätzlich mindes-
tens zwei einschlägigeVortaten innerhalb der letzten
zwölf Monate vor der nunmehrigen Tat vorliegen
müssen);

" Erweiterung der Aufzählung der Rechtsgüter in § 74
Abs 1 Z 5 StGB, sodass auch Drohungen mit Ver-
letzungen des höchstpersönlichen Lebensbereichs
durch Bekanntgabe von Tatsachen oder Veröffentli-
chung von Bildaufnahmen erfasst sind (auch als Bei-
trag zur Erweiterung des strafrechtlichen Schutzes
gegen psychische Gewalt);

" Aufnahme einer Definition der kritischen Infra-
struktur in § 74 StGB (Abs 1 Z 11);

" Senkung der Mindeststrafdrohung bei „Tötung auf
Verlangen“ (§ 79 StGB) iS einer Vereinheitlichung
der Strafsätze auf sechs Monate (bis fünf Jahre);

" Einführung von Qualifikation in §§ 80, 88 StGB be-
treffend den Tod mehrerer Personen bzw die
schwere Verletzung einer größeren Zahl von Men-
schen;

" Ersetzung des Tatbestands „Fahrlässige Tötung
unter besonders gefährlichen Verhältnissen“ (§ 81
StGB) durch den Tatbestand „Grob fahrlässige Tö-
tung“, gleichfalls mit einer Qualifikation für den Fall
der Tötung einer größeren Zahl von Menschen;

" Neustrukturierung der vorsätzlichen Körperverlet-
zungsdelikte;

" grundsätzlich Senkung der Strafdrohung für Kör-
perverletzungen mit bloßem Misshandlungsvorsatz
(§ 83 Abs 2, 3 und 4, § 86 Abs 1 StGB), uU Erhö-
hung der Strafdrohung in qualifizierten Fällen
(§ 84 Abs 2 und 3);

" Strafschärfung bei schwerer Körperverletzung mit
Verletzungs- bzw Gesundheitsschädigungsvorsatz
(§ 84 Abs 1 und 3 StGB) sowie in den Fällen des bis-
herigen Abs 2 (mit Ausnahme der Verletzung von
BeamtInnen, bei denen die Strafdrohung nach dem
Entwurf gleich bleiben soll) und bei Todesfolge
(§ 86 Abs 2 StGB);

" Strafschärfung bei absichtlicher schwerer Körper-
verletzung (§§ 85, 86 Abs 3 StGB);

" Ausdehnung der Privilegierung für Angehörige eines
gesetzlich geregelten Gesundheitsberufs in § 88
StGB;

" Herauslösung des Tatbestands der „Zwangsheirat“
aus dem Tatbestand der schweren Nötigung und
Schaffung eines eigenen Tatbestands (§ 106a StGB)
samt Vorbereitungsdelikt, gleichfalls auch zur Um-
setzung des NAPGewalt gegen Frauen sowie der Is-
tanbul-Konvention;

" Ausdehnung der Computerdelikte der §§ 118a,
126a und 126b StGB (nicht zuletzt in Umsetzung
der RL 2013/40/EU des Europäischen Parlaments
und des Rates über Angriffe auf Informationssys-

teme und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses
2005/222/JI des Rates);7)

" Einführung eines neuen Tatbestands gegen „Fort-
gesetzte Belästigung im Wege einer Telekommuni-
kation oder eines Computersystems“ (§ 120a StGB)
als weitere Maßnahme zur verstärkten Bekämpfung
psychischer Gewalt;

" Senkung der Strafdrohung für Fälle des Einbruchs-
diebstahls, soweit kein Einbruch in eine Wohnstätte
bzw kein Einbruch mit einer Waffe vorliegt (§ 129
StGB);

" Erweiterung des Strafrahmens für schweren Raub
(§ 143) von bisher 5 bis 15 Jahren auf 1 bis 15 Jahre;

" Streichung der Qualifikation hinsichtlich des Ver-
setzens von Grenzzeichen und der Täuschung zu
Zwecken des Dopings im Sport (§ 147 Abs 1 Z 2
und Abs 1a StGB);

" Senkung der Strafdrohung für das Vorenthalten
von Dienstnehmerbeiträgen zur Sozialversicherung
(§ 153c StGB);

" Erweiterung der Strafbarkeit des § 153d StGB („Be-
trügerisches Vorenthalten von Sozialversicherungs-
beiträgen und Zuschlägen nach dem Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz“) durch die straf-
rechtliche Erfassung aller „betrügerischen“ Anmel-
dungen und die Erweiterung der Strafbarkeit als un-
mittelbare TäterInnen auf das „Vermitteln“ bzw
„In-Auftrag-Geben“ solcher Anmeldungen;

" Schaffung einheitlicher Straftatbestände der „Bilanz-
fälschung“ (§§ 163a, 163b StGB) mit einheitlicher
Strafdrohung im Strafgesetzbuch, unter Differenzie-
rung zwischen Taten von der Gesellschaft angehö-
renden Personen (Organen) und Taten von externen
Prüfern (insb Abschlussprüfern), und bessere Ab-
stimmung mit Begriffen des Gesellschafts- und
Rechnungslegungsrechts und Präzisierung, um dem
Bestimmtheitsgebot besser zu entsprechen, sowie
Beschränkung auf das wirklich Strafwürdige; Erwei-
terung des Kreises der erfassten Rechtsträger
(§ 163c StGB); Schaffung einer einheitlichen Be-
stimmung über „Tätige Reue“ (§ 163d StGB);

" Erweiterung der Privilegierung der Entwendung auf
den Tatbestand der Hehlerei (§ 164 StGB);

" Streichung der lebenslangen Freiheitsstrafe bei der
qualifizierten Brandstiftung nach § 169 Abs 3 StGB;

" Einführung einer neuen Strafbestimmung „Verlet-
zung der sexuellen Selbstbestimmung“ (§ 205a
StGB) gegen konsenslosen Beischlaf (oder konsens-
lose beischlafsähnliche Handlungen) auch in Um-
setzung von NAP Gewalt gegen Frauen sowie der
Istanbul-Konvention; ebenso
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7) ABl L 2013/218, 8 (14. 8. 2013).



" Erweiterung des Tatbestands der „Sexuellen Belästi-
gung“ nach § 218 StGB – Stichwort „Po-Grap-
schen“;

" Verdoppelung der Strafdrohung in § 222 StGB
(„Tierquälerei“) auf Freiheitsstrafe von bis zu zwei
Jahren;

" Erhöhung der Strafdrohung in § 233 StGB („Wei-
tergabe und Besitz nachgemachten oder verfälschten
Geldes“) in Umsetzung der RL 2014/62/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates zum straf-
rechtlichen Schutz des Euro und anderer Währun-
gen gegen Geldfälschung und zur Ersetzung des
Rahmenbeschlusses 2000/383/JI des Rates;8)

" Einführung einer neuen Strafbestimmung „Ausspä-
hen von Daten eines unbaren Zahlungsmittels“
(§ 241h StGB);

" Präzisierung des Tatbestands des Landfriedens-
bruchs nach § 274 StGB – und nicht dessen Ab-
schaffung, wie dies der Antrag des Abgeordneten
Mag. Albert Steinhauser, Kolleginnen und Kollegen
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Strafge-
setzbuch geändert wird (Straftatbestand Landfrie-
densbruch),9) vorgeschlagen hat;

" Aufnahme der „Verhetzung“ in die Deliktsaufzäh-
lung in § 278 Abs 2 StGB in Umsetzung des Zusatz-
protokolls zum Übereinkommen über Computer-
kriminalität betreffend die Kriminalisierung mittels
Computersystemen begangener Handlungen rassis-
tischer und fremdenfeindlicher Art,10) das von Öster-
reich am 30. 1. 2003 unterzeichnet und bislang noch
nicht ratifiziert wurde;

" Erweiterung des § 283 StGB und Schaffung von
Qualifikationen, wodurch ua Verpflichtungen aus
dem Rahmenbeschluss 2008/913/JI zur strafrechtli-
chen Bekämpfung bestimmter Formen und Aus-
drucksweisen von Rassismus und Fremdenfeindlich-
keit11) und Vorgaben des Zusatzprotokolls zur Cy-
bercrime-Konvention des Europarates sowie Emp-
fehlungen der Europäischen Kommission gegen
Rassismus und Intoleranz des Europarates (ECRI)
und des VN-Ausschusses für die Beseitigung der
Rassendiskriminierung (CERD) umgesetzt werden
sollen.12)

III. Was nicht im Entwurf steht
Im Folgenden seien vier Bereiche angesprochen, die
nicht im Entwurf enthalten sind, aber im Kontext des
Strafrechtsänderungsgesetzes 2015 diskutiert wurden
bzw immer noch werden.

Manipulationen bei Zwangsversteigerungen:
Mit der Exekutionsordnungs-Novelle 200013) wurde

– basierend auf dem Hofkanzleidekret JGS 277/1838,
das sich mit unerlaubten Verabredungen im Rahmen
einer Zwangsversteigerung beschäftigt – ein neuer

§ 177 Abs 4 in die EO übernommen. Seit damals sind
Vereinbarungen, wonach jemand verspricht, bei einer
Versteigerung als Mitbieter nicht zu erscheinen oder
nur bis zu einem bestimmten Preis oder sonst nur nach
einem gegebenen Maßstab oder gar nicht mitzubieten,
ungültig und können für die Erfüllung dieses Verspre-
chens zugesicherte Beträge, Geschenke oder andere
Vorteile nicht eingeklagt werden.

Im Hinblick auf anhaltende entsprechende Um-
triebe bei Zwangsversteigerungen wurde schließlich
mit der EO-Nov 2014 BGBl I 2014/69 in Form des
neuen § 177a EO eine eigene Bestimmung mit dem
Titel „Unzulässige Bieterabsprachen“ geschaffen, die
in ihrem Abs 1 den bisherigen Text des § 177 Abs 4
EO übernahm und zwei Absätze anfügte, denen zu-
folge der Richter über eine Person, die während des
Versteigerungsverfahrens Vereinbarungen iSd Abs 1
schließt oder zu schließen versucht, eine Ordnungs-
strafe bis zu E 10.000,– verhängen kann (Abs 2) sowie
weiters Personen vom Bieten ausschließen kann, die
vor oder während des Versteigerungstermins Verein-
barungen iSd Abs 1 schließen oder zu schließen versu-
chen (Abs 3).

Mit der im Ergebnis mit Wirkung vom 1. 10. 2014
in Kraft getretenen Bestimmung wurde also zumindest
vorläufig damit das Auslangen gefunden, jenen Mal-
versationen iZm Versteigerungen, die nicht unter Be-
trug (oder eine andere gerichtliche Strafbestimmung
wie Nötigung) fallen, mit Ordnungsstrafen zu begeg-
nen. Mittlerweile gibt es jedoch schon Stimmen, die
meinen, dass aus Präventionsüberlegungen heraus sehr
wohl das gerichtliche Strafrecht (etwa § 160 StGB ver-
gleichbar) zum Einsatz gebracht werden sollte.

IV. Verbotenes Glücksspiel
Die Frage derUnionsrechtswidrigkeit oder -konformi-
tät des österreichischen Glücksspiel(monopol)regimes
scheint nach wie vor noch nicht endgültig ausgestan-
den.14) Im Wesentlichen entschieden ist hingegen die
Frage der Zuständigkeitsabgrenzung zwischenGlücks-
spielgesetz und Strafgesetzbuch. Zur Erinnerung: Mit
der Glücksspielgesetz-Novelle 201015) sollte die Zu-
ständigkeitsabgrenzung zwischen dem Verwaltungs-
straftatbestand des § 52 GSpG und dem auf nicht bloß
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8) ABl L 2014/151, 1 (21. 5. 2014).
9) 393/A 25. GP.

10) CETS 189.
11) ABl L 2008/328, 55 (6. 12. 2008).
12) Siehe zu den internationalen Vorgaben Smutny, „Hate Crimes/Hate

Speeches“ Die Gedanken sind frei – oder doch nicht? Beitrag zum
Tagungsband der RichterInnenwoche 2014 (dzt in Druck).

13) BGBl I 2000/59.
14) Vgl Stadler/Aquilina, Gericht hegt massive Zweifel an Glücksspiel-

monopol, Der Standard 2015/10/02.
15) BGBl I 2010/73.



„geringe Beträge“ abstellenden § 168 StGB dahinge-
hend klargestellt werden, dass es sich immer dann,
wenn iZm der Teilnahme an Ausspielungen vermö-
genswerte Leistungen für ein Spiel von über E 10,–
von Spielern oder anderen geleistet werden, nichtmehr
um geringe Beträge handle und insoweit eine allfällige
Strafbarkeit nach dem GSpG hinter eine allfällige
Strafbarkeit nach § 168 StGB zurücktrete.16) Dass die
letzte Klarheit damit (noch) nicht gewonnen war, zeig-
ten die Entscheidungen der HöchstG des öffentlichen
Rechts vom Juni bzw Juli 2013, in denen zunächst der
VfGH17) und ihm folgend dann auch der VwGH18) fest-
legten, dass es für die Frage der die Zuständigkeits-
schwelle zwischen gerichtlichem Strafrecht (§ 168
StGB) und Verwaltungsstrafrecht (§ 52 GSpG) mar-
kierenden Wertgrenze nicht (mehr) darauf ankomme,
wie hoch der tatsächliche Einsatz war, sondern umwel-
chen Einsatz theoretisch gespielt werden kann, wobei
es genügt, dass bei einem Automaten mit mehreren
Spielen nur ein einziges Spiel um mehr als E 10,– ge-
spielt werden könne, damit der ganze Automat der Jus-
tiz „gehört“. Zumal damit der VwGH von früherer Ju-
dikatur abwich,19) wurde damit eine veritable Zustän-
digkeitsverschiebung „zugunsten“ der Strafjustiz be-
wirkt. Mit dem insoweit am 1. 3. 2014 in Kraft
getretenen Abgabenänderungsgesetz 201420) drehte
derGesetzgeber den Spieß jedoch vollkommen um, in-
dem er – nunmehr in § 52 Abs 3GSpG – festlegte, dass
im Überschneidungsbereich zwischen § 52 GSpG und
§ 168 StGB nur mehr nach demVerwaltungsstrafrecht
vorgegangen werden kann. Mit der Begründung, dass
durch diese Änderung im Glücksspielgesetz der
Hauptanwendungsbereich des § 168 StGB aufgrund
des Vorrangs des Verwaltungsstrafrechts wegfalle und
für die wenigen Fälle, die nur unter § 168 StGB zu sub-
sumieren wären, die strengere gerichtliche Ahndung
im Gegensatz zu den anderen Fällen, in denen nun-
mehr lediglich eine verwaltungsrechtliche Ahndung
vorgesehen ist, nicht zu rechtfertigen sei, schlug die Ar-
beitsgruppe „StGB 2015“ daraufhin die Streichung des
§ 168 StGB vor.21) In der Folge wurde dann jedoch
nicht § 168 StGB, sondern die Zuständigkeitsabgren-
zung des § 52 Abs 3 GSpG (von den Landesverwal-
tungsgerichten Burgenland und Tirol) wegen Verfas-
sungswidrigkeit angefochten. Entgegen der Empfeh-
lung der Arbeitsgruppe „StGB 2015“ schaffte es die
Streichung des § 168 StGB nicht in den Begutach-
tungsentwurf. Vorläufiger Schlusspunkt: Fast zeit-
gleich mit der Versendung des Begutachtungsentwurfs
– jedoch zu spät, um darin noch allenfalls berücksich-
tigt zu werden – hielt der VfGH mit Erk v 10. 3.
2015 die Bestimmung des § 52Abs 3GSpG.22) Begrün-
dend führte er zu den aufgeworfenen Bedenken, der
Gesetzgeber hätte angesichts der hohen Sozialschäd-
lichkeit des illegalen Glücksspiels die Zuständigkeit
der Strafgerichte zur Verfolgung und Ahndung dieser

Handlungen vorsehen müssen, aus, dass es innerhalb
des rechtspolitischen Gestaltungsspielraums des Ge-
setzgebers liege, für Verstöße gegen das Glücksspiel-
recht (vorrangig) verwaltungsstrafrechtliche Sanktio-
nen vorzusehen. Den Bedenken, dass ein „Spieler“wo-
möglich nach § 168 StGB strafbar wäre, einUnterneh-
mer, der selbständig eine nachhaltige Tätigkeit zur
Erzielung von Einnahmen aus der Durchführung von
Glücksspielen ausübe, jedoch „nur“ verwaltungsstraf-
rechtlich nach dem „Glücksspielgesetz“, hielt der
VfGHentgegen, dass sich diese in der Sache nach nicht
gegen die Subsidiaritätsklausel des § 52 Abs 3 GSpG,
sondern gegen (den nicht angefochtenen) § 168 StGB
richten würden. Zumal eine allfällige Verfassungswid-
rigkeit des § 168 StGB die Verfassungsmäßigkeit des
§ 52 Abs 3 GSpG jedoch nicht berühren würde,
brauchte derVfGHauf dieses Bedenken nicht einzuge-
hen. Damit stellt sich im Grunde neuerlich die Frage
der Streichung des § 168 StGB.

Wie schwierig es für den Gesetzgeber sein kann,
letztlich die „richtige“Entscheidung zu treffen, sei hier
nur dadurch illustriert, dass im Begutachtungsverfah-
ren zum Strafrechtsänderungsgesetz 2015 ein Ordina-
riat für Strafrecht der Universität Wien das Unterblei-
ben der Streichung des § 168 StGB begrüßte, während
ein weiteres Ordinariat für Strafrecht derselben Uni-
versität ebendies kritisierte.

V. Untreue
Potenziert erscheint diese Schwierigkeit beim Tatbe-
stand der Untreue, der in der Arbeitsgruppe „StGB
2015“ in extenso diskutiert wurde. Nach ihrem Bericht
hat sich die Arbeitsgruppe intensiv mit den diversesten
Argumenten auseinandergesetzt, wobei die Probleme
nach Ansicht der Mehrheit der Arbeitsgruppe aller-
dings weniger auf Gesetzesebene als vielmehr in der
praktischen Anwendung der Bestimmung lägen. Fest-
gehalten wurde allerdings auch, dass Teile der Arbeits-
gruppe (dennoch) eine Überarbeitung des § 153 StGB,
insb hinsichtlich der Klarstellung des Begriffs des Be-
fugnismissbrauchs und des Zeitpunkts des Schaden-
eintritts, empfehlen würden, dass ein entsprechender
Änderungsvorschlag zu § 153 StGB allerdings auf-
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16) § 52 Abs 2 GSpG idF GSpG-Novelle 2010.
17) VfGH 26. 6. 2013, B 423/2013.
18) VwGH 23. 7. 2013, 2012/17/0249.
19) Vgl VwGH 22. 8. 2012, 2012/17/0156, sowie 15. 3. 2013, 2012/

17/0365.
20) BGBl I 2014/13.
21) Bericht Seite 42.
22) VfGH 10. 3. 2015, G 203/2014.



grund der knappen zeitlichen Vorgaben nicht mehr
habe ausgearbeitet werden können.23)

Bei dieser Ausgangslage nahm auch der Begutach-
tungsentwurf zum Strafrechtsänderungsgesetz davon
Abstand, inhaltliche Änderungsvorschlage zu § 153
StGB zu erstatten.

Dafür wurde noch vor Ablauf der Begutachtungsfrist
im Nationalrat ein gemeinsamer Initiativantrag von
ÖVP, SPÖ und Team Stronach eingebracht, der sehr
wohl solche Änderungsvorschläge vorsieht (und über-
dies durch entsprechende Ergänzungen des Aktien-
gesetzes sowie des GmbH-Gesetzes eine „Business Jud-
gement Rule“ gesetzlich verankern möchte).24) Grob-
resümee der Ergebnisse des Begutachtungsverfahrens
hierzu: breiteAblehnung bei denRechtsanwenderInnen
auf Seiten der Justiz, gemischte, aber tendenziell und
zum Teil sehr entschieden ablehnende Reaktionen der
Lehre, hingegen breite Unterstützung, zum Teil aber
auchnochweiter gehendeVorstellungenderWirtschaft
und der Rechtsanwaltschaft. Selbst wenn man geneigt
wäre, dem einen oder anderen Vorschlag zur Änderung
des § 153 StGBnäher zu treten, bliebe dasDilemma, für
welchen der kaum identen Vorschläge man sich ent-
scheiden solle. Eine objektive Deduktion aus den Er-
gebnissen des Begutachtungsverfahrens schiene jeden-
falls kaum möglich. Auch dazu nur ein Schlaglicht:
Während der Initiativantrag hinsichtlich des Schädi-
gungsvorsatzes weiterhin generell bedingten Vorsatz
genügen lässt, verlangt der ÖRAK für Befugnismiss-
bräuche, die nicht in Verstößen gegen konkrete Anwei-
sungen bestehen, auch hinsichtlich der Schadenzufü-
gung Wissentlichkeit (wenngleich diese Forderung in
dem unter einem erstatteten Formulierungsvorschlag
des ÖRAK nicht zum Ausdruck kommt); die Verbund
AG fordert hingegen sogar Absichtlichkeit. Was auf
den ersten Blick wie die Qual der Wahl aussieht, relati-
viert sich jedoch bei genauerem Hinsehen insofern, als
keiner der Vorschläge eine Schaden- bzw Schadenein-
trittsdefinition, die von der herrschenden Rsp25) abwei-
chen würde, vorsieht.Wenn danach aber weiterhin gel-
tenwürde, dass der strafrechtlich relevante Schaden (be-
reits) imZeitpunkt desGeldabflusses aus der Sphäre des
Machtgebers eintritt, macht es wohl keinen Unter-
schied, obman bezogen darauf bedingtenVorsatz,Wis-
sentlichkeit oder Absichtlichkeit verlangt. Ein vollsinni-
ger Bankangestellter, der einen Kredit gewährt, hält es
ja nicht nur für möglich, dass damit Geld von der Bank
zumKreditnehmer fließt, sondern er weiß das auch bzw
möchte er ja diesen Kredit vergeben und damit den
Geldfluss bewirken. Der Vollständigkeit halber sei in
diesem Zusammenhang noch hinzugefügt, dass sämtli-
che Vorschläge auch eine Auseinandersetzung mit der
Versuchsproblematik vermissen lassen, zumal bei (blo-
ßer) Vermögensgefährdung sowohl nach Schrifttum
als auch nach der Judikatur zumindest ein Versuch der
Untreue vorliegen kann.26)

VI. Völkerstrafrecht
Das Völkerstrafrecht iS der Schaffung von neuen Tat-
beständen gegen Verbrechen gegen die Menschlich-
keit sowie gegen Kriegsverbrechen wurde im Regie-
rungsprogramm 2013–2018 in den Kontext von
„StGB 2015“ gestellt,27) am Ende aber schon vorher re-
alisiert. Mit dem Bundesgesetz, mit dem das Strafge-
setzbuch und die Strafprozessordnung 1975 geändert
werden, BGBl I 2014/106, wurden die nötigen gesetz-
lichen Maßnahmen zur innerstaatlichen Umsetzung
des Römischen Statuts des Internationalen Strafge-
richtshofs gesetzt und §§ 321a bis 321 j in das Strafge-
setzbuch eingefügt.

Zwischenzeitig waren jedoch im Rahmen der Über-
prüfungskonferenz des Römischen Statuts vom 31. 5.
bis 11. 6. 2010 in Kampala Änderungen des Statuts be-
schlossen worden, denen zufolge zum einen der Einsatz
bestimmter Waffen (zB Gift) und Geschoße (zB Ge-
schoße, die sich im Körper des Menschen leicht aus-
dehnen) nicht nur wie schon bisher in internationalen
bewaffneten Konflikten, sondern auch in nicht interna-
tionalen bewaffneten Konflikten ein Kriegsverbrechen
iS des Statuts darstellt (Resolution RC/Res 5 v 10. 6.
2010); zum anderen wurden eine Definition des Ver-
brechens der Aggression in das Statut aufgenommen
(Art 8 bis) und Bedingungen für die Ausübung der Ge-
richtsbarkeit des Internationalen Strafgerichtshofs
über dieses Verbrechen festgelegt (Resolution RC/
Res 6 v 11. 6. 2010). Österreich hat beide „Kampala
Amendments“ im Juli 2014 ratifiziert.28) Während die
Änderung des Art 8 bereits ab ovo in die mit BGBl I
2014/106 geschaffene Bestimmung des § 321 f StGB
eingeflossen ist („Kriegsverbrechen des Einsatzes ver-
botener Mittel der Kriegsführung“), der auf jeglichen
bewaffneten Konflikt abstellt, wurde mit der Umset-
zung auch des Art 8 bis („Verbrechen der Aggression“)
vorläufig noch zugewartet. Dies nicht zuletzt deshalb,
weil es diesbezüglich für die Ausübung der Jurisdiktion
durch den IStGH neben der Ratifizierung des Amend-
ments durch 30 Mitgliedstaaten noch eines gesonder-
ten Beschlusses der Vertragsstaaten nach dem 1. 1.
2017 bedarf. Mittlerweile haben immerhin 23 Staaten
das Amendment betreffend Art 8 bis ratifiziert, sodass
ein Erreichen der erforderlichen Ratifizierungen ab-
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23) Bericht 39.
24) Antrag 1110/A 25. GP der Abgeordneten Mag. Michaela Steinacker,

Dr. Johannes Jarolim, Dr. Georg Vetter Kolleginnen und Kollegen be-
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Strafgesetzbuch, das Ak-
tiengesetz und das Gesetz über Gesellschaften mit beschränkter
Haftung geändert werden.

25) RIS-Justiz RS0126620.
26) Vgl Pfeifer in SbgK Rz 33 zu § 153; OGH 14 Os 166/96.
27) www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=53264, 85 (Stand 18. 5. 2015).
28) Vgl 27 und 28 BlgNR 25. GP.



sehbar ist, und ist der 1. 1. 2017 nicht mehr in allzu
weiter Ferne (zumal imVergleich zum präsumtiven In-
krafttreten des Strafrechtsänderungsgesetzes 2015 am
1. 1. 2016). Es könnte sich daher empfehlen – wie auch
vom BMEIA im Rahmen des Begutachtungsverfahrens
vorgeschlagen –, den 25. Abschnitt des StGB schon
jetzt, dh noch im Rahmen des Strafrechtsänderungsge-
setzes 2015, um einenTatbestand „Verbrechen der Ag-
gression“ zu ergänzen.

VII. Ausblick
Das Begutachtungsverfahren zum Strafrechtsände-
rungsgesetz 2015 ist am 24. 4. 2015 zu Ende gegangen.
Es hat mehr als 200 Stellungnahmen nach sich gezo-
gen. Diese werden derzeit gesichtet und, soweit sinn-
voll, eingearbeitet, sodass die Erstellung der Regie-
rungsvorlage und die Beschlussfassung im Parlament
noch vor der Sommerpause möglich sind. Als Inkraft-
tretensdatum ist der 1. 1. 2016 vorgesehen.
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Never ending story: Unreformierbarer
„reformierter“ Sachverständigenbeweis
Von Univ.-Prof. Dr. Klaus Schwaighofer, Innsbruck.1) Univ.-Prof. Dr. Klaus Schwaighofer lehrt und forscht seit 1996 als
Professor für Strafrecht, Strafprozessrecht und Kriminologie an der Universität Innsbruck und ist eingetragener Strafverteidiger.
Adresse: Institut für Strafrecht, Strafprozessrecht und Kriminologie, Innrain 52, 6020 Innsbruck;
E-Mail: klaus.schwaighofer@uibk.ac.at

Die Problematik der Waffengleichheit beim Sachverständigenbeweis war lange Zeit Gegenstand intensiver Dis-
kussionen. Mit dem StPRÄG 2014 wurden einige Bestimmungen geändert, wobei im Wesentlichen die Vorstel-
lungen des OGH-Präsidenten umgesetzt wurden. Die neue Rechtslage dürfte verfassungskonform sein. Hin-
sichtlich der Privatgutachten wird sich in der Praxis leider kaum etwas ändern.

I. Einleitung
Noch knapp vor der parlamentarischen Sommerpause
wurde im Juli 2014 das Strafprozessrechtsänderungs-
gesetz 2014 (StPRÄG 2014)2) beschlossen, durch wel-
ches ua auch einige Bestimmungen zum Sachverständi-
genbeweis geändert wurden. Die neuen Bestimmungen
traten am 1. 1. 2015 in Kraft.

Dem Gesetz gingen intensive Diskussionen voran,
nachdem in einigen Tätigkeitsbereichen der Sachver-
ständigen die Auseinandersetzungen zwischen Justiz
und Verteidigung immer heftiger geworden waren:
Das betraf vor allem die Sachverständigenbestellung
bei großen Wirtschaftsstrafverfahren; aber auch bei
der Begutachtung von Personen in Richtung Zurech-
nungsfähigkeit zum Tatzeitpunkt und Gefährlichkeit
iZm Unterbringungsverfahren, bei der Beurteilung
der Glaubwürdigkeit von Zeugen bzw Glaubhaftigkeit
der Aussagen, vor allem von Kindern und Opfern von
Sexualdelikten, sowie bei Verfahren wegen ärztlicher
Kunstfehler kam es immer wieder zu Konflikten.

II. Darstellung der Grund-
problematik nach der Rechtslage
vor dem StPRÄG 2014

Im Ermittlungsverfahren liegt die Kompetenz für die
Bestellung von Sachverständigen bei der StA (§ 126
Abs 3 StPO).Das entspricht der Systematik der „neuen“
StPOnach demStrafprozessreformgesetz,3) weil die StA
das Ermittlungsverfahren leitet (§ 101 Abs 1 StPO).

Die StA wählt einen ihr geeignet erscheinenden
Sachverständigen,möglichst aus der Sachverständigen-
liste der ständig gerichtlich beeideten Sachverständi-
gen, selbst aus und informiert den Beschuldigten von
der Bestellung durch Zustellung einer Ausfertigung
(§ 126 Abs 1, 3 StPO). Gegen die ausgewählte Person
können Einwendungen wegen Befangenheit oder
mangelnder Sachkunde erhoben werden. § 126 Abs 4
StPO verweist hinsichtlich der Befangenheitsgründe

auf die für Kriminalpolizei und StA geltenden Gründe
des § 47 Abs 1 StPO, also (äußere) Umstände, die an
der vollen Unvoreingenommenheit und Unparteilich-
keit zweifeln lassen könnten, wobei bereits der bloße
Anschein der Befangenheit genügt.4) Direkt weisungs-
unterworfenen Personen, die ständig in den Diensten
einer (Strafverfolgungs)behörde oder einer anzei-
genden Stelle stehen oder gestanden sind (wie zB
Schriftsachverständige,5) Brandermittler oder Spreng-
stoffexperten der Polizei) fehlt die gebotene Unpartei-
lichkeit, jedenfalls dann, wenn ihre Expertise der Anlass
für die Einbringung einer Strafanzeige war.6) Gleiches
gilt auch für die Experten der WKStA, die vor allem
zur Vorbereitung ausreichend konkreter Gutachten-
saufträge beigezogen werden.7)

Keine Einwendungen gegen die ausgewählte Per-
son sind wegen Bedenken an der Objektivität wegen
„ständiger Geschäftsbeziehungen“ zwischen StA
und bestimmten Sachverständigen zulässig.8) Solche
„ständigenGeschäftsbeziehungen“ gibt es.9) Bestimmte
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2) BGBl I 2014/71.
3) BGBl I 2004/19.
4) HA: Für viele Hinterhofer in WK-StPO § 126 Rz 52; Fabrizy, StPO12

§ 126 Rz 15; Bertel/Venier, StPO-Kommentar § 126 Rz 7.
5) Hinterhofer in WK-StPO § 126 Rz 50; aM EvBl 1997/154.
6) OGH 23. 5. 2002, 12 Os 14/01 EvBl 2002/210; EGMR 2. 6. 1986,

8658/79, Bönisch/Österreich, EuGRZ 1986, 127 ff; VfGH VfSlg
10.701/1985; s auch Bertel/Venier, StPO-Kommentar § 126 Rz 7.

7) Schmoller, Anm zu OGH 12 Os 90/13x, JBl 2014, 336 (341); zu den
Experten der WKStA s auch Lewisch, Der Sachverständige im Straf-
prozess, in WiR – Studiengesellschaft für Wirtschaft und Recht
(Hrsg), Sachverstand im Wirtschaftsrecht (2013) 77 (81), Bizek,
Die Experten bei der WKStA – Einblicke und Erfahrungen, ÖJZ
2014/39, 256 (258 ff).

8) Schwaighofer, Der Sachverständigenbeweis im Strafverfahren
(2014) 33 f mwN; s insb auch Ratz, Der Oberste Gerichtshof in Ös-
terreich als Grundrechtsgericht, AnwBl 2013, 274 (277).

9) Todor-Kostic, Sachverständigenbeweis und Sachverständigenaus-
wahl, AnwBl 2011, 132 (133); Detter, Der Sachverständige im Straf-
verfahren, NStZ 1998, 57 (59); Kinczel, Die zweifache Bestellung
von Sachverständigen im Strafverfahren und ihr Konflikt mit grund-
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Sachverständige genießen das besondereVertrauen der
StA, weil sie vielleichtmehr als andere bemüht sind, (im
Rahmen ihrer Objektivitätsverpflichtung) den Vorstel-
lungen und Erwartungen der StA zu entsprechen, um
auch in Hinkunft mit weiteren (lukrativen) Aufträgen
bedacht zu werden. Es gibt Sachverständige, die ihre
Einkünfte beinahe ausschließlich aus der Gutachtertä-
tigkeit beziehen,10) von den Aufträgen der StA geradezu
wirtschaftlich abhängig sind. Mitunter ist auch eine
auffällig scharfe Trennung zwischen Gutachtern für
Strafverfahren und anderen Sachverständigen, die nur
für Zivilverfahren zur Verfügung stehen und nicht be-
reit sind, Gutachten in Strafverfahren zu erstatten, zu
beobachten.11)

Problematisch daran ist, dass es in der Wissenschaft
oft nicht nur eine einzige völlig anerkannte Methode
oder Richtung gibt (Methodenvielfalt). Jede Wissen-
schaft lebt von unterschiedlichen Positionen und neuen
Erkenntnissen. Anerkannte Fachleute der gleichen
Disziplin vertreten mitunter in bestimmten Bereichen
durchaus gegensätzliche Positionen und Methoden
und lehnen andere kategorisch ab („Schulenstreit“).12)
Dadurch kannmit der Beauftragung eines Sachverstän-
digen, der bekanntermaßen eine bestimmte Richtung
vertritt, bereits eine gewisse Weichenstellung für das
zu erwartende Ergebnis verbunden sein. Einwendun-
gen aus diesem Grund sind aber aussichtslos, weil
man in diesem Fall nicht von einer fehlenden Sach-
kunde sprechen kann.

Die Gutachtensaufträge an Sachverständige kön-
nen desWeiterenmehr oder weniger konkret ausfal-
len. Bei komplizierten Wirtschaftsstrafsachen geht der
Auftrag mitunter in die Richtung, nach strafrechtlich
relevanten Hinweisen im gesamten Aktenmaterial
(„ins Blaue hinein“) zu suchen, dh Sachverständigen
wird nicht selten eine recht selbständige Ermittlungs-
tätigkeit übertragen.13)

Der Beschuldigte hingegen ist nach § 55 StPO in
seinem Beweisantragsrecht beschränkt, er hat, anders
als die StA, kein Recht auf „Erkundungsbeweisfüh-
rung“,14) womit ein Ungleichgewicht im Ermittlungs-
verfahren besteht, das freilich für sich gesehen noch
keine Konventionswidrigkeit darstellt, weil im Ermitt-
lungsverfahren keine Waffengleichheit geboten ist.15)

Im Hauptverfahren ist es in der Praxis geradezu
üblich, dass der Sachverständige aus dem Ermitt-
lungsverfahren vom Gericht übernommen wird,
sodass es zu einer Doppelverwendung kommt.16)

Das Gericht könnte zwar theoretisch durchaus einen
neuen Sachverständigen für das Hauptverfahren be-
stellen, aber § 126 Abs 2c StPO verpflichtet bei der
Bestellung von Sachverständigen zur Einhaltung der
Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit
und Zweckmäßigkeit. Wenn gegen die Person keine
Bedenken hinsichtlich Befangenheit oder mangelnder
Fachkunde bestehen, kann (darf) das Gericht gar kei-

nen neuen, anderen Sachverständigen bestellen, weil
dies – gerade in umfangreichenWirtschaftsstrafsachen
– zu zusätzlichen hohen Kosten führen würde. Davon
abgesehen würde die Bestellung eines neuen Sachver-
ständigen das Verfahren beträchtlich verzögern.

Dadurch, dass die StA im Hauptverfahren zur Pro-
zessparteiwird, steht der von der StA im Ermittlungs-
verfahren bestellte Sachverständige als ihr Gehilfe in
einem gewissen Anschein der Befangenheit.17) Die
Staatsanwälte sind nach Art 90a B-VG zwar Organe
der Gerichtsbarkeit und zur Objektivität verpflich-
tet, sie sind aber doch die Ankläger; und der von der
StA bestellte Sachverständige ist als ihr Gehilfe funk-
tional der StA zuzurechnen.18)

Zur Beseitigung der Schieflage (des „strukturellen
Ungleichgewichts“)19) bedarf es im Hauptverfahren ei-
nes Ausgleichs, um dieWaffengleichheit herzustellen
und so dem Grundsatz des fair trial gem Art 6 Abs 3
lit d EMRK zu entsprechen. Ob diese Waffengleich-
heit in der Hauptverhandlung nach der Rechtslage
vor dem StPRÄG 2014 hergestellt wurde bzw werden
konnte, war äußerst zweifelhaft.

Zum einen lässt § 126 Abs 4 letzter Satz StPO die
Ablehnung des Sachverständigen wegen Befangenheit
bloß aufgrund der Bestellung durch die StA im Ermitt-
lungsverfahren nicht zu, sodass derartige Anträge nicht
erfolgversprechend sind. Zum anderen kommen die
Begriffe „Privatsachverständiger“, „Privatgutachter“
bzw „Privatgutachten“ in der StPO nicht vor. Exper-
ten, die nicht von der StA oder vomGericht bestellt
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rechtlichen Verfahrensgarantien, juridikum 2012, 280 (281); s auch
schon Woratsch, Die besondere Stellung des Sachverständigen, Der
Sachverständige 1991, 4; Ratz, AnwBl 2013, 277; Schwaighofer,
Sachverständigenbeweis 34.

10) Siehe schon Graßberger, Psychologie des Strafverfahrens2 (1968)
278.

11) Pilnacek am Symposium Sachverständigenbeweis am 28. 1. 2014 in
Wien.

12) Schwaighofer, Sachverständigenbeweis 34.
13) Ratz, Brauchen wir Privatsachverständige im Strafverfahren? in

Reindl-Krauskopf ua (Hrsg), FS für Helmut Fuchs zum 65. Geburts-
tag (2014) 377 (392); Schwaighofer, Sachverständigenbeweis 16,
21.

14) Ratz in FS Fuchs 392.
15) Schwaighofer, Sachverständigenbeweis 41 f.
16) Prochaska/Preuschl, Der befangene Sachverständige im Strafverfah-

ren – ein Dauerproblem, AnwBl 2014/11, 673 (674 f).
17) EGMR zum fair trial nach Art 6 EMRK: EGMR 2. 6. 1986, 8658/79,

Bönisch/Österreich, EuGRZ 1986, 127 ff; C. B./Österreich, EGMR
4. 4. 2013, 30.465/06, NLMR 2/2013, 119 ff; Schwaighofer, Sach-
verständigenbeweis 42 ff mwN. Die Kammer I des EGMR hat in
der Entscheidung C. B. gegenÖsterreich in der Nichtzulassung eines
privaten Sachverständigen keine Verletzung der Waffengleichheit
erblickt, weil der (im Ermittlungsverfahren vom „alten“ Untersu-
chungsrichter) bestellte und im Hauptverfahren übernommene
Sachverständige auf alle Kritikpunkte des privaten Gutachters ein-
gegangen war.

18) Schmoller, JBl 2014, 341.
19) Siehe OGH 16. 9. 2014, 11 Os 26/14d EvBl-LS 2014/182.



wurden, sind keine Sachverständigen iS der Definition
des § 125 Z 1 StPO.

Nur in § 249 Abs 3 StPO kommen sog „Personen
mit besonderem Fachwissen“ vor. Das sind Fach-
leute, die vom Angeklagten bzw vom Verteidiger be-
auftragt wurden. Sie können zur Befragung des „ech-
ten“ Sachverständigen in der Hauptverhandlung bei-
gezogen werden, dürfen neben dem Verteidiger sitzen,
aber es war ihnen nach dem Wortlaut des § 249 Abs 3
StPO (idF vor StPRÄG 2014) nicht gestattet, selbst
Fragen an den gerichtlichen Sachverständigen zu
richten, hatten also keine „außenwirksame Rolle“.20)
Nur der Angeklagte und der Verteidiger, denen das
nötige Fachwissen selbst jedoch in aller Regel fehlt,
hatten das direkte Fragerecht an den Sachverständi-
gen.21) Daher musste der Privatsachverständige geeig-
nete Fragen zur Erschütterung des Gutachtens des
Gerichtssachverständigen dem Verteidiger vorab mit-
teilen oder während der Verhandlung einflüstern, da-
mit dieser sie stellen konnte.22) Die Zwischenschaltung
des Verteidigers bewirkte zweifellos eine unnötige
und problematische Verkomplizierung der Aus-
übung des Fragerechts und erschwerte das Aufzeigen
allfälliger Mängel des „amtlichen“Gutachtens.23) Auch
Verzögerungen waren unvermeidlich, weil das Gericht
Anträgen auf (kurze) Unterbrechungen der Hauptver-
handlung zwecks Besprechung des Beschuldigten und
Verteidigers mit dem Privatsachverständigen entspre-
chen musste.

Die schriftlichen gutachterlichen Ausführungen von
Personen mit besonderem Fachwissen, in denen sie aus
festgestellten Tatsachen Schlüsse ziehen, also „Privat-
gutachten“ im eigentlichen Sinn, sind nach herr-
schender Rsp des OGH unbeachtlich, weil sie mit
der eigentlichen Wahrheitserforschung nichts zu tun
haben und deshalb keine Beweiskraft haben. Die E
des OGH 12 Os 45/14 f hält kurz und prägnant fest:
Privatgutachten haben keinen Anspruch auf prozessu-
ale Beachtung, sie dienen bloß der Information der
Parteien.

Gutachten der Privatsachverständigen dürfen nach
der Rsp des OGH nach § 252 Abs 1 StPO gar nicht
verlesen werden, weil es sich weder um „Gutachten“
im eigentlichen Sinn noch sonst um amtliche Schrift-
stücke handle.24) Privatgutachten sind nach der Rsp
auch keine „Befunde“ oder „Schriftstücke anderer
Art“ von Bedeutung, sodass sie auch nicht nach § 252
Abs 2 StPO zu verlesen seien.25) Deshalb brauche sich
das Gericht mit den Argumenten und Schlussfolgerun-
gen in den schriftlichen Ausführungen des Privatgut-
achtens nicht auseinanderzusetzen. Privatgutachten
mussten nicht einmal zum Akt genommen werden.26)
Somit konnten Ausführungen von Privatgutachtern
nur durch mündliches Vorbringen in der Hauptver-
handlung gem § 249 Abs 3 StPO Eingang in das Ver-
fahrenfinden,was aber nachderRechtslage vor Inkraft-

treten des StPRÄG 2014 nur sehr erschwert durch die
komplizierte indirekte Befragung des Gutachters unter
Zwischenschaltung des Verteidigers möglich war.

III. Die verschiedenen Positionen
und Lösungsvorschläge

Die Judikatur des OGH zum Sachverständigenbeweis
in letzter Zeit hatte durch verschiedene Auffassungen
eher zur Verunsicherung beigetragen.27) Zum Teil
wurde das Problem mit wenig überzeugenden Formal-
argumenten verdrängt;28) zum Teil wurde zwar eine
gewisse Befangenheitsproblematik (Anscheinsproble-
matik) durch den von der StA bestellten Sachverstän-
digen eingeräumt, im Wesentlichen vertrat der
OGH in seinen Entscheidungen zunächst aber ziem-
lich übereinstimmend die Auffassung, dass die derzei-
tige Rechtslage in ihrer Gesamtheit ausreichend sei,
um ein faires Verfahren zu gewährleisten. Der An-
scheinsproblematik werde durch § 127 Abs 3 StPO
und § 249 Abs 3 StPO hinreichend begegnet. Eine
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20) Lewisch in Sachverstand im Wirtschaftsrecht 87.
21) Anderes gilt im Finanzstrafverfahren gem § 199 Abs 2 FinStrG.
22) OGH 20. 6. 2007, 13 Os 37/07a. Siehe auch Stuefer,Wirtschaftsst-

rafrecht aktuell: Das Rad nicht rückwärts drehen – Zur Frage der Be-
stellung von Sachverständigen im Strafverfahren, JSt 2012, 71 (72):
„sachverständige Einflüsterung“. Von einem vollen Fragerecht des
Privatgutachters (so Jarosch, Sachverstand und Voreingenommen-
heit, RZ 2013, 53) konnte keine Rede sein, auch wenn der Vorsit-
zende die direkte Befragung zulassen konnte (Ratz in FS Fuchs 387).

23) Zu Recht kritisch Hinterhofer, WK-StPO § 125 Rz 23; Grafl, Die
Rolle der Sachverständigen im Prozess, juridikum 2008, 24 (25);
Bruckmüller/Schumann, Zur Beiziehung von Sachverständigen und
PrivatgutachterInnen im Strafprozess, juridikum 2008, 72 (75 f);
Moringer, Der Sachverständige in Wirtschaftsstrafsachen und Pro-
bleme der Sicherung eines fairen Verfahrens, in Strafprozessrecht
im Wandel, in FS für Roland Miklau (2006) 353 (361 f); Todor-
Kostic, AnwBl 2011, 136; Bertel/Venier, StPO-Kommentar § 249
Rz 2; dies, Strafprozessrecht7 (2014) Rz 440.

24) OGH 19. 3. 2009, 13 Os 151/08 t AnwBl 2010, 7, 25. 8. 2011,
11 Os 96/11v; ebenso Hinterhofer, WK-StPO § 125 Rz 18, 25;
Kirchbacher, WK-StPO § 252 Rz 40; Ratz, WK-StPO § 281 Rz 351.

25) OGH 27. 2. 2013, 15 Os 110/12h; 144/12h; RIS-Justiz RS0115646;
RS0118421; Ratz, WK-StPO § 281 Rz 435, erklärt die Meinungen
von Privatgutachtern schlicht für unbeachtlich.

26) Hinterhofer, WK-StPO § 125 Rz 27 mwN; Fabrizy, StPO12 § 126
Rz 8; aM allerdings Krammer, Zur Beweiskraft des Sachverständi-
genbeweises – Möglichkeiten und Grenzen richterlicher Überprü-
fung, in Rant (Hrsg), Sachverständige in Österreich: Festschrift
100 Jahre Hauptverband der Gerichtssachverständigen (2012)
267 (280); Pürstl (Generalprokuratur: Rechtswahrer der Republik
im Strafrecht – Glaubwürdigkeitsgutachten: Welchen Stellenwert
haben Privatgutachten? in Rant, Sachverständige in Österreich
297, 301 f) sieht in § 371 Abs 1 Geo eine Möglichkeit, dass das Pri-
vatgutachten zum Akt genommen und damit auch verlesen werden
muss.

27) Siehe dazu die eingehende, treffende Analyse der Judikatur bei
Wess/Rohregger, Der Sachverständige im Strafverfahren – jüngste
Entwicklungen in der Rechtsprechung des OGH, JSt 2014/3, 200 ff.

28) OGH 2. 7. 2013, 13 Os 131/12g.



Verfassungswidrigkeit des § 126 Abs 4 letzter Satz
StPO konnten die Senate 11, 12, 13 und 14 zunächst
nicht erblicken.29) Vor allem der 12. Senat nahm in
der E 12 Os 90/13x ausführlich zur verfassungsrecht-
lichen Problematik Stellung und das Justizministerium
schloss sich dieser Argumentation in den Erläut zum
Entwurf und zur Regierungsvorlage des StPRÄG
2014 an.30)

Dann kam es zu einer Entscheidung des 17. Se-
nats,31) der dezidiert ausspricht, dass sehr wohl verfas-
sungsrechtliche Bedenken bestehen. Zu einer Antrag-
stellung an den VfGH kam es allerdings noch nicht,
weil der Angeklagte sofort freigesprochen wurde und
die Vorlage an den VfGH das Verfahren erheblich ver-
zögert hätte.

Und schließlich revidierte der 11. Senat32) seine frü-
here in der E 11 Os 51/13d vertretene Meinung,
schloss sich der Auffassung des 17. Senats an, setzte
das Rechtsmittelverfahren aus und beschloss, vor allem
§ 126 Abs 4 letzter Satz StPO dem VfGH zur Prüfung
vorzulegen.

Hinsichtlich möglicher Lösungswege zur Beseiti-
gung der verfassungsrechtlichen Bedenken gab es im
Wesentlichen zwei grundsätzlich verschiedene Gegen-
positionen:

Die Richterschaft, allen voran die Vollversamm-
lung des OGH,33) schlug als Lösung des Spannungs-
verhältnisses zu Art 6 EMRK vor, dass der Sachver-
ständige im Ermittlungsverfahren nicht mehr von
der StA, sondern durch das Gericht (HR-Richter) be-
stellt wird. Dann wären nach Ansicht der Richterschaft
Änderungen im Hauptverfahren weitgehend entbehr-
lich, insb wäre keine Aufwertung des Privatsachver-
ständigen nötig, der geradezu als Störfaktor angesehen
wird.34)

Nach den Vorstellungen der Strafverteidiger (Be-
schlüsse auf den Tagungen in Wien 201235) und Graz
201336)) sollte die Zuständigkeit zur Sachverständigen-
bestellung im Ermittlungsverfahren weiterhin bei der
StA bleiben. Zur Herstellung der Waffengleichheit
sollten im Gegenzug Privatgutachten (schon im Er-
mittlungsverfahren) als Beweismittel zugelassen wer-
den: Sie sollten jedenfalls zu den Akten genommen
werden müssen, damit sich das Gericht in der Urteils-
begründung auch damit auseinandersetzen muss, und
dem Privatsachverständigen sollte ein direktes, unmit-
telbares Fragerecht an den bestellten Sachverständigen
eingeräumt werden.37)

Das Justizministerium und hochkarätige Vertre-
ter der Staatsanwälte wollten am Grundkonzept des
„neuen“ Ermittlungsverfahrens der StPO ebenfalls
nicht rütteln und die Sachverständigenbestellungsbe-
fugnis der StA beibehalten. Ein Ausgleich sollte vor al-
lem durch verstärkte Einbindung der Verteidigung in
den Bestellungsvorgang (Antragsrecht auf Bestellung
eines anderen Sachverständigen), durch Schaffung ei-

ner Möglichkeit, Privatgutachten zum Akteninhalt zu
machen und Gewährung des direkten Fragerechts für
„Privatgutachter“ geschaffen werden.

Diese Vorstellungen wurden in weiterer Folge auch
imME des StPRÄG 201438) umgesetzt, der mit einigen
Änderungen durch den JA Gesetz wurde.

IV. Zur neuen Rechtslage durch
das StPRÄG 2014 ab 1. 1. 2015

AmGrundkonzept, dass die Sachverständigen im Er-
mittlungsverfahren von der StA bestellt werden,
wurde nichts geändert.

Das war eine richtige Entscheidung: Gegen die Über-
tragung der Zuständigkeit auf das Gericht sprechen ein-
mal grundsätzliche Argumente: Die Sachverständi-
genbestellung ist untrennbar mit der Leitungskompe-
tenz der StA im Ermittlungsverfahren verknüpft. Das
Gericht hat zwar imErmittlungsverfahren einige Aufga-
ben zu erfüllen, für die ebenfalls eine gewisse Akten-
kenntnis notwendig ist, sodass die Übertragung der
Kompetenz kein völliger Systembruch wäre; aber die
Zuständigkeitsverschiebung wäre zumindest eine be-
trächtliche Störung des Systems des neuen Ermitt-
lungsverfahrens nach dem StPRefG gewesen.
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29) OGH 11. 3. 2014, 11 Os 51/13d EvBl 2014/62, 420; 10. 10. 2012
12 Os 115/12x; 23. 1. 2014 12 Os 90/13x EvBl 2014/48, 317 =
AnwBl 2014, 261 (Schrott) = JBl 2014, 336 (Schmoller) =
RZ 2014, 238 (Riffel); 10. 5. 2012, 13 Os 141/11a; 160/11w JBl
2013, 61; 2. 7. 2013, 13 Os 131/12g; 23. 4. 2014, 13 Os 55/13g;
56/13d AnwBl 2014, 660; 5. 6. 2014, 13 Os 25/14x EvBl 2014/
135, 926; 15. 5. 2012, 14 Os 2/12v.

30) Entwurf eines StPRÄG 2014 vom 7. 5. 2014 (BMJ-S 578.028/0001-
IV 3/2014); ErläutRV StPRÄG 2014, 181 BlgNR 25. GP.

31) OGH 11. 8. 2014, 17 Os 25/14a EvBl 2014/136, 928.
32) OGH 16. 9. 2014, 11 Os 26/14d EvBl-LS 2014/182 und ebenso

OGH 28. 10. 2014, 11 Os 86/14b, OGH 25. 11. 2014 11 Os
103/14b, 104/14 z.

33) Tätigkeitsbericht des OGH für das Jahr 2011, 1 Präs 1001–1158/
12y, v 14. 3. 2012, 45 f; wiederholt im Tätigkeitsbericht des OGH
für das Jahr 2012, 28. Siehe auch Ratz in FS Fuchs 393; in diesem
Sinn auch Schmoller, JBl 2014, 341.

34) Siehe Tätigkeitsbericht des OGH für das Jahr 2011, 1 Präs
1001–1158/12y v 14. 3. 2012, 45 f; Ratz, Zur Reform der Haupt-
verhandlung und des Rechtsmittelverfahrens, ÖJZ 2010/47, 387
(394) und in FS Fuchs 390; Herrnhofer am Symposium zum Sachver-
ständigenbeweis am 28. 1. 2014 in Wien; ebenso Hinterhofer, WK-
StPO § 125 Rz 6; ders, Die Presse Rechtspanorama 2. 4. 2012.

35) Soyer/Stuefer (Hrsg), Strafverteidigung – Kritik vorbeugender Maß-
nahmen/Sicherheit – 10. Österreichischer StrafverteidigerInnentag
23./24. 3. 2013 in Wien (2012) 123 f.

36) Stuefer/Ruhri/Soyer (Hrsg), Strafverteidigung und Psyche – 11. Ös-
terreichischer StrafverteidigerInnentag 15./16. 3. 2013 in Graz
(2013) 127 f.

37) Grundlegend anders Prochaska/Preuschl, AnwBl 2014, 676 (Heft
11), denen zufolge wegen der Befangenheit des von der StA im Er-
mittlungsverfahren bestellten Sachverständigen im Hauptverfahren
immer ein neuer Sachverständiger bestellt werden sollte.

38) ME eines StPRÄG 2014 v 7. 5. 2014 (BMJ-S 578.028/0001-IV 3/
2014).



Es sprechen aber vor allem Zweckmäßigkeitser-
wägungen für die Belassung der Bestellungskompe-
tenz bei der StA. Die Beurteilung, welche Fragen gut-
achterlich zu beantworten sind, ob und inwiefern ein
Gutachten noch ergänzt oder erweitert werden muss,
kann in der Phase des Ermittlungsverfahrens vernünf-
tigerweise nur durch die StA erfolgen.

Die bloße Übertragung des Bestellungsakts an das
Gericht wäre eine bloße formale Kosmetik, eine
Scheinlösung gewesen.39) Die „Führung“ bzw Leitung
des Sachverständigen, die eine laufende umfassende
Aktenkenntnis voraussetzt, kann das Gericht im Er-
mittlungsverfahren (HR-Richter) realistisch nicht leis-
ten. Eine Regelung, die die StA verpflichtet, allfällige
Ergänzungen und Erweiterungen des Gutachtens
beim Gericht des Ermittlungsverfahrens genehmigen
zu lassen, würde das Ermittlungsverfahren erheblich
verkomplizieren und zu Verzögerungen führen.

Dem Problem des Befangenheitsanscheins trägt die
neue Rechtslage durch andere Maßnahmen Rech-
nung, um Waffengleichheit iSd Art 6 EMRK herzu-
stellen.

1. Verbesserung des Bestellungsvorgangs

Der derzeitige Bestellungsmodus, dass die StA den
Sachverständigen selbst auswählt und den Beschuldig-
ten darüber informiert, wurde zwar beibehalten. Geän-
dert wurde jedoch der letzte Satz des § 126 Abs 3
StPO, der derzeit eine Frist von längstens einer Wo-
che zur Erhebung von Einwendungen gegen die aus-
gewählte Person wegen Befangenheit oder mangelhaf-
ter fachlicher Qualifikation vorsieht. In der geänderten
Bestimmung heißt es nur mehr, dass dem Beschuldig-
ten eine Ausfertigung der Bestellung samt einer Infor-
mation über seine Rechte nach Abs 5 zuzustellen ist.
Die Möglichkeit der Erhebung von Einwendungen
ist jetzt in einem neuen Abs 5 enthalten.

Dieser neue § 126 Abs 5 StPO sieht eine verlän-
gerte Frist von 14 Tagen vor. Der Beschuldigte hat
nun im Ermittlungsverfahren das Recht, binnen
14 Tagen ab Zustellung der Sachverständigenbestel-
lung, ab Kenntnis eines Befangenheitsgrundes oder
Vorliegen begründeter Zweifel an der Sachkunde des
Sachverständigen einen Antrag auf dessen Enthe-
bung zu stellen. Außerdem hat der Beschuldigte das
Recht, eine andere, nach den Kriterien der Sach-
kunde besser qualifizierte Person zur Bestellung
vorzuschlagen. Teilt die StA die geäußerten Beden-
ken, hat sie den Sachverständigen selbst zu entheben
und die vorgeschlagene, gegebenenfalls eine andere
Person zum neuen Sachverständigen zu bestellen.40)
Will die StA dem Begehren auf Umbestellung keine
Folge geben (oder wurde gerichtliche Beweisaufnahme
durch Bestellung eines Sachverständigen verlangt), so

hat sie den Antrag unverzüglich samt einer Stellung-
nahme dem Gericht vorzulegen.41)

Hinsichtlich des neuen Antragsrechts nach § 126
Abs 5 StPO auf Bestellung einer anderen Person zum
Sachverständigen wurden vom Justizausschuss die
Worte „nach den Kriterien der Sachkunde (Abs 2)
besser qualifizierten“ eingefügt.

In den Erläut des JAB42) wird darauf nicht näher ein-
gegangen. Doch die Intention ist klar: Ein Umbestel-
lungsantrag soll nur dann Erfolg haben können, wenn
es gelingt, die Sachkunde des von der StA bestellten
Sachverständigen in Zweifel zu ziehen oder zumindest
darzulegen, dass es eine andere dafür besser qualifi-
zierte Person gibt. Vermutlich soll ein Umbestellungs-
antrag nicht damit begründet werden können, dass der
bestellte Sachverständige einer bestimmten „Schule“
angehört oder wegen „ständiger Geschäftsbeziehun-
gen“mit der StA und einer dadurch entstandenen wirt-
schaftlichen Abhängigkeit nicht objektiv ist.43)

Die neuen Antragsmöglichkeiten sind grundsätzlich
als Verbesserung zu bewerten. Wie erfolgreich Um-
bestellungsanträge in der Praxis sein werden, wird al-
lerdings erst die Zukunft weisen. Allzu viel darf man
sich davon wohl nicht erwarten, denn die fachliche
Eignung eines (in die Sachverständigenliste eingetra-
genen) Sachverständigen wird nur in den seltensten
Fällen erfolgreich angezweifelt werden können.44)

Wenn das Gericht einen Umbestellungsantrag ab-
lehnt und die Sachverständigenbestellung der StA be-
stätigt, dann stehen Beschuldigter und Verteidigung
vor der Situation, dass der Sachverständige sein Gut-
achten imWissen anfertigt, dass man ihn für nicht aus-
reichend qualifiziert ansieht, und das könnte sich nach
Ansicht von Hirschbrich45) womöglich ungünstig aus-
wirken.

Österreichisches Anwaltsblatt 2015/06346

Strafrechtskommission 2014

Never ending story: Unreformierbarer „reformierter“ Sachverständigenbeweis
Autor: Univ.-Prof. Dr. Klaus Schwaighofer, Innsbruck

39) Todor-Kostic, AnwBl 2011, 134; Stuefer, JSt 2012, 72; Wess, Ent-
scheidungsanmerkung, JBl 2013, 64 (61). In diesem Sinn auch das
Ergebnis des Abschlussberichts der Arbeitsgruppe Strafprozess, 12
sowie die Ausführungen von Weixelbraun und Pleischl am Sympo-
sium zum Sachverständigenbeweis am 28. 1. 2014 in Wien.

40) Das Wort „tunlichst“ wurde in den ErläutRV gestrichen, um klarzu-
stellen, dass auch im Fall der Enthebung eines Sachverständigen die
Auswahl eines neuen Sachverständigen uneingeschränkt der StA zu-
kommt (s dazu Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren der
OStA Wien, 67/SN-38/ME 25. GP und des OGH, 18/SN-38/ME
25. GP).

41) Im ME war noch vorgesehen gewesen, dass die StA den Beschuldig-
ten mit einer Begründung verständigen muss, wenn sie dem Antrag
nicht entspricht; dagegen sollte Einspruch wegen Rechtsverletzung
erhoben werden können. Diese Vorgangsweise wurde vom Justiz-
ausschuss (JAB über die RV eines StPRÄG 2014, 203 BlgNR
25. GP) vereinfacht, was iS der Verfahrensökonomie vernünftig er-
scheint.

42) 203 BlgNR 25. GP.
43) Schwaighofer, Sachverständigenbeweis 78.
44) Prochaska/Preuschl, AnwBl 2014, 676.
45) Hirschbrich, Weichenstellung für mehr Fairness im Prozess, Die

Presse Rechtspanorama 29. 9. 2014, 16. Die Sache ist freilich ähn-



Wird kein Antrag gestellt, dann bedeutet das vor-
erst, dass die Auswahl des Sachverständigen durch
die StA grundsätzlich akzeptiert wird. Im Hauptver-
fahren werden dann Einwendungen in Richtung man-
gelnder Sachkunde des Sachverständigen nicht mehr
mit Aussicht auf Erfolg geltend gemacht werden kön-
nen.46) Wenn sich nach Vorliegen des Gutachtens in-
haltliche Mängel zeigen, muss vorerst eine Verbesse-
rung nach § 127 Abs 3 StPO angestrengt werden.47)

Verfahrenstechnisch stellt sich die Frage, in wel-
cher Form die SV-Bestellung erfolgt:

Bei der StA ist die Sache klar: Die StA fasst keine
förmlichen Beschlüsse, sondern verfügt, dass ein be-
stimmter Sachverständiger für eine bestimmte Auf-
gabe bestellt wird. Über diese Verfügung wird der Be-
schuldigte durch Zustellung informiert. Anträge auf
Enthebung oder Bestellung eines anderen Sachver-
ständigen richten sich an die StA. Wenn sie dem An-
trag nicht entsprechen will, ist der Antrag demGericht
vorzulegen, das mit Beschluss zu entscheiden hat.
Dagegen besteht Beschwerdemöglichkeit nach § 87
StPO.

Etwas unklar ist jedoch § 126 Abs 5 letzter Satz
StPO, der lautet: „Wurde der Sachverständige durch das
Gericht bestellt, so entscheidet es über einen Antrag nach
dem ersten Satz mit Beschluss.“ Dieser Satz bezieht sich
offensichtlich auf den Fall, dass das Gericht im Er-
mittlungsverfahren im Rahmen eines Antrags auf ge-
richtliche Beweisaufnahme einen Sachverständigen
bestellt (§ 104 StPO). Wenn von der StA noch kein
Sachverständiger bestellt wurde, hat das Gericht zu-
nächst wohl auch nach Abs 3 letzter Satz vorzugehen
und den Beschuldigten (und wohl auch die StA) über
den bestellten Sachverständigen zu informieren. Mit
einem Antrag nach Abs 5 kann der Beschuldigte – die
StA übrigens offenbar nicht, weil in Abs 5 nur vom Be-
schuldigten die Rede ist – versuchen, eine Umbestel-
lung zu erreichen. Erst über einen solchen Antrag ist
offenbar mit förmlichem Beschluss zu entscheiden,
die Information vorher ist anscheinend kein Beschluss,
sondern etwas anderes, vielleicht ein „Bestellungsvor-
schlag“.48)

2. Sachverständigenbestellung im Rahmen
gerichtlicher Beweisaufnahme

Eine weitere Neuerung, die auf den Justizausschuss zu-
rückgeht, besteht darin, dass der Beschuldigte die Be-
stellung eines Sachverständigen im Rahmen gerichtli-
cher Beweisaufnahme beantragen kann (§ 126 Abs 5,
§ 104 Abs 1 StPO).Diese Neuerung geht auf den Jus-
tizausschuss zurück, um die von Art 6 Abs 3 lit d
EMRK geboteneWaffengleichheit bestmöglich zu ge-
währleisten.49)

Was bedeutet „im Rahmen gerichtlicher Beweis-
aufnahme“?Der Beschuldigte soll nunmehr das Recht

haben, die (Neu)Bestellung eines Sachverständigen
durch das Gericht zu beantragen, auch wenn bereits
eine Sachverständigenbestellung durch die StA er-
folgt ist.50) Dies mit der Konsequenz, dass – zumindest
rein formal – auch die „Führung“ des Sachverständi-
gen dem Gericht obliegt. Die Verfahrensleitung soll
auf das Gericht übergehen, freilich – anders als bei ei-
ner gerichtlichen Beweisaufnahme nach § 101 Abs 2
Satz 2 StPO51) – eingeschränkt auf den Sachverständi-
genbeweis. Die StA soll hinsichtlich dieser Beweisauf-
nahme ausgeschaltet werden, sie führt den Sachver-
ständigen nicht mehr selbst nach § 103 Abs 2 StPO,
der Kommunikationspartner für Fragen iZm dem
Sachverständigengutachten ist nunmehr das Gericht.

Ein derartiger Antrag auf Bestellung eines Sachver-
ständigen im Rahmen gerichtlicher Beweisaufnahme
braucht nach § 104 Abs 1 StPO in der geänderten Fas-
sung nicht – wie nach § 55 StPO sonst erforderlich –

begründet zu werden: Für einen Antrag auf gerichtli-
che Beweisaufnahme durch Sachverständige gilt „§ 55
mit der Maßgabe [. . .], dass mangelhafte Begründung der
Eignung, das Beweisthema zu klären, zur Unterlassung
der Beweisaufnahme nur berechtigt, wenn der Antrag zur
Verzögerung gestellt wurde“.52)

Auf den ersten Blick erscheint diese Ergänzung
durch den Justizausschuss im Hinblick auf den Ausbau
der – im Ermittlungsverfahren aber nicht gebotenen –

Waffengleichheit ebenfalls sinnvoll. Formal scheint
der Beschuldigte weitgehend die gleichen Rechte zu
haben wie die StA. Die Neuregelung und die dazuge-
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lich wie bei einem Befangenheitsantrag gegen einen Richter in der
Hauptverhandlung, der abgelehnt wird.

46) Siehe ME zum StPRÄG 2014, 38/ME 25. GP 4 („Verzichtslösung“).
Freilich wurden auch nach der Rechtslage vor dem StPRÄG 2014
Einwendungen wegen mangelnder Sachkunde nach Erstattung
von Befund und Gutachten nicht mehr als zulässig angesehen (Hin-
terhofer in WK-StPO § 126 Rz 58).

47) Siehe auch EinfErläut des BMJ zum StPRÄG 2014, BMJ-S 578.028/
0021-IV 3/2014, 27.

48) Bertel/Venier, StPO-Komm2 (in Vorbereitung) § 126 Rz 6. Entspre-
chendes gilt auch im Hauptverfahren für die Sachverständigenbe-
stellung außerhalb der Hauptverhandlung: Der Vorsitzende wird
die Parteien ebenfalls schriftlich von der Sachverständigenbestel-
lung informieren müssen; über Einwendungen bzw Umbestellungs-
anträge wird dann ein anfechtbarer Beschluss zu fassen sein.

49) Siehe JAB über die RV eines StPRÄG 2014, 203 BlgNR 25. GP 3:
„[. . .] ganz im Sinne des durch Art 6 Abs 3 lit d EMRK garantierten
Rechts, die Ladung und Vernehmung der Entlastungszeugen unter
denselben Bedingungen wie die der Belastungszeugen zu erwirken
(vgl Ratz in FS-Fuchs, Brauchen wir Privatsachverständige im Straf-
verfahren?, 377 ff, 391) [. . .]“.

50) JAB über die RV eines StPRÄG 2014 (203 BlgNR 25. GP, 3) mit Hin-
weis auf den Aufsatz von Ratz in der FS Fuchs; EinfErl des BMJ zum
StPRÄG 2014, BMJ-S 578.028/0021-IV 3/2014, 27 f.

51) Bei besonderem öffentlichem Interesse wegen der Bedeutung der
Straftat und der verdächtigen Person.

52) JAB zum StPRÄG 2014, 3. AM offenbar Fabrizy, StPO12 § 126 Rz 14,
wonach ein derartiger Antrag begründete Einwände (Befangenheit,
mangelnde Sachkunde) voraussetze.



hörigen Erläut tragen die deutliche Handschrift von
Ratz53) und dürften wohl auf eine entsprechende Initi-
ative von Ratz im JA zurückgehen, dem es damit gelun-
gen ist, sozusagen in der letzten Phase der Gesetzwer-
dung die Position der Richterschaft54) weitgehend
durchzusetzen. Durch das Recht des Beschuldigten,
den Sachverständigen vom Gericht bestellen (und for-
mal führen) zu lassen, wird der Boden aufbereitet, um
die bisherige Judikatur zur Ablehnung der Privatgut-
achten aufrecht zu erhalten.

Ob sich bei der praktischen Anwendung der neuen
Bestimmungen in der Sache Wesentliches ändern
wird, steht allerdings auf einem anderen Blatt. Diesbe-
züglich sind ernsthafte Zweifel anzumelden:

Wie bereits oben ausgeführt,55) ist das Gericht im
Ermittlungsverfahren schon aufgrund der personellen
Ausstattung zu einer ernsthaften Führung des Sachver-
ständigen, die eine laufende Befassung mit dem Akt
voraussetzt, nicht in der Lage. So wird sich die Tätig-
keit des Gerichts in der Praxis wohl darauf beschrän-
ken, den Sachverständigen zu bestellen und Anträge
auf Ergänzung des Gutachtensauftrags per Stampiglie
zu bewilligen. Begründungen braucht die StA nicht zu
liefern, weil sie zur Erkundungsbeweisführung berech-
tigt ist. Außerdem muss das Gericht Anträge der StA
praktisch immer bewilligen, um dem Anklageprinzip
zu entsprechen.56) Insofern bestehen weiterhin die ge-
gen die generelle Übertragung der Sachverständigen-
bestellungskompetenz auf das Gericht geltend ge-
machten Bedenken einer bloßen Scheinlösung, eines
rechtstaatlichen Mäntelchens.57)

Zwar ist auch der Beschuldigte beim Antrag auf Be-
stellung eines Sachverständigen im Rahmen gerichtli-
cher Beweisaufnahme von der Begründungspflicht
nach § 55 StPO grundsätzlich entbunden. Allerdings
kann der Antrag abgelehnt werden, wenn er zur Ver-
zögerung gestellt wurde (§ 104 Abs 1 StPO). Hierzu
ist zu bedenken, dass jede Sachverständigenbestellung
zwangsläufig mit einer Verfahrensverlängerung ver-
bunden ist. Die Intention des Gesetzgebers mag zwar
darauf gerichtet gewesen sein, dass lediglich zielge-
richtete Anträge nur zum Zweck der Verzögerung ab-
gelehnt werden können. Da aber das Wörtchen „nur“
(zur Verzögerung) nicht enthalten ist,58) besteht die
Gefahr, dass Anträge des Beschuldigten womöglich
wegen der damit immer verbundenen Verzögerung
abgelehnt werden, wenn nicht doch in einer hinrei-
chenden Begründung gem § 55 Abs 1 Satz 3 StPO
deutlich gemacht wird, welche verfahrensrelevanten
Erkenntnisse von der Sachverständigenbestellung zu
erwarten sind.

Nach den Erläut des JA59) werde durch die vorgese-
hene Ergänzung überdies sichergestellt, dass § 126
Abs 4 Satz 3 StPO keiner Relativierung nach Maß-
gabe der vom OGH in den E 12 Os 90/13x und 11 Os

51/13d angestellten Überlegungen mehr zugänglich
sei.

Diese Aussage60) soll verdeutlichen, dass auch Sach-
verständige, die von der StA ohne besonderen Ver-
dacht – zwecks Suche nach Belastungsbeweisen „ins
Blaue hinein“ – im Ermittlungsverfahren bestellt wur-
den, in Hinkunft nicht mit Aussicht auf Erfolg in der
Hauptverhandlung sollen abgelehnt werden können.
Der OGH hätte nach obiger Judikatur ja in Fällen,
in denen der Sachverständige nach Art eines Ermitt-
lungsorgans selbständig ermittelt hat und Verdachts-
momente erst durch die Tätigkeit des Sachverständi-
gen gewonnen wurden, eine Ablehnung möglicher-
weise für berechtigt angesehen.61) Die Tatsache, dass
der Sachverständige quasi verlängerter Arm, nicht
mehr neutrales Organ der Ermittlungsbehörde war,
soll kein Ablehnungsgrund sein, weil der Beschul-
digte ja nun zum Ausgleich das Recht hat, ebenfalls
ohne besondere Begründung eine Sachverständigen-
bestellung im Rahmen gerichtlicher Beweisaufnahme
zu beantragen. Allerdings ist hier neuerlich darauf hin-
zuweisen, dass der Beschuldigte durch die Einschrän-
kung, dass der Antrag nicht zur Verzögerung gestellt
werden darf, benachteiligt ist. Auch hat der Beschul-
digte keine mit der StA vergleichbare Möglichkeit,62)
mit dem Sachverständigen zu kommunizieren.

3. Keine Aufhebung oder Änderung
des § 126 Abs 4 letzter Satz StPO

Die verfassungsrechtlich besonders umstrittene Be-
stimmung des § 126 Abs 4 letzter Satz StPO, deren
Aufhebung vom OGH primär begehrt wurde (keine
Ablehnung des Sachverständigen in der Hauptver-
handlung bloß wegen dessen Bestellung durch die
StA im Ermittlungsverfahren), gilt nach dem StPRÄG
2014 weiter. Die dafür in den ErläutRV gelieferte Be-
gründung, dass der OGH vor allem in der E 12 Os 90/
13x die Einrede der Verfassungswidrigkeit mit über-
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53) Die Ausführungen von Ratz in der FS Fuchs (393 unten, 394 oben)
stimmten praktisch wörtlich mit der Erläuterungen des JAB überein.

54) Übertragung der Sachverständigenbestellungskompetenz an das
Gericht: s oben III.

55) Siehe auch Schwaighofer, Sachverständigenbeweis 57.
56) EinfErläut des BMJ zum StPRÄG 2014 BMJ-S 578.028/0021-IV

3/2014, 28.
57) Siehe Todor-Kostic, AnwBl 2011, 134; Stuefer, JSt 2012, 72; Wess,

JBl 2013, 66; Schwaighofer, Sachverständigenbeweis 57.
58) Siehe hingegen Ratz (FS Fuchs 393): „bloß“ zur Verzögerung.
59) JAB zum StPRÄG 2014, 3.
60) Sie könnte auch auf Ratz zurückgehen, der die in 12 Os 90/13x ver-

tretene Ansicht bekanntermaßen vehement ablehnt (s Ratz, Kom-
mentar zu EvBl 2014/48, 317 [319]).

61) Bertel/Venier, StPO-Komm § 126 Rz 6; ebenso Fabrizy, StPO12

§ 126 Rz 15a.
62) Dass der Sachverständige formal vom Gericht geführt, wird daran

kaum etwas ändern.



zeugenden Argumenten verworfen habe,63) ist freilich
durch neuere Entscheidungen des OGH64) überholt.

4. Privatgutachten

Ein zentraler Punkt der Novelle, bei dem das Justizmi-
nisterium den Verteidigern entgegenkommen wollte,
betrifft den Umgang mit Privatgutachten.

Nach§ 222Abs 3StPO in der neuenFassunghat der
Beschuldigte die Möglichkeit, nach der Ladung zur
Hauptverhandlung in einerGegenäußerung („Vertei-
digungsschrift“) zu einer Anklage, die sich auf Befund
undGutachten eines Sachverständigen stützt, eineStel-
lungnahme samt Schlussfolgerungen einer Person
mit besonderem Fachwissen anzuschließen. Diese
Stellungnahme kann also Schlussfolgerungen enthalten
und spricht damit private Gutachten an, die auf diese
Weise Bestandteil des Gerichtsakts werden können.

Diese gesetzliche ausdrücklich normierte Möglich-
keit der Einbringung von Privatgutachten in das Straf-
verfahren erscheint ebenfalls als erfreuliche Verbesse-
rung der Verfahrensposition der Verteidigung im
Hauptverfahren. Den mitunter geltend gemachten Be-
denken in Richtung Ungleichheit, weil sich das nur
vermögende Beschuldigte werden leisten können,65)
ist entgegenzuhalten, dass diese Situation auch nach
der alten Rechtslage in ähnlicher Weise bestand: Eine
Person mit besonderem Fachwissen zur Hilfestellung
bei der Befragung des Sachverständigen konnten sich
auch nur besser gestellte Angeklagte leisten. Die Besei-
tigung eines rechtstaatlichen Defizits sollte nicht des-
halb unterbleiben, weil nicht jeder davon profitieren
kann: Es besteht schließlich keine Verpflichtung, Be-
schuldigte aus Gleichheitsgründen „gleich schlecht“
zu behandeln. In Fällen, in denen keine notwendige
Verteidigung besteht und die Sach- oder Rechtslage
nicht schwierig erscheint (§ 62 Abs 1 und 2 StPO),
haben finanziell schwache Beschuldigte ebenso den
Nachteil, ohne Verteidiger auskommen zu müssen,
während sich gut situierte Beschuldigte einen Wahl-
verteidiger leisten können.

Die Einbringung von Privatgutachten ist allerdings
von Gesetzes wegen in mehrfacher Hinsicht einge-
schränkt:

Zum einen in zeitlicher Hinsicht, weil die Gegen-
äußerung erst im Hauptverfahren (nach der Ladung
zur Hauptverhandlung) vorgesehen ist. Allerdings ist
schwer einzusehen, warum diese Möglichkeit nicht
schon im Ermittlungsverfahren vorgesehen ist, um
die StA dadurch allenfalls von der Erhebung einer An-
klage „abbringen“ zu können. Durch die frühe Vorlage
eines überzeugenden Privatgutachtens könnten eine
(noch) nicht „gerechtfertigte“ Hauptverhandlung und
die damit verbundenen Belastungen verhindert wer-
den.

Das vorgesehene Gegenäußerungsrecht ist auch in
sachlicher Hinsicht eingeschränkt: Einerseits, weil
dieses Recht nur besteht, wenn sich die Anklage auf
ein Sachverständigengutachten stützt; andererseits,
weil die Stellungnahme einer Person mit besonderem
Fachwissen samt sachkundigen Schlussfolgerungen
(„Privatgutachten“) nach dem Wortlaut des Gesetzes
lediglich zur Begründung eines Beweisantrags der
Gegenäußerung angeschlossen werden kann. Diese
Voraussetzung zu erfüllen, sollte allerdings in der Pra-
xis nicht schwierig sein. Um eine Zurückweisung aus
formalen Gründen zu verhindern, liegt es nahe, in
der Regel die Ergänzung des Sachverständigengutach-
tens in bestimmter Richtung bzw alternativ die Bestel-
lung eines weiteren Sachverständigen zu beantragen
und diesem Antrag das Privatgutachten anzuschließen.
Selbst wenn dem Beweisantrag nicht entsprochen
wird, ist das Privatgutachten damit zum Akteninhalt
geworden.

Die entscheidende Frage iZm den Privatgutachten
ist aber die nach der rechtlichen Qualität und Be-
deutung der Privatgutachten.Gewisse Unklarheiten
hängen mit den ErläutRV zusammen: Im letzten Ab-
satz der Vorbemerkungen der Erläut zu den Änderun-
gen beim Sachverständigenbeweis heißt es nämlich:
„In der Verteidigungsschrift [soll] ausdrücklich auf Be-
funde von Privatgutachten Bezug genommen und diese da-
mit zum Akteninhalt gemacht werden [. . .]“.66) In § 222
Abs 3 StPO und in den Erläut zu dieser Bestimmung
heißt es aber ausdrücklich, „dass dem Beschuldigten die
Möglichkeit zukommt, [. . .] eine Stellungnahme samt
sachkundiger Schlussfolgerungen einer Person mit be-
sonderem Fachwissen zur Begründung eines Beweisantrags
anzuschließen, wodurch diese auch zum Inhalt des Aktes
werden soll“.67)

Der OGH hatte in seiner Stellungnahme im Begut-
achtungsverfahren angeregt,68) die seines Erachtens
überflüssige Wortfolge „samt Schlussfolgerungen“ zu
streichen, umnicht den falschenEindruck zu erwecken,
diesen käme nunmehr ein eigenständiger Beweiswert
zu, sodass Privatgutachten in der Hauptverhandlung
zu verlesen und im Urteil zu erörtern wären. Diesem
Streichungsvorschlag des OGH wurde jedoch nicht
Rechnung getragen: Sowohl im beschlossenen neuen
§ 222 Abs 3 StPO als auch in den ErläutRV zu § 222
StPO sind die Worte samt sachkundiger Schlussfolge-
rungen weiterhin enthalten. Durch die ausdrückliche
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63) ErkäutRV StPRÄG 2014, 181 BlgNR 25. GP 11.
64) OGH 11. 8. 2014, 17 Os 25/14a EvBl 2014/136, 928; 16. 9. 2014,

11 Os 26/14d EvBl-LS 2014/182; 28. 10. 2014, 11 Os 86/14b.
65) So Hirschbrich, Die Presse Rechtspanorama 29. 9. 2014, 16.
66) ErläutRV StPRÄG 2014, 181 BlgNR 25. GP 18 (Hervorhebung vom

Verf).
67) ErläutRV StPRÄG 2014, 181 BlgNR 25. GP 19 f (Hervorhebung vom

Verf).
68) 18/SN-38/ME 25. GP.



Erwähnung auch der „Schlussfolgerungen“ des Privat-
experten wird unmissverständlich zum Ausdruck ge-
bracht, dass die Ausführungen des Privatgutachters in
ihrerGesamtheit (sowohl Befund als auch gutachterli-
che Schlussfolgerungen) zum (beweisrelevanten) Ak-
teninhalt werden sollen.

Privatgutachten haben demnach offensichtlich nicht
bloßen Informationscharakter für die Parteien, sie
könnenbeweiswürdigendenÄußerungendes zurPartei-
lichkeit verpflichteten Verteidigers69) nicht gleichge-
setzt werden. Die in den Sachverständigenlisten einge-
tragenen Gutachter sind schließlich aufgrund ihres
Sachverständigeneids ebenso zurObjektivität verpflich-
tet wie die bestellten Sachverständigen. Privatgutachten
sind (schriftliche) „Aktenstücke“ (§ 258 Abs 1 Satz 2
StPO), und es kann füglich nicht bezweifelt werden, dass
sich diese Aktenstücke mit Fragen auseinandersetzen,
die für die Entscheidungsfindung von wesentlicher Be-
deutung sind.

Damit sind die schriftlichen Ausführungen des Pri-
vatgutachters als „Schriftstücke anderer Art, die für
die Sache von Bedeutung sind“ anzusehen, die nach
§ 252 Abs 2 StPO verlesen werden müssen.70) Die
Ausführungen im Privatgutachten versuchen im All-
gemeinen aufzuzeigen, dass die vom Sachverständigen
angewendeten Methoden und seine Schlussfolgerun-
gen in Zweifel zu ziehen sind, dass es evt neuere
(vom Sachverständigen nicht berücksichtigte) wissen-
schaftliche Erkenntnisse gibt, die zB eine vom ange-
klagten Arzt gewählte Behandlung lege artis erschei-
nen lässt,71) udgl. Insofern liegt es nahe, Privatgutach-
ten den kriminaltechnischen Untersuchungsergebnis-
sen (zB über den Reinheitsgehalt eines Suchtgifts,
ballistische Ergebnisse, Ergebnisse der Brandermitt-
ler der Polizei und dgl) gleichzuhalten. Auch derarti-
ge schriftlich niedergelegte Wahrnehmungen und
Schlussfolgerungen werden zum Bestandteil des Er-
mittlungsaktes und sind nach § 252 Abs 2 StPO als
„Schriftstücke anderer Art“ zu verlesen; sie können,
soweit die Ausführungen schlüssig sind, die Bestel-
lung eines Sachverständigen entbehrlich machen,72)
das Gericht kann sich in seiner Urteilsbegründung
darauf beziehen.

Die naheliegende prozessuale Vorgangsweise zur
Berücksichtigung von Privatgutachten ist wohl, dieses
dem bestellten Sachverständigen zu übermitteln mit
der Aufforderung, zu den dort erhobenen Bedenken
Stellung zu nehmen. Das kann schriftlich durch Er-
gänzung des Gutachtens, aber auch mündlich in der
Hauptverhandlung erfolgen. Wenn der Gutachter
schlüssig darzulegen vermag, aus welchen Gründen
den Schlussfolgerungen im Privatgutachten nicht zu
folgen ist, dann kann sich das Gericht auch in seiner
Urteilsbegründung auf diese Ausführungen des be-
stellten Sachverständigen stützen und liegt darin die

gebotene Erörterung und Befassung mit dem Privat-
gutachten.

Es verwundert, mit welcher Vehemenz sich Straf-
richter gegen die Verlesung von Privatgutachten weh-
ren. StA und Gerichte sollten doch ein Interesse an ei-
ner seriösen Entscheidungsfindung haben. Dazu ge-
hört es, das gesamte Material, das dafür relevant sein
kann, zu berücksichtigen, auch wenn die Urteilsbe-
gründung dadurch schwieriger wird. Wenn in einem
Privatgutachten bspw aufgezeigt wird, dass es neue,
vom Sachverständigen nicht berücksichtigte wissen-
schaftliche Erkenntnisse gibt, darf sich das Gericht
doch nicht sehenden Auges darüber hinwegsetzen,
sondern muss den Sachverständigen damit konfrontie-
ren. Wenn der Sachverständige den Ausführungen des
Privatgutachters nichts entgegenzusetzen hat, kann
sich das Gericht mit dieser Begründung durchaus
dem Privatgutachten anschließen.73) Wenn Zweifel
bleiben, wird ein weiteres (Ober)Gutachten einzuho-
len sein. Jedenfalls sollte klar sein, dass Privatgutach-
ten nach § 252 Abs 2 StPO zu verlesen sind und das
Gericht die Verpflichtung hat, sich mit ihnen ausei-
nanderzusetzen.

Ratz weist zwar unermüdlich darauf hin, dass die Be-
rücksichtigung privater Gutachten dem kontinentaleu-
ropäischen Strafverfahren fremd sei;74) Richter seien
nicht in der Lage, Wertungen von Fachleuten abzuwä-
gen, bzw sei ihnen das unzumutbar.75) Damit traut Ratz
den Strafrichtern das nicht zu, was Zivilrichtern sehr
wohl zugetraut wird. Auch ist auf § 39 SMG zu verwei-
sen, wonach das Gericht bei der Prüfung der Voraus-
setzungen für die Gewährung eines Strafvollzugsauf-
schubs ebenfalls mit mehreren Gutachten konfrontiert
sein kann, mit denen es sich auseinandersetzen muss.76)
In Deutschland wiederum gibt es das Recht der Vertei-
digung auf Selbstladung eines Sachverständigen
gem §§ 220, 245 Abs 2 dStPO,77) dessen Gutachten
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69) Derartige Äußerungen sind nach der E des OGH 23. 4. 2014, 15 Os
42/14m, unabhängig davon, ob sie protokolliert wurden oder nicht,
irrelevant; es handle sich um keine Beweismittel, die nach § 258
StPO vorgekommen sind.

70) Schwaighofer, Sachverständigenbeweis 51, 63 f; ebenso Ruhri und
Schmoller am Symposium zum Sachverständigenbeweis am
28. 1. 2014 in Wien; Müller, Privatgutachten als Beweismittel im
Strafverfahren, Der Sachverständige 2000, 51.

71) Siehe etwa Hinterhofer in WK-StPO § 127 Rz 10.
72) § 126 Abs 1 Satz 1 StPO; Ratz in Fuchs-FS 382; Hinterhofer, WK-

StPO § 126 Rz 3.
73) Hinterhofer in WK-StPO § 127 Rz 26.
74) Ratz in FS Fuchs 384, 386. Für das österreichische geschworenenge-

richtliche Verfahren dürfte das im Übrigen wohl nicht gelten.
75) Zuletzt Ratz, Der neue Sachverständigenbeweis nach dem StPÄG

2014 ÖJZ 2015/5, 23 f.
76) Stuefer, Sachverständige im Strafprozess – Spannung ohne Ende?

JSt 2013, 170 (172); Litzka/Matzka/Zeder, SMG2 (2009) § 39 Rz 23.
77) Siehe etwa Pfeiffer, Strafprozessordnung – Kommentar5 (Beck-on-

line, 2005) § 73 Rz 1. Ratz (in FS Fuchs 391 f) weist selbst darauf
hin.



sich von der Qualität her nicht von einem vomGericht
in Auftrag gegebenen Gutachten unterscheidet.78) Der
selbst geladene Sachverständige der Verteidigung ist
in seiner Stellung nur durch die nötige Präsenz einge-
schränkt; wenn er anwesend ist, kommt das Gericht
aber auch in die Situation, sich mit mehreren Gutach-
ten auseinandersetzen zu müssen.

Angesichts des klaren Wortlauts des § 222 Abs 3
StPO ist somit festzuhalten, dass das gesamte Privat-
gutachten zum Akt zu nehmen und damit nach
§ 252 Abs 2 StPO zu verlesen ist, weil es sich um
ein Schriftstück handelt, das für die Sache von Bedeu-
tung ist. Es soll dem Beschuldigten – wie das Frage-
recht nach § 249 Abs 3 StPO – helfen aufzuzeigen,
dass das Sachverständigengutachten nicht oder nur
eingeschränkt plausibel, klar und schlüssig ist, und dies
ist von erheblicher Bedeutung für die Lösung der
Schuldfrage.79) Dadurch kann dem Gericht bspw noch
besser als durch eine Befragung dargelegt werden, dass
das Sachverständigengutachten nicht den gesicherten
Erkenntnissen der Wissenschaft entspricht, dass bspw
eine Behandlung sehr wohl nach den Regeln der ärzt-
lichen Kunst erfolgte. Es gibt auch österreichische Ge-
richte, die diese Sichtweise teilen: Nur auszugsweise
sei aus einer E des OLG Innsbruck80) in einem Kunst-
fehlerprozess zitiert, in dem der angeklagte Arzt nach
Beweiswiederholung durch Vortrag der Sachverstän-
digengutachten und Verlesung des Privatgutachtens
freigesprochen wurde: „[. . .] fundiert und überzeugend
wirkendes Privatgutachten [. . .], dem die Sachverständigen
[. . .] in der Berufungsverhandlung insoweit nichts entge-
genzusetzen hatten.“

Es ist allerdings bedauerlich, dass die Verlesungs-
pflicht für Privatgutachten in der ErläutRV81) nicht
klargestellt wurde. Noch bedauerlicher ist es, dass
das BMJ mittlerweile in seinem Einführungserlass die
Meinung von Ratz übernommen hat: Dort heißt es un-
ter Hinweis auf die (alte) Kommentierung von Kirchba-
cher im WK-StPO und die frühere Rsp des OGH zu
Privatgutachten82) lapidar: „Ein Verlesungsgebot für der-
artige Privatgutachten in der Hauptverhandlung – und
eine daran anschließende Erörterungspflicht im Urteil –
kann aus dieser gesetzlichen Klarstellung83) nicht abgeleitet
werden.“84) Daher ist mit größter Wahrscheinlichkeit
davon auszugehen, dass der OGH seine bisherige
Rsp (Bewertung von privaten Gutachten als rechtli-
ches Nichts, zumindest ohne Beweisrelevanz) weiter-
führen wird,85) zumal Ratz in einem jüngst erschiene-
nen Beitrag86) betont, Privatgutachten seien nicht er-
örterungspflichtig.

Bei der praktischen Anwendung der neuen Bestim-
mung könnte sich noch die Frage stellen, ob dasRecht
auf Einbringung eines schriftlichen Privatgutach-
tens ab Einbringung der Gegenäußerung gem
§ 222 Abs 3 StPO womöglich präkludiert ist.87) Da
von einer derartigen Präklusion im Gesetz aber nicht

die Rede ist, kann eine derartige Folge auch nicht an-
genommen werden.

Die unproblematischste und allseits akzeptierte
Neuerung ist der neu gefasste § 249 Abs 3 StPO:
Dort wird der Person mit besonderem Fachwissen
(dem Privatsachverständigen) in der Hauptverhand-
lung das unmittelbare Fragerecht an den gerichtlich
bestellten Sachverständigen eingeräumt, womit das
frühere Stille-Post-System über den Verteidiger der
Vergangenheit angehört.

V. Zusammenfassung
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das StPRÄG
2014 zweifellos Verbesserungen gebracht hat. Die
neue Rechtslage hat allerdings hinsichtlich der Privat-
gutachten nicht das gebracht, was sich die Verteidiger
erhofft haben, weil der OGH seine diesbezügliche bis-
herige Judikatur mit Sicherheit weiterführen wird.

Obwohl der vom VfGH unter der früheren Rechts-
lage als verfassungswidrig erkannte § 126 Abs 4 letzter
Satz StPO (siehe dazu gleich unten) nach der neuen
Rechtslage unverändert weiter gilt, dürfte mit den
neuen Regelungen in Zusammenschau die Verfas-
sungskonformität hergestellt sein, jedenfalls dann,
wenn sich der Sachverständige mit den schriftlichen
und/oder vorgetragenen Argumenten des Privatgu-
tachters auseinandersetzt.

Der VfGH hat mittlerweile mit Erkenntnis vom
10. 3. 201588) festgestellt, dass die Wortfolge „Sach-
verständiger und“ in § 126 Abs 4 letzter Satz StPO
idF des StPRefG BGBl I 2004/19 verfassungswidrig
war, weil die Bestimmung gegen die in Art 6 Abs 1
und Abs 3 lit d EMRK verankerte Garantie der Waf-
fengleichheit verstieß.

Inhaltlich ist das Erkenntnis allerdings nicht beson-
ders ergiebig: Einerseits ist darauf hinzuweisen, dass
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78) Eisenberg, Beweisrecht der StPO8 (2013) Rz 1527.
79) Ratz (in FS Fuchs 391) meint, das Befragungsrecht nach § 249 Abs 3

StPO sei hierfür ausreichend; er erkennt damit aber auch implizit an,
dass das Privatgutachten die gleiche Funktion erfüllt.

80) OLG Innsbruck 11. 9. 2013, 6 Bs 93/13x.
81) 181 BlgNR 25. GP.
82) Kirchbacher, WK-StPO § 252 Rz 40; RIS-Justiz RS0115646.
83) Gemeint: dass Privatgutachten nach § 222 Abs 3 StPO eingebracht

werden dürfen.
84) BMJ-S 578.028/0021-IV 3/2014, 29.
85) Siehe auch Wess/Rohregger, JSt 2014/3, 207; Fabrizy, StPO12 § 126

Rz 8; weiters Tipold, Neuerungen durch die Strafprozessnovelle
2014 JSt 2014/2, 97(103 f).

86) Zuletzt Ratz, Der neue Sachverständigenbeweis nach dem StPÄG
2014 ÖJZ 2015/5, 23 f.

87) Siehe etwa die Stellungnahme der Richtvereinigung/GÖD (44/SN-
38/ME 25. GP 13).

88) G 180/2014-30, G 216/2014-25, G 232/2014-27, G 42/2015-4,
G 77/2015-5; s auch die Kundmachung des Bundeskanzlers BGBl I
2015/40.
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ein Satz (Ergebnis IV.1., S 34) schlicht falsch ist, wenn
es dort heißt: „§ 126 Abs. 4 StPO idF BGBl. I 19/2004
wurde durch das Strafprozessrechtsänderungsgesetz
2014, BGBl. I 71, geändert.“ Tatsächlich blieb diese
Bestimmung vom StPRÄG 2014 unangetastet und gilt
in der Fassung des StPRefG weiter.

Zum anderen hält der VfGH (Rz 43) fest, dass die
Feststellung der Verfassungswidrigkeit nicht den ge-
nerellen Ausschluss eines Sachverständigen allein aus
dem Grund, dass er bereits im Ermittlungsverfahren
von der Staatsanwaltschaft beigezogen wurde, für die
Bestellung in der Hauptverhandlung zur Folge habe.
Vielmehr habe das Gericht in den noch anhängigen
Fällen im Rahmen einer Einzelfallprüfung eine allfäl-
lige Befangenheit anhand der Regelung des § 47 Abs 1
Z 3 iVm § 126 Abs 4 erster Satz StPO (Vorliegen von
Gründen, die geeignet sind, die volle Unvoreingenom-
menheit und Unparteilichkeit des Sachverständigen in

Zweifel zu ziehen), zu beurteilen. Nach welchen Krite-
rien diese Befangenheitsprüfung zu erfolgen hat, ist
der Entscheidung des VfGH jedoch nicht zu entneh-
men. Dies wird am ehesten dann anzunehmen sein,
wenn der Sachverständige von der StA mit der Durch-
führung von Ermittlungen ähnlich einem Erkun-
dungsbeweis betraut war, sich die Anklage primär auf
dessen Expertise stützt (vgl VfGH-Erkenntnis Rz 39)
und das erstinstanzliche Gericht abgelehnt hat, ein al-
lenfalls vorgelegtes Privatgutachten zum Akt zu neh-
men und sich damit auseinanderzusetzen. Dies ent-
spricht in etwa der Auffassung des 12. Senats, der dann
von einer Befangenheit des Sachverständigen ausging,
wenn er inhaltlich wie ein Ermittlungsorgan ohne kon-
kretere Aufträge der StA tätig war.89)
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Privatgutachten: Zivil- versus Strafverfahren
Von RA Mag. Alexander Todor-Kostic, LL.M., Velden am Wörthersee. Der Autor ist Rechtsanwalt in Velden am Wör-
thersee und Partner von Todor-Kostic Rechtsanwälte bzw Mitglied des Ausschusses der RAK Kärnten sowie der Arbeits-
kreise für Strafrecht, Grund- und Menschenrechte sowie Berufsrecht International beim ÖRAK und der Vereinigung Öster-
reichischer StrafverteidigerInnen.

Privatgutachten müssen im Zivilverfahren – anders als
im Strafprozess – stets zum Akt genommen werden,
weil als Beweismittel alles in Betracht kommt, was
zur Aufklärung des Sachverhaltes geeignet ist. Die Be-
weismittel werden in der ZPO nicht taxativ aufgezählt.
Das Privatgutachten wird in der Lehre daher als „ur-
kundlich belegtes Parteienvorbringen“ bzw als Beweis-
mittel im weiteren Sinn qualifiziert.1)

Demzufolge billigt auch der OGH in Zivilsachen in
stRsp den Privatgutachten den „Rang von Privaturkun-
den“ zu.2) Diese werden auch regelmäßig zum Akt ge-
nommen und verlesen (dem Verfasser ist eine Zurück-
weisung in einem Zivilprozess in seiner 20-jährigen
Praxis noch nie zur Kenntnis gelangt), weshalb sich
der Gerichtssachverständige mit den Ausführungen
des Privatgutachters auch auseinandersetzen muss.3)
Dies betrifft einerseits den Aspekt der Einführung die-
ses Beweismittels in das Verfahren.

Was andererseits die inhaltliche Relevanz eines Pri-
vatgutachtens betrifft, ist es zwar richtig, dass nach Auf-
fassung des OGH das Zivilgericht grundsätzlich nicht
verpflichtet ist, allfälligeWidersprüche zwischen einem
Privatgutachter – auch wenn dieser allgemein gericht-
lich beeidet und zertifiziert ist – und dem Gerichtsgut-
achter aufzuklären. Es kann sich daher grundsätzlich
ohne weitere Erhebungen dem ihm als verlässlich er-
scheinenden Gutachten des Gerichtssachverständigen
anschließen und ist nicht verpflichtet, (allein) deshalb
einen weiteren Sachverständigen zu bestellen.4) Dies
gilt umso mehr dann, wenn der Gerichtssachverstän-
dige zum Inhalt des Privatgutachtens Stellung bezogen
und sich mit den Ansichten des Privatgutachters nach-
vollziehbar auseinandergesetzt hat.5) Bezieht sich der
Gerichtssachverständige aber überhaupt nicht auf die

Ausführungen im Privatgutachten bzw setzt er sich
mit dessenAnsichten überhaupt nicht auseinander, darf
sich das Gericht diesem Gerichtsgutachter idR nicht
mehr kritiklos anschließen, weil dies nur bei einem ver-
lässlich erscheinendenGutachten desGerichtssachver-
ständigen zulässig ist.6) Bestehen demzufolge Zweifel
an der Richtigkeit des Gerichtsgutachtens, die auch
durch eine Gutachtensergänzung nicht ausgeräumt
werden können, liegen die Voraussetzungen für die
Beiziehung eines weiteren Sachverständigen nach
§ 362 Abs 2 ZPO vor.

Warum dieser „Mehrwert“ der Einbringung einer
zweiten Meinung zur allfälligen Stützung erheblicher
Bedenken gegen den Gerichtsgutachter durch Einfüh-
rung eines Privatgutachtens im Strafprozess nicht ge-
nauso generiert werden könnte, ist nach wie vor un-
verständlich und gerade mit dem im Strafprozess vor-
herrschenden Grundsatz der Verpflichtung zur Erfor-
schung der materiellen Wahrheit nicht vereinbar. Aus
Verteidigersicht kann in einem Strafprozess aufgrund
der weitreichenden Eingriffe und Rechtsfolgen daher
nur folgende Priorität gelten: Rechtsrichtigkeit vor
Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit und Geschwindigkeit!

1) Deixler-Hübner, RZ 1992, 253; Jelinek, Sachverständige 55; Rech-
berger in Fasching, Zivilprozessgesetze III2 Vor §§ 351 ff Rz 12.

2) RIS-Justiz RS0040636; zuletzt 8 Ob 129/13y ua.
3) ZB Rechberger, aaO Rz 13.
4) RIS-Justiz RS0040952; 9 Ob 3/05 i; 7 Ob 225/06y.
5) Vgl 8 Ob 152/03 s; OLG Graz 4 R 184/04 t, 4 R 131/10g; vgl auch

OLG Innsbruck 1 R 111/09x mwN.
6) ZB RIS-Justiz RS0040588; OLG Graz 4 R 49/02m; 4 R 131/10g; 4 R

169/11x.
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Zur Absprache im österreichischen Strafrecht
Von Präsident Dr. Gernot Murko, Klagenfurt. Der Autor ist Präsident der Rechtsanwaltskammer für Kärnten, Vorsit-
zender des ÖRAK-Arbeitskreises Berufsrecht, Rechtsanwalt.

Die vorliegende Stellungnahme soll die österreichi-
sche Rechtslage im Vergleich zur deutschen nach den
Ausführungen von Prof. Dr. Holger Matt darlegen.
Die Vortragsform wurde beibehalten. Diese Stellung-
nahme soll insb auch die standesrechtliche Sicht, wie
sie, unvorgreiflich allfälliger Judikatur des OGH als
oberstes anwaltliches Disziplinargericht, von mir per-
sönlich vertreten wird, ohne dass dies die offizielle
Meinung des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages darstellt, beinhalten.

Nach der Rsp des OGH können Absprachen im
Strafverfahren unter den Tatbestand des Amtsmiss-
brauchs subsumiert werden. Dies gilt jedenfalls für
an der Absprache beteiligte Richter und Staatsanwälte.
Ungeachtet dessen gibt es die Absprachen in der Straf-
rechtspraxis täglich. Wenn im Weiteren von Abspra-
chen die Rede ist, so sind verfahrensbeendende Ab-
sprachen gemeint: Durch eine geständige Verantwor-
tung des Angeklagten erfolgt eine Verkürzung des
Verfahrens. Von einer umfangreichen Beweisauf-
nahme kann Abstand genommen werden.

Gleichgültig, ob man davon ausgeht, dass ohne Ab-
sprachen die österreichische Strafjustiz aufgrund ihrer
zu geringen personellen Ausstattung den Anforderun-
gen der Fallzahl gewachsen wäre oder nicht – Abspra-
chen finden statt. Als Verteidiger hat man sich dieser
Realität zu stellen. Aus diesem Grund sieht Pkt 12.
der Grundsätze der Strafverteidigung1) ausdrücklich
vor: „Kontaktaufnahmen des Verteidigers mit dem Gericht
und mit anderen Verfahrensbeteiligten außerhalb der
Hauptverhandlung bilden in jedem Stadium des Verfahrens
ein grundlegendes Recht der Verteidigung. Ziel dieser Kon-
taktaufnahmen sind Verständigungen. Solche dienen der
Erörterung von Fragen der Verfahrensgestaltung und des
Verfahrensausgangs, der Informationsgewinnung oder -er-
teilung und/oder der konsensualen Festlegung verschiedener
Vorgangsweisen. Verständigungen des Verteidigers finden
im Einverständnis mit dem Beschuldigten statt. Der Vertei-
diger hat alles zu unterlassen, was beim Beschuldigten den
Eindruck einer rechtsverbindlichen Vereinbarung mit den
Verfahrensbeteiligten erwecken kann.“Neben den verfah-
rensgestaltenden Absprachen sind auch Kontakte und
Erörterungen des Verfahrensausgangs nach gefestigter
Standesauffassung zulässig.

Sie bedürfen jedoch der Zustimmung und dem Ein-
verständnis des Klienten.

Dies entspricht auch der Stellung des Verteidigers
im Strafprozess.2) Ein Verteidiger übt nach § 57 Abs 2
Satz 1 StPO die Verfahrensrechte aus, die dem Be-
schuldigten zustehen. Er ist nach § 57 Abs 1 StPO be-

rechtigt und verpflichtet, jedes Verteidigungsmittel zu
gebrauchen, und alles, was der Verteidigung des Be-
schuldigten dient, unumwunden vorzubringen, soweit
dies demGesetz, seinem Auftrag und seinemGewissen
nicht widerspricht. Auch wenn er von der Schuld des
Angeklagten überzeugt ist oder die höchst zulässige
Strafe für angemessen hält, ist er keineswegs dazu ver-
halten, seine Verfahrensrechte nach dieser Überzeu-
gung auszurichten. Er darf die Glaubwürdigkeit von
ihm als glaubwürdig erachteter Belastungszeugen
durch Beweismittel in Frage stellen, belastendes Be-
weismaterial verschweigen und dessen Vorführung
mit prozessualen Mitteln verhindern. Prozessbetrug,
der im Zivilverfahren bei falschem Vorbringen in
Frage kommt, scheidet hier aus.

Für den Verteidiger ist jedoch der Fall der prozess-
beendenden Absprachen ein Grenzgang. Selbst die ab-
strakte Anfrage über das Strafausmaß im Falle eines
Geständnisses an den Richter entfernt den Klienten
aus der Deckung. Es kann der Fall eintreten, dass der
Eindruck der Kompromissbereitschaft bei den Verfah-
rensbeteiligten nicht mehr zu revidieren ist.3) In die-
sem Sinne kann es für den Verteidiger verboten sein,
Gespräche mit dem Gericht und/oder der Staatsan-
waltschaft zu führen und möglichen Ansätzen zu sol-
chen Gesprächen entgegenzutreten.4) Glaubt der Ver-
teidiger jedoch im Einklang mit seinemKlienten, einer
Verurteilung nicht entgehen zu können, so ist es stan-
desrechtlich zulässig, Gespräche mit den anderen Ver-
fahrensbeteiligten zu führen. Im Mittelpunkt dieser
Gespräche stehen immer das Geständnis und ein von
der Rsp eingeräumter extrem hoher Stellenwert in
der Strafbemessung.

Meiner Ansicht nach wird sich dieser Druck auf das
Geständnis durch die Einführung des Mandatsverfah-
rens in § 491 StPO noch erhöhen.

Voraussetzung für eine Strafverfügung bildet neben
dem Antrag der Staatsanwaltschaft und der Verneh-
mung des Angeklagten gem §§ 164 oder 165 StPO,
dass die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens in Ver-
bindung mit der Verantwortung des Angeklagten zur
Beurteilung aller für die Schuld- und Straffrage ent-
scheidenden Umstände ausreichen. Im Mittelpunkt
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des § 491 Abs 1 Z 3 StPO wird wohl das Geständnis
des Angeklagten und der unter einem erfolgte Verzicht
auf die Durchführung einer Hauptverhandlung stehen.

Wenn man in der täglichen Praxis mitverfolgt, dass
selbst die Durchführung der öffentlichen mündlichen
Hauptverhandlung unter Anwesenheit von Medien
für den Angeklagten die weitaus höhere Strafe darstel-
len kann, als die schlussendlich vom Gericht ver-
hängte, wird die Möglichkeit der Erlangung einer
Strafverfügung im Wege einer Prozessabsprache für
den Angeklagten oft mehr als erstrebenswert sein. An-
ders als bei der Diversion, die heute schon vielfach mit
Absprachen begleitet ist, endet das Mandatsverfahren
mit einer gerichtlichen Verurteilung. Sogar eine be-
dingt nachgesehene Freiheitsstrafe ist möglich. Bei
der Diversion hingegen ist lediglich die hinreichende
Klärung des Sachverhalts Voraussetzung, ohne vom
Beschuldigten auch nur eine Erklärung über seine
Schuld zu verlangen. Die diversionelle Erledigung
stellt gerade keinen letztlichen Schuldnachweis im
Sinne der EMRK dar.5)

Die Möglichkeit, eine öffentliche Hauptverhand-
lung zu vermeiden, kann viel dazu beitragen, dass je-
denfalls auch auf einen aussichtsreichen Kampf um ei-
nen Freispruch verzichtet wird. Absprachen werden
daher stattfinden. Wie überhaupt die für den Verteidi-
ger bestehende Zulässigkeit der Anbahnung und
Durchführung von Absprachen meines Erachtens
keine Notwendigkeit deren gesetzlicher Verankerung
begründet.

Der Ruf nach einer gesetzlichen Regelung in den
letzten Jahren war vielfach davon geprägt, eine Straf-
barkeit der an der Absprache Beteiligten zu vermeiden.
Geht man mit Kier/Bockemühl6) davon aus, dass nicht
alles, was in Österreich strafrechtsgesetzwidrig ge-
schieht, einer Entkriminalisierung bedarf, so ist eine
gesetzliche Regelung für Absprachen rechtsstaatlich
nicht notwendig. Der Druck zur Ablegung des Ge-
ständnisses würde noch verstärkt werden. Die richter-
liche und staatsanwaltliche Möglichkeit, den eigenen
Arbeitsaufwand zu reduzieren, und das Auseinander-
klaffen der Sanktionenschere im Falle des Geständnis-
ses würden sich erhöhen.

Wie Kier/Bockemühl7) zutreffend ausführen, ist das
Erzielen eines guten Deals von persönlichen Bezie-
hungen des Verteidigers mit Staatsanwaltschaft und
Gericht abhängig. Es ist jedoch nicht das Selbstver-
ständnis der Rechtsanwaltschaft, im Rahmen der Ver-
teidigung nur auf gute Beziehung zu Richtern und
Staatsanwälten zu achten. Es muss dem Druck begeg-
net werden, dass im Hinblick auf die Absprache für ei-
nen anderen Klienten in der nachfolgenden Hauptver-
handlung beim selben Richter der eigene Klient zum
Ablegen eines Geständnisses überzeugt wird, um nicht
die Beziehung zum Richter zu gefährden. Es muss der
Eindruck vermieden werden, dass sich der Rechtsan-

walt in seiner Körpersprache von der Verantwortung
seines eigenen Klienten distanziert und dem Gericht
signalisiert, dass er ihm eigentlich zu einem Geständ-
nis geraten hätte, der Klient dies jedoch nicht wollte.
Der Rechtsanwalt steht als Rechtsbeistand neben sei-
nem Klienten. Er ist demGesetz und seinemGewissen
verpflichtet. Es trifft ihn eine umfassende Beistands-
pflicht.

Dann und nur dann, wenn die wohlverstandenen In-
teressen des Klienten die prozessbeendende Absprache
erfordern, hat der Rechtsanwalt diese vorzunehmen.
Auch wenn nach der Rsp des OGH prozessbeendende
Absprachen Disziplinarvergehen und/oder Amtsmiss-
brauch bedeuten können, so darf der Rechtsanwalt
von der Rsp nicht zum Beitragstäter einer solchen Ab-
sprache gemacht werden. Wie Ratz8) zutreffend aus-
führt, sind verfahrensbeendende Prozessabsprachen
just deshalb unzulässig, weil sie dem zwar Richter
und Staatsanwälte, nicht aber Verteidiger und Be-
schuldigte treffenden Gebot der materiellen Wahr-
heitsfindung widersprechen. Ein an der Absprache
mitwirkender Verteidiger kommt nach Ratz nur dann
als Beteiligter am Amtsmissbrauch in Betracht, wenn
er von der im Vollzug der Absprache bestehenden, also
nicht auf Erforschung der materiellenWahrheit abzie-
lenden Verfahrensleitung des Vorsitzenden, mit ande-
ren Worten von dessen vorsätzlichen Fehlgebrauch
der Befugnis im Namen des Bundes als dessen Organ
in Vollziehung der Gesetze Amtsgeschäfte vorzuneh-
men, wusste. Dass der Vorsitzende, mit welchem er
eine verfahrensbeendende Absprache trifft, vorsätzlich
ein seiner Überzeugung widerstreitendes Fehlurteil
anbietet, sei so unwahrscheinlich, dass positives Wis-
sen darum nahezu stets ausscheidet.

Ich hoffe, dass diese Rechtsansicht ständige Rsp des
OGH wird. Kennt man jedoch die Judikatur der
Schöffengerichte zur subjektiven Tatseite, insb auch
zur Wissentlichkeit, so sind Konstellationen denkbar,
die Rechtsanwälte als Bestimmungs- und Beitragstäter
denkmöglich erscheinen lassen. Nach Ratz9) ist der
Verteidiger im Rahmen eines vom Beschuldigten er-
teilten Auftrages jedenfalls berechtigt, das Gericht
von einer dem Angeklagten nachteiligen Wahrheits-
findung abzuhalten und einen für seinen Klienten un-
günstigeren Ausgang durch Ablegung eines die Tatsa-
chen verschleiernden Geständnisses zu verhindern.
Diese Rechtsansicht deckt sich mit der gefestigten
Standesauffassung der Rechtsanwaltschaft, wie sie in
den Grundsätzen der Strafverteidigung festgehalten
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ist. Eine gesetzliche Kodifikation der Absprache würde
die Situation jedoch nicht verbessern, sondern den
Druck auf Klienten und Anwaltschaft zur Ablegung
von Geständnissen nur erhöhen.

Absprachen existieren in der Realität. Nicht jede Ab-
sprache begründet jedoch die Strafbarkeit von Richter
und Staatsanwalt. Die Rechtsanwaltschaft ist jedenfalls

gut beraten, von diesem Instrumentarium nur dort Ge-
brauch zu machen, wo es die einzig effiziente Form der
Verteidigung darstellt. Dem Druck zum tatsachenwid-
rigen Geständnis muss widerstanden werden. Trotz-
dem ist klar und eindeutig darauf hinzuweisen, dass Ab-
sprachen grundsätzlich standesrechtlich zulässig sind
und daher auch nicht strafbar sein dürfen.
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Bemerkenswertes aus der Judikatur des OGH
in Strafsachen seit 2013
Von Präsident des OGH Hon.-Prof. Dr. Eckart Ratz, Wien Der Autor ist Herausgeber und Autor der Wiener Kommen-
tare zu StGB und StPO, verantwortlich für den strafrechtlichen Teil des Evidenzblatts der Rechtsmittelentscheidungen der
ÖJZ und Honorarprofessor für Strafrecht und Strafprozessrecht der Universität Wien.

Zusammenstellung wichtiger Aussagen in der Rechtsprechung des OGH aus 2013 und 2014, insb unter dem
Gesichtspunkt der Praxisrelevanz aus Verteidigersicht.

I. Einleitung
Ich habe für meinen Überblick über die wichtigsten
Entscheidungen des OGH in Strafsachen wie gewohnt
auf die für das EvBl der ÖJZ getroffene Auswahl zu-
rückgegriffen. Die Tatsache, dass in jedem Heft vier
Entscheidungen vorgestellt werden, stellt sicher, dass
die Leserin und der Leser auf knappem Raum über alle
wichtigen Entwicklungen im Straf- und Medien-
recht auf dem Laufenden gehalten und mithilfe von
Hinweisen Zusammenhänge hergestellt werden kön-
nen. Die Rechtssätze und Hinweise des EvBl bis Heft
20/2014 bilden den Inhalt der nachfolgenden Judika-
turübersicht. Zwischen Rechtssätzen als Entschei-
dungsinhalt und Hinweis (aus Anlass der Entscheidun-
gen) wird nicht unterschieden.

II. Materielles Recht
" 14 Os 82/13k, 83/13g EvBl 2013/129: Liegen einer

Strafe vor und nach dem 21. Lebensjahr began-
gene Taten zugrunde und wurde der nach § 28
Abs 1 Satz 2 StGB zur Strafrahmenbildung heran-
zuziehende Strafsatz durch eine nach dem 21. Le-
bensjahr begangene Tat begründet, ist § 46 Abs 3
StGB nicht anzuwenden. Der OGH unterscheidet
in jüngerer Rsp strikt zwischen Strafdrohung, Straf-
satz und Strafrahmen. Strafsatz ist bedeutungs-
gleich mit strafbarer Handlung. Ein Synonym dafür
ist Strafgesetz. Ein Synonym für Strafrahmen ist
Strafbefugnis. Strafdrohung ist der Überbegriff für
Strafsatz und Strafrahmen. Unter dem Aspekt der
materiellen NG ist die Wahl des richtigen Strafsat-
zes Gegenstand der Subsumtionsrüge (§ 281 Abs 1
Z 10 StPO). Soweit Strafrahmenbestimmungen
auch subsumtionsrelevant sind (§ 29 StGB; § 28a
Abs 2 Z 3 und Abs 4 Z 3 SMG), sind sie ebenfalls
Gegenstand der von § 281 Abs 1 Z 10 StPO. Den
Strafrahmen determinierende Umstände, welche
nicht zugleich die rechtliche Kategorie, welche sub-
sumiert wurde (§ 260 Abs 1 Z 2 StPO), bestimmen,
sind hingegen Gegenstand von § 281 Abs 1 Z 11
erster Fall StPO. Dazu gehören jedenfalls §§ 28,
30, 31, 36 StGB, die mangels anders lautender Rege-

lungen auch im Nebenstrafrecht gelten (Art I Abs 1
StRAG). Da § 65 Abs 2, § 286 Abs 1 Satz 2, § 287
Abs 1 Satz 2 StGB nicht Gegenstand der rechtlichen
Unterstellung (§ 260 Abs 1 Z 2 StPO) sind, viel-
mehr bloß die Strafbefugnis determinieren, sind
auch sie Gegenstand von § 281 Abs 1 Z 11 erster
Fall StPO. Gleiches gilt für § 5 Z 2 bis 4 JGG.

" 15 Os37/13z, 38/13xEvBl-LS2013/148:Unmittel-
bar aufeinanderfolgende Zeiträume bilden ein
und dieselbeUnterhaltsverletzung.Teilfreispruch
scheidet daher aus. Nach RIS-Justiz RS0076157 liegt
Anklageüberschreitung vor, wenn ein Schuldspruch
wegen Verletzung der Unterhaltspflicht nach § 198
Abs 1 StGB mit Bezug auf einen vom Ankläger nicht
inkriminierten Zeitraum erfolgt (näher: Markel in
WK2 § 198 Rz 63 bis 65). Für unmittelbar aufeinan-
derfolgende Zeiträume rückt der Senat 15 hier von
dieser Rsp ab, weil sonst ein und dieselbe Tat im ma-
teriellen Sinn mehrfach angeklagt werden könnte.
Eine tatbestandlicheHandlungseinheit, wie sie bei ei-
nem durchgehend verwirklichten Dauerdelikt (hier:
Verletzung derUnterhaltspflicht) vorliegt, istmateri-
ell wie prozessual eineTat und unter beidenAspekten
nicht teilbar.

" 15 Os 52/13 f EvBl 2013/160:Es verjährt die Straf-
barkeit von Taten, nicht aber von strafbaren
Handlungen (rechtliche Kategorien). Bei Tat-
mehrheit verjährt die Strafbarkeit einzelner Taten
– abgesehen vom Fall des § 58 Abs 2 StGB – grund-
sätzlich jeweils für sich. Die rechtliche Annahme
scheinbarer Realkonkurrenz (in Form materieller
Subsidiarität) in Ansehung mehrfach verwirklichter
Qualifikation von Zufügung einer schweren Körper-
verletzung, die dazu führt, dass dieser Taterfolg nur
einmal zugerechnet wird, schlägt nicht auf die zuvor
zu prüfende Frage der Verjährung der Strafbarkeit
jeder einzelnen Tat durch. Durch Verjährung der
verdrängenden strafbaren Handlung lebt die ver-
drängte nicht wieder auf. Das ergibt sich bei schein-
barer Idealkonkurrenz bereits aus § 57 Abs 2 StGB.
Danach verjährt nämlich die Strafbarkeit der Tat.
Demnach bleibt im Fall einer einzigen Tat, bei Spe-
zialität also stets, der Strafbarkeitsausschluss für die
verdrängte strafbare Handlung von der Verjährung
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der (zumeist privilegierenden, weil ja mit geringerer
Strafe bedrohten) verdrängenden unberührt. Bei
Konsumtion einer scheinbar realkonkurrierenden
strafbaren Handlung unter dem Aspekt strafloser
Nachtat kann man sich darauf nicht berufen. Weil
die Haupttat aber ausschließliche Bewertungs-
grundlage für das Gesamtgeschehen ist, wird auch
die Verdrängung der Nachtat durch die Verjährung
der Haupttat nicht tangiert.

" 17 Os 8/13z EvBl 2014/14: Die Entscheidung über
die Ausstellung einer Organstrafverfügung (§ 50
VStG) ist Ausübung hoheitlicher Befugnis. Miss-
bräuchliche Ausübung dieser Befugnis kann zur
(hier allein als Gegenstand des von § 302 Abs 1
StGB verlangten überschießenden Vorsatzes in
Frage kommender) Schädigung des Staates an sei-
nem konkreten Strafverfolgungsrecht führen. Beim
Verständigungszettel „Lager Nr 127“ handelt es
sich hingegen um eine Information, die ausschließ-
lich der Benachrichtigung des straßenverkehrsrecht-
lich beanstandeten Fahrzeuglenkers dient. Besteht
aber die Funktion des Verständigungszettels „Lager
Nr 127“ gerade nicht in der Unterstützung gezielter
Strafverfolgung, kommt ein Vorsatz „dadurch“, also
durch diesen Fehlgebrauch der Befugnis, den Staat
in seinem Recht auf Strafverfolgung zu schädigen,
nicht in Betracht. Der Fachsenat stellt bei der Beur-
teilung der Rechtsnatur des Verständigungszettels
auf dessen Schutzzweck ab.

" 17 Os 20/13 i EvBl 2014/28:Gegenleistung für ein
Amtsgeschäft kann ein Vorteil nur sein, wenn
das Amtsgeschäft oder die Amtsgeschäfte, auf
die er sich bezieht, bestimmt oder wenigstens
bestimmbar sind. Dazu bedarf es eines konkreten
Lebensbezugs bereits im Zeitpunkt des Forderns,
nicht bloß von Kompetenzkategorien. Sonst bezieht
sich der Vorteil bloß auf die Amtstätigkeit und er-
füllt den Tatbestand des § 304 Abs 1 StGB nicht.
„Gesetzgebung“ und Vorgänge, die „zur Gesetzwer-
dung“ führen (vgl Art 289 AEUV), sind der Kern
der in den Kompetenzbereich eines Abgeordneten
fallenden Amtsgeschäfte. Der Begriff ist nicht auf
den Abstimmungsvorgang beschränkt, sondern er-
fasst auch Verrichtungen tatsächlicher Art, soweit
sie zum Aufgabenbereich des Amtsträgers gehören
und demnach von ihm nur vermöge seines Amtes
vorgenommen werden können. Demnach kann auch
eine faktische (informelle) Einflussnahme von Abge-
ordneten auf andere Abgeordnete, sei es auch außer-
halb durch Ausschüsse geschaffener Zuständigkeits-
grenzen, ein Amtsgeschäft darstellen. Soweit Bertel
(WK2 § 304 Rz 14) der „alten“ Rsp des OGH, nach
welcher ein Amtsträger pflichtwidrig handelt, „wenn
er dem Vermögenvorteil einen Einfluss auf seine
Entscheidung einräumt, mag er sich auch innerhalb
des ihm eingeräumten Ermessens halten“, einen

„Widerspruch in sich“ vorwirft, unterlegt er ihr sei-
nen Ermessensbegriff, aus dem er vorteilsbedingte
Einflüsse ausnimmt.

" 12 Os 82/13w EvBl 2014/49: Weder die besondere
Gefährlichkeit des Täters noch die der Betätigung
stellt einen Umstand dar, der nach den §§ 3a, 3b,
3d bis 3g VG einen eigenen Strafsatz – iS eines
Strafgesetzes oder Tatbestands, dem eine Tat zu
subsumieren ist – begründet. Es handelt sich viel-
mehr jeweils um die Normierung eines erhöhten
Strafrahmens, also um einen Fall erweiterter Straf-
befugnis – einer Rechtsfigur, die im StGB mehrfach
anzutreffen ist. Die rechtliche Erfassung der beson-
deren Gefährlichkeit des Täters oder der Betätigung
als Erweiterung des Strafrahmens eröffnet die Mög-
lichkeit einer Überprüfung der diesbzgl Sachver-
haltsbasis aus Z 13 erster Fall des § 345 Abs 1 StPO
iVm § 281 Abs 1 Z 5 und 5a StPO sowie § 345
Abs 1 Z 3 bis 5 StPO und – zusätzlich – mit Beru-
fung. § 345 Abs 1 Z 13 erster Fall StPO (§ 281
Abs 1 Z 10 und 11 erster Fall, § 345 Abs 1 Z 12
StPO). Aus Z 13 erster Fall relevant sind nur jene
die Strafbefugnis bestimmenden Umstände, welche
nicht bereits Gegenstand zulässiger Anfechtung
des Schuldspruchs aus § 281 Abs 1 Z 10 StPO bzw
aus § 345 Abs 1 Z 12 StPO sind. Der 12. Senat ver-
meidet die unklare Rechtsfigur eines „gleiten-
den Strafsatzes“ (kritisch bereits Lässig in WK2

Vorbem VG Rz 7) durch klare Begriffstrennung
Strafsatz/Strafrahmen, setzt damit konsequent
eine auch von 13 Os 44/09h EvBl 2009/144 und
13 Os 26/10p EvBl-LS 2010/138 verfolgte Linie
der Rsp zur gezielten Entlastung der Subsumtions-
rüge zwecks (prozessökonomischer) Ermöglichung
von Teilrechtskraft des Schuldspruchs (§ 260 Abs 1
Z 2 StPO) fort und macht damit „besondere Ge-
fährlichkeit des Täters oder der Betätigung“ (zusätz-
lich) der Berufung zugänglich, ohne den höchst-
gerichtlichen Rechtsschutz zu schmälern (vgl
auch 12 Os 119/06a EvBl 2007/130 [verst Senat]
zum Unterschied Versuch/Vollendung als Gegen-
stand sowohl von Berufung als auch [wegen des logi-
schen Gesetzes vom ausgeschlossenen Dritten] der
Sanktionsrüge nach § 281 Abs 1 Z 11 zweiter Fall
StPO). Bei der vom OGH gefundenen Lösung ge-
nügt für die erhöhte Strafdrohung objektives Vorlie-
gen von besonderer Gefährlichkeit des Täters oder
der Betätigung. Darauf bezogener Vorsatz wird
nicht verlangt.

" 12 Os 117/12 s, 118/12p EvBl-LS 2014/79: Vor al-
lem der fehlende Einfluss der Aktionäre auf den ge-
samten Bereich der Geschäftsführung steht einer
(wirtschaftlichen) Identifikation von Aktionären
und AG entgegen. Im Gegensatz zu den Gesell-
schaftern einer GmbH können die Aktionäre näm-
lich weder jede Angelegenheit der Geschäftsführung
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an sich ziehen, noch dem Gesellschaftswohl zuwi-
derlaufende Weisungen erteilen. Ihre von denen
der Gesellschaft zu unterscheidenden Interessen
sind der Gesellschaft auch nicht übergeordnet, son-
dern lediglich neben jenen des Unternehmens, der
Öffentlichkeit und der Arbeitnehmer zu berücksich-
tigen. Die Anerkennung einer strafrechtlich zulässi-
gen Dispositionsbefugnis der Gesellschafter über
das Vermögen der AG würde deren körperschaftli-
che Struktur konterkarieren. Eine Überschreitung
von der Hauptversammlung aktienrechtlich vorge-
gebene[n] Kompetenzen ist daher unter dem Aspekt
des § 153 StGB unzulässig. Die Entscheidung weist
darauf hin, dass auch bei einer zu Lasten einer
GmbH begangenen Untreue nach stRsp nicht der
mittelbare Schaden der Gesellschafter, sondern der
unmittelbare Nachteil der Gesellschaft maßgebend
sei. Ein Sonderfall ähnlich der „Einmann GmbH“,
deren Geschäftsführer zugleich einziger Gesell-
schafter ist, aus welchem Grund bei nachteiligen
VermögensVfgen durch den Gesellschafter-Ge-
schäftsführer der Schaden nach der Rsp nicht bei ei-
nem „anderen“ eingetreten sei, liege hier nicht vor.
Nicht die Vereinigung aller Gesellschaftsanteile in
einer Hand führe nämlich in diesem Fall zur An-
nahme einer straflosen Selbstschädigung, sondern
der Umstand, dass in diesem Sonderfall der „Täter“
zugleich einziger „Geschädigter“ ist.

" 17 Os 25/13z EvBl 2014/77: (Gerichtliche) Ent-
scheidungen sind Willensakte. Konstitutives Ele-
ment ist die (mündliche oder schriftliche) Erklärung
des – von der Rechtsordnung dazu berufenen – Or-
ganwalters, ein Ergebnis sei von ihm gewollt. Liegt
eine derartige Erklärung unmissverständlich vor,
ist die – auch dem äußeren Erscheinungsbild ent-
sprechende – Entscheidung dem Organ und damit
dem Staat zuzurechnen. Die Verfahrens- und Orga-
nisationsvorschriften der § 429 Abs 1 ZPO (§ 78
Abs 1 EO), § 62 Abs 1, § 108 Abs 5 Geo verfolgen
den Zweck, die inhaltliche Kontrolle (die „Entschei-
dungshoheit“) des zust Organs vor Setzung desWil-
lensakts strukturell abzusichern. Auf die Wahrneh-
mung dieser Aufgaben durch das zust Organ hat
der Staat ein iSd § 302 Abs 1 StGB beachtliches
Recht, das also den Bezugspunkt des tatbestandli-
chen Schädigungsvorsatzes bilden kann. Anders
als Organwalter der Verwaltung dürfen Richter
in Ausübung ihres richterlichen Amtes (Art 87
Abs 1 und 2 B-VG) ihnen vorbehaltene Ent-
scheidungsbefugnis nicht übertragen. Die Ent-
scheidung zeigt die Bedeutung der prozessualen
Rechtsfigur der sog gleichartigen Verbrechens-
menge. Die Taten einer gleichartigen Verbrechens-
menge werden feststellungsmäßig nur disjunktiv
miteinander verbunden (der Angekl hat die Taten
A oder auch B oder auch C . . ., mindestens aber so-

undso viele davon begangen) und solcherart nicht als
Einzelne, sondern nur in ihrer disjunktiven Ver-
knüpfung als Gesamtheit Gegenstand des (wahlwei-
sen) Schuldspruchs. Wurde der Angekl also schuldig
erkannt, in der Zeit vom 1. bis 31. 1. durch eine
nicht näher genannte Anzahl selbständiger Taten
je einen Menschen am Betreten eines Gebäudes ge-
hindert zu haben, so wird der Schuldspruch wegen
der solcherart verwirklichten mehreren Vergehen
der Nötigung nach § 105 Abs 1 StGB durch die Be-
hauptung, am 8. 1. nicht einschlägig delinquiert
oder einen bestimmten Menschen nicht gehindert
zu haben, nicht in Frage gestellt.

" 17 Os 2/14v EvBl-LS 2014/140: Von Beamten aus-
gestellte Urkunden sind dann keine öff Urkunden,
wenn sie bloß der Ordnung, Erleichterung oder
Kontrolle des inneren Dienstes, der gegenseitigen
Information amtlicher Stellen oder der amtlichen
Verlautbarung dienen, sich mithin nicht mit staatli-
cher Autorität nach außen wenden (sog „schlichte
amtliche Urkunden“). Der Eingangsvermerk be-
weist bloß die Tatsache und den Zeitpunkt des Ein-
langens behördlicher Eingaben, was bei fristgebun-
denen Eingaben (zB RM) die amtliche Überprüfung
der Rechtzeitigkeit ermöglicht. Er richtet sich – un-
geachtet seiner besonderen Beweisfunktion – nicht
nach außen, sondern dient bloß amtlicher Informa-
tion. Damit stellt er aber keine öff Urkunde iSd
§§ 224, 311 StGB dar. In dem sehr unterschiedli-
che Delinquenz betreffenden U hat der OGH auch
klargestellt, dass E-Mails keine Urkunden iSd § 74
Abs 1 Z 7 StGB sind. Der Einsatz von diesbzgl Fal-
sifikaten im Rechtsverkehr sei vielmehr nach § 293
Abs 2 StGB zu beurteilen.

III. Verfahrensrecht
" 14 Os 56/13m, 57/13h, 58/13 f, 59/13b, 60/13z, 61/

13x EvBl 2013/128: Zustimmung und Zugänglich-
keit dieser Aktenstücke vorausgesetzt, entspricht
der Vortrag des erheblichen Inhalts früherer
Aussagen des Angekl unter dem Aspekt ordnungs-
gemäßer Vorführung der Verlesung der darüber auf-
genommenen Protokolle. Deren Inhalt darf dann bei
der Beweiswürdigung verwertet werden und Nich-
tigkeit aus § 281 Abs 1 Z 5 vierter Fall StPO scheidet
insoweit aus. § 252 Abs 1 StPO enthält ein durch
Ausnahmen bei Unerreichbarkeit (Z 1), abweichen-
den Aussagen (Z 2), berechtigtem (Z 2a; hinsichtlich
MitAngekl Z 3) und unberechtigtem Schweigen
(Z 3) sowie Einverständnis (Z 4) eingeschränktes
Verbot, amtliche Schriftstücke, die mit dem Ziel er-
richtet wurden (also auch in einem Zivilprozess oder
Verwaltungsverfahren), Aussagen von Zeugen oder
vom Angekl verschiedener Besch (§ 48 Abs 2 StPO)
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festzuhalten, oder Ton- oder Bildaufnahmen über
die Vernehmung solcher Besch oder von Zeugen zu
verlesen oder vorzuführen. Von den Vorführer-
mächtigungen des § 252 Abs 1 StPO beziehen sich
nur Z 2 und 4 auch auf SVGA: Unter dem Aspekt
des Art 6 EMRK geht es nicht an, den Angekl trotz
grundsätzlicher Austauschbarkeit des SV durch eine
auf § 252 Abs 1 Z 1 StPO gegründete Verlesung
um sein Fragerecht zu bringen. Was deren Befund
anlangt, normiert § 252 Abs 2 StPO eine Verle-
sungspflicht. Diese gilt nicht für Befunde eines als
befangen erkannten SVund von einem – vonwelcher
zur Enthebung verpflichteten Person immer – als be-
fangen erkannten Dolmetscher erstellte Schriftstü-
cke, weil § 126 Abs 4 StPO eine spezielle Regelung
trifft. Die als SV oder Dolmetscher bei sonstiger
Nichtigkeit zu enthebende Person kann in Hinsicht
auf ihre sinnlichen Wahrnehmungen als Zeuge
(§ 248 Abs 1 iVm §§ 154ff StPO) vernommen und
eine als Zeuge abgelegte Aussage unter den Voraus-
setzungen des § 252 Abs 1 StPO verlesen werden.

" 14 Os 104/12vEvBl-LS 2013/172:DasZeugnisver-
weigerungsrecht des § 157 Abs 1 Z 2 StPO dient
dem Schutz des Klienten primär vor verfassungs-
widrigem Zwang zur Selbstbelastung und damit
dem verfassungsges gesicherten Recht des Besch auf
seine Verteidigung. Wird ein Aussagebefreiungs-
oder -verweigerungssachverhalt offenbar, hat der
Vorsitzende seiner daraus erwachsenden Pflicht zur
Anerkennung des Rechts und zu der damit ges ver-
knüpften Information darüber nachzukommen. Los-
gelöst von der – nur für die Abwägung nach § 281
Abs 3 StPO relevanten – Verwertung im U erweist
sich sonst das Verfahren deshalb, weil die Aussage ei-
ner aussagebefreiten oder -verweigerungsberechtig-
ten Person, die über dieses Recht nicht informiert
wurde oder – im Fall des § 156 Abs 1 Z 1 StPO – da-
rauf nicht ausdrücklich verzichtet hatte, in der HV
vorgekommen ist (§ 258 Abs 1 erster Satz StPO),
iSd § 281 Abs 1 Z 3 StPO als mangelhaft. Die Aner-
kennung des Zeugnisbefreiungs- oder -verweige-
rungsgrundes kommt in der diese voraussetzenden
Information darüber zum Ausdruck (§ 159 Abs 1
StPO). Wenn der das Recht des Zeugen auslösende
Verdacht eines zur Zeugnisbefreiung oder -verweige-
rung berechtigenden Sachverhalts nicht ausgeräumt
und das Recht trotzdem nicht anerkannt wurde, ist
der NG verwirklicht, es sei denn, der über das Recht
informierte Zeuge hat ungeachtet solcher Sachver-
haltszweifel den Zeugnisverweigerungsgrund nicht
in Anspruch genommen (§ 157 Abs 2 Z 2 bis 5 und
Abs 2 StPO) bzw ausdrücklich darauf verzichtet
(§ 156 Abs 1 Z 1 StPO). Ob Zweifel an einem zur
Zeugnisbefreiung oder -verweigerung berechtigen-
den Sachverhalt gegeben waren, ist nach objektiven
Kriterien zu beurteilen. Auch im Fall des § 155 Abs 1

StPO müssen bloße Zweifel für eine solche Sachver-
haltsgrundlage genügen. Der Hinweis auf die Nich-
tigkeit der „gesamten“ Aussage in § 159 Abs 3 erster
Satz StPO ist aus § 281 Abs 1 Z 3 StPO ohne Bedeu-
tung.

" 13 Os 109/13y, 110/13w, 111/13 t, 112/13 i EvBl-
LS 2014/71: Kommt das StrafG nach Beigebung ei-
nes Verteidigers iSd § 61 Abs 2 StPO zur Auffas-
sung, dass die Verfahrenshilfevoraussetzungen
von Anfang an nicht vorlagen oder zufolge verbes-
serter Einkommens‑ oder Vermögenssituation des
Besch (§ 48 Abs 2 StPO) nicht mehr gegeben sind,
so ist die Beigebung zu widerrufen (dh die weitere
Verfahrenshilfe zu entziehen), der Verfahrenshilfe-
verteidiger zu entheben und bei notwendiger Ver-
teidigung dem Besch nach Aufforderung und frucht-
losem Verstreichen der zur Beauftragung eines
Wahlverteidigers zu bestimmenden Frist mit neuem
B ein von ihm zu entlohnender Amtsverteidiger
nach § 61 Abs 3 Satz 2 StPO beizugeben. Der
OGH hat die (ultra vires erfolgte) Bestellung des
vom Gericht (insoweit im Rahmen seiner Kompe-
tenz) beigegebenen Amtsverteidigers als wirkungs-
los (bloß) zur Klarstellung beseitigt. Zugleich hat
es den B auf Beigebung des Amtsverteidigers als
(verfahrens-)mangelhaft ebenso aufgehoben wie
den KostenbestimmungsB, dem es an der von
§ 395 Abs 5 StPO verlangten Voraussetzung (neben
der Beigebung auch) einer wirksamen Bestellung
mangelte.

" 11 Os 17/14 f EvBl 2014/69:Nach stRsp des OGH
hat der FortsetzungsB des OLG die erstinstanz-
liche Entscheidung nicht bloß zu beurteilen,
sondern zu ersetzen und solcherart eine neue – re-
formatorische – Entscheidung darzustellen. Das be-
deutet, dass mit Bestimmtheit anzugeben ist, wel-
cher – in Hinsicht auf die mit hoher Wahrschein-
lichkeit als begründet anzusehenden strafbaren
Handlungen rechtlich entscheidend beurteilte –

Sachverhalt sowohl auf der objektiven als auch der
subjektiven Tatseite angenommen wurde (Feststell-
ungsebene) und dass überdies klarzustellen ist, auf
welchen ganz bestimmten Tatumständen (Beweis-
ergebnissen) diese Sachverhaltsannahmen über die
entscheidenden Tatsachen beruhen (Begründungs-
ebene). Geschieht dies nicht, liegt eine Grund-
rechtsverletzung vor. Der Sache nach verlangt der
OGH, fußend auf § 174 Abs 4 StPO, vom OLG,
seinen B auf Fortsetzung der UHaft nach Art eines
StrafU zu begründen. Statt das Vorliegen der (für
die Subsumtion) entscheidenden Tatsachen als er-
wiesen zu bejahen, hat das BeschwerdeG deren Vor-
liegen als dringend wahrscheinlich anzunehmen (vgl
§ 260 Abs 1 Z 1 und 2 StPO). So wird (indirekt) ein
besonders hoher Standard für den Grundrechts-
schutz erzielt.

Österreichisches Anwaltsblatt 2015/06360

Strafrechtskommission 2014

Bemerkenswertes aus der Judikatur des OGH in Strafsachen seit 2013
Autor: Präsident des OGH Hon.-Prof. Dr. Eckart Ratz, Wien



" 15 Os 27/14 f EvBl-LS 2014/96: Zurückziehung
der Beschwerde lässt die durch deren Erhebung
ausgelöste Haftfrist unberührt. Der zwischen Er-
hebung und Zurückziehung liegende Zeitraum ist
unbeachtlich. Die Haftfrist ist nicht Gegenstand
der Gerichtsentscheidung, wird durch diese viel-
mehr bloß ausgelöst. Ein im B verfehlt genannter
Ablauftag (§ 175 Abs 1 Satz 1 StPO) ändert den tat-
sächlichen Ablauftag nicht.

" 15 Os 42/14m EvBl 2014/100: Dass den Tatrich-
tern bei Beleuchtung der Verfahrensergebnisse ein
Eingehen auf (selbst nach dem Schluss des Beweis-
verfahrens vorgetragene und nicht im Prot über
die HV aufscheinende) beweiswürdigende oder wer-
tende Argumente der Verfahrensparteien verwehrt
wäre, lässt sich weder aus § 258 StPO noch aus
§ 281 Abs 1 Z 5 vierter Fall StPO ableiten. Was
die Entscheidung anspricht, sind Schlussregeln,
allg Erfahrungssätze oder sonst notorische Tat-
sachen (hier: als Gegenstand von Plädoyers).
Sie sind – als notorisch – nicht Gegenstand des Be-
weisverfahrens, also von Beweisaufnahme. Gilt ein
Umstand als notorisch, bedarf maW dessen tat-
sächliche Annahme keiner Begründung. Eine er-
hebliche Tatsache ist eine, die bei der Beweiswür-
digung nicht unerörtert bleiben darf. Erhebliche
Tatsachen gehören zusammen mit Schlussregeln
und Erfahrungssätzen zu den beweiswürdigenden
Erwägungen der Entscheidungsgründe. Indem
Schlussregeln und Erfahrungssätze so gesehen gar
nicht iSd § 258 Abs 1 StPO vorkommen und daher
auch nicht unter der Sanktion von § 281 Abs 1 Z 5
zweiter Fall StPO erörterungsbedürftig sind, ist um-
gekehrt überflüssige Erörterung auch nicht als Be-
weisverwertungsverbot durch § 281 Abs 1 Z 5 vier-
ter Fall StPO sanktioniert. Da nicht Gegenstand
der HV, tut es auch nichts zur Sache, ob das Gericht
aus den Plädoyers, aus dem Akteninhalt (Anklage-
schrift und schriftliche Gegenäußerung) oder auf
andere Weise davon erfährt. Durch Vorhalte bei
Vernehmung des Angekl (§ 245 Abs 1 Satz 2
[§ 249 Abs 1] StPO) oder die Erwähnung im Ankla-
gevortrag (§ 244 Abs 1 Satz 2 StPO) oder der Ge-
genäußerung (§ 244 Abs 2 StPO) kommt der Inhalt
eines Beweismittels (als erhebliche Tatsache) übri-
gens noch nicht iSd § 258 Abs 1 in der HV vor.
Wird es nicht auch im Rahmen des Beweisverfah-
rens vorgeführt (§ 246 Abs 1 StPO), ist ein auf das
– solcherart nicht vorgekommene – Beweismittel
gestütztes U aus § 281 Abs 1 Z 5 vierter Fall StPO
mangelhaft (vgl auch § 13 Abs 3 Satz 2 StPO). Bloß
als Inhalt der Gegenäußerung „zum Akt gelangt“
und im Plädoyer vorgetragen, wäre der Inhalt eines
PrivatGA nach bisheriger Rsp demnach nur unter
dem Aspekt von allg Erfahrungssätzen und Schluss-
regeln von Bedeutung, könnte also ein GA als Ge-

genstand von Beweisaufnahme – bei weitem – nicht
ersetzen.
Die Entscheidung ist deshalb hochaktuell, weil
§ 222 Abs 3 StPO idF StPÄG 2014 als Inhalt der
schriftlichen Gegenäußerung zur Anklageschrift
ausdrücklich auch Schlussfolgerungen eines Pri-
vatgutachters zulässt, welche demnach „zum Akt
genommen“ und nach § 244 Abs 3 StPO vorgetra-
gen werden können.

" 15 Os 32/14 s EvBl-LS 2014/116: Das in § 140
Abs 1 StPO für die in § 134 Z 5 StPO genannten
Ergebnisse bestimmter Ermittlungsmaßnahmen
normierte – auch im Rahmen der Begründung des
der Festnahme oder UHaft eines Besch zugrunde
liegenden Tatverdachts zu beachtende (vgl 14 Os
46/09k; 47/09g) – Beweisverwertungsverbot hin-
dert nicht, diese zum Anlass weiterer Erhebun-
gen zu nehmen und die Ergebnisse dieser Erhe-
bungen als Beweismittel zu verwerten. § 112
Abs 2 letzter Satz StPO verbietet in Betreff der aus
der Sichtung sichergestellter schriftlicher Aufzeich-
nungen oder Datenträger gewonnenen Erkennt-
nisse deren Verwendung als Ermittlungsansatz.
Der OGH spricht hier deshalb nicht von einem Be-
weisverwendungsverbot, weil Geltendmachung
von Verfahrensmängeln nach Z 2 bis 4 des § 281
Abs 1 StPO im Verfahren über eine Grundrechtsbe-
schwerde nicht in Frage kommt, sodass Beweisver-
wendungsverbote nur unter ihrem Verwertungsas-
pekt zu prüfen sind (§ 281 Abs 1 Z 5 vierter Fall
StPO). Im Verfahren über NB kann umgekehrt
der Verwertungsaspekt eines Beweisverbots dann
nicht geltend gemacht werden, wenn das Ziel über
die Geltendmachung eines Verfahrensmangels er-
reicht werden kann, mithin unter Geltendmachung
des Verwendungsaspekts. Interessant ist die vom
OGH – mangels Entscheidungsrelevanz (das OLG
hatte diese ohnehin „ausgeblendet“) – offengelas-
sene Frage, ob für die (in der Praxis angeblich häufig
anzutreffende) „Funkzellenauswertung bzw -absau-
gung“ die von § 5 Abs 1 StPO verlangte „ausdrück-
liche“ ges Grundlage nach geltender Rechtslage
noch besteht (zur Dringlichkeit des Problems: Ratz,
ÖJZ 2010, 387 [388, 394], und ders,ÖJT 2012, III/2,
16 [42ff]).

IV. Grundrechtsschutz im Speziellen
" 15 Os 15/13 i EvBl 2013/158: Die Selbstbelastungs-

freiheit verbietet zwar jeglichen Zwang zur selbstin-
kriminierenden Aussage oder zur Lieferung sonsti-
ger (von dessen Willen abhängiger) Beweismittel,
die gegen den Besch verwendet werden können.
Sie wird jedoch nicht berührt, wenn die Gefahr ei-
ner Selbstbelastung zufolge rk Verurteilung nicht
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(mehr) besteht. Selbstbelastungsgefahr setzt be-
grifflich das Vorliegen einer bereits begangenen
Straftat voraus, hinsichtlich derer der Zeuge nun
gezwungen werden könnte, sie aufgrund seiner Aus-
sage aufzudecken, und liegt daher im Fall allfälligen
strafbaren Verhaltens erst durch die Aussage selbst –
wenn also die Straftat, die zum Gegenstand einer
Selbstbelastung werden könnte, noch gar nicht exis-
tent ist – nicht vor. Eine falsche Beweisaussage abzu-
legen, mag wegen der deshalb drohenden strafge-
richtlichen Verfolgung unbehaglich sein. Behaglich-
keit als solche ist aber nicht grundrechtlich ge-
schützt. Der Normsinn des § 157 Abs 1 Z 1 StPO
erfasst zwar auch Aussagen über – nicht in Hinsicht
auf die gerichtliche Aufarbeitung der Straftat ge-
schehene – Aussagedelinquenz, nicht aber die in
der Aussagedelinquenz selbst gelegene Selbstbelas-
tung. Sonst würde sich nämlich jeder, der eine
Falschaussage ablegt, iSd § 157 StPO dadurch selbst
belasten und hätte konsequenterweise ein Aussage-
verweigerungsrecht. Wäre von § 157 Abs 1 Z 1
StPO auch die in falscher Beweisaussage selbst gele-
gene Selbstbelastung gemeint, müsste ein Zeuge nur
glaubhaft versichern, dass er eine falsche Beweisaus-
sage abzulegen gedenkt, um aussageverweigerungs-
berechtigt zu sein.

" 11 Os 73/13 i EvBl 2014/6: Im Hinblick auf die in-
haltliche Verwandtschaft mit den Verfassungsbe-
stimmungen des Art 4 7. ZP sowie des Art 50
GRC und deren völkerrechtliche Grundlagen ist
der durch Art 54 SDÜ gewährte Schutz vor Dop-
pelverfolgung unbeschadet dessen, dass diese Be-
stimmung entgegen der österreichischen Rechtstra-
dition nicht im Verfassungsrang steht, als Grund-
recht einzustufen und damit Gegenstand von Er-
neuerung nach § 363a StPO. Grundrechte sind
eine echte Querschnittsmaterie – Gegenstand
seriöser Prüfung durch alle Gerichtstypen, kei-
neswegsmonopolisiert bei einem speziellenVer-
fassungsgericht. Sie können – ungeachtet der Zwei-
instanzlichkeit des Strafverfahrens – stets mit NB
beimOGHgeltend gemacht werden.Wo der Indivi-
dualrechtszug an das HöchstG der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit nicht offen steht, helfen Grundrechts-
beschwerde, soweit es um das Grundrecht auf pers
Freiheit geht, und Erneuerungsantrag, wo andere
Grund- und Menschenrechte in Rede stehen. Steht
verfassungskonforme Interpretation offen, wird die
Sache endgültig gelöst. Wenn sich die GenProk aus
Anlass ihrer Möglichkeit, zu einem Erneuerungsan-
trag Stellung zu nehmen, entschließt, eine gleichge-
richtete NBzWdG zu erheben, kann der OGH auch
eine Feinprüfung unterhalb der Verfassungsstufe
vornehmen und verweist den Erneuerungswerber
auf den Erfolg der NBzWdG (was beim Lesen der
Erfolgsstatistik für Erneuerungsanträge gern überse-

hen wird). Bedarf es der Verwerfungskompetenz des
VfGH, wird dieser angerufen und die Normanfech-
tung auf Höchstgerichtsebene garantiert.

" 14 Os 43/13z, 115/13p, 116/13k EvBl 2014/13:
Lehnt das OLG nach § 107 Abs 3 StPO die Be-
handlung einer Beschwerde gegen das Unterbleiben
von Anerkennung und möglichem Ausgleich einer
Grundrechtsbeeinträchtigung ab, verletzt es das
Gesetz, indem es seinen in diesem Fall auf Null re-
duzierten Ermessensspielraum überschreitet.
Durch die mit BudgetbegleitG 2011–2013 geschaf-
fene Möglichkeit zu (ausnahmsweiser) kassatori-
scher Entscheidung über eine Beschwerde ändert
sich nichts an der Rechtsnatur von Beschwerden.
Das RM zielt stets auf einen Ersatz des angefochte-
nen B durch einen solchen des RMG ab. Da § 89
Abs 2b Satz 2 StPO an der bis dahin geltenden Re-
gelung festhält, dass das RMG an die geltend ge-
machten BeschwerdeP nicht gebunden ist, bleibt
die Nichtbeachtung der Begründungsobliegenheit
des § 88 Abs 1 Satz 1 StPO im Beschwerdeverfahren
weiterhin sanktionslos und wird nur bei nachfol-
gender Anrufung des OGH mit Grundrechtsbe-
schwerde oder Erneuerungsantrag (ohne Befassung
des EGMR) schlagend. Die ausnahmsweise Erlaub-
nis zu kassatorischer Beschwerdeerledigung soll also
nur die BeschwerdG entlasten, denen es solcherart
erlaubt wird, in besonders krassen Fällen eine Art
„Zurück zum Start!“ zu verfügen, ohne sich vorerst
näher mit der Sache zu befassen. So ordnet das Ge-
setz sinngem Anwendung denn auch bloß des § 293
Abs 2 StPO, nicht auch des § 293 Abs 4 StPO an.
Auf diese Weise ist es zulässig, das BeschwerdeG
mit der Behauptung anzurufen, dieses selbst habe
im vorangegangenen Rechtsgang eine verfehlte
Rechtsauffassung vertreten. Während also das Ge-
richt, an welches das BeschwerdeG die Sache ver-
wiesen hat, an dessen Rechtsauffassung gebunden
ist, kann das BeschwerdeG bei der E in der Sache
von seiner in der kassatorischen E vertretenen
Rechtsauffassung abgehen. Wäre dem nicht so, wäre
die Bindung an eine Rechtsauffassung, ohne beide
Seiten davor gehört zu haben (§ 89 Abs 2a Z 4
StPO), grundrechtlich bedenklich. So aber kann
das BeschwerdeG seine eigene Auffassung nochmals
überdenken und die Bindung des ErstG führt nicht
zur Selbstbindung des RMG, wie das § 293 Abs 4
StPO im Fall kassatorischer E über eine NB vor-
sieht.

" 17 Os 14/13g EvBl-LS 2014/16: Einspruch wegen
Rechtsverletzung und damit Erneuerung des
Strafverfahrens ohne Befassung des EGMR steht
nur gegen rechtsfehlerhafte Befugnisausübung
in Vollziehung der StPO offen. Äußerungen ohne
Ausübung von Befehls- und Zwangsgewalt zählen
nicht dazu. Hat der StA nicht hoheitlich in das Recht

Österreichisches Anwaltsblatt 2015/06362

Strafrechtskommission 2014

Bemerkenswertes aus der Judikatur des OGH in Strafsachen seit 2013
Autor: Präsident des OGH Hon.-Prof. Dr. Eckart Ratz, Wien



nach § 54 Satz 1 StPO eingegriffen, erübrigt sich die
Frage nach einer Rechtfertigung iSd Art 10 Abs 2
MRK. Der OGHweist darauf hin, dass sich ein Ver-
teidiger auf mangelnde Erkennbarkeit des Um-
stands, dass der StA bei seinem Appell keine Be-
fugnis als Leiter des Ermittlungsverfahrens ausge-
übt hat, deshalb nicht berufen könne, weil das
Gesetz bei den in § 48 Abs 1 Z 4 StPO genannten,
als Verteidiger zugelassenen Personen ausreichen-
de Kenntnis strafprozessualer Vorschriften unter-
stellt.

" 14 Os 145/13z EvBl 2014/27: Eine Zusicherung,
der zwar eine allg Absichtserklärung menschen-
rechtskonformen Vorgehens, nicht aber zu entneh-
men ist, ob im ersuchenden Staat eine effektive
Möglichkeit der Verfahrenswiederholung auf Basis
geltender Gesetze für die betroffene Person tatsäch-
lich besteht, ist nicht ausreichend iSd Art 3 Abs 1
Satz 2 2. ZP EuAusliefÜb. Daher hätte die Erklä-
rung der (nicht Un‑)Zulässigkeit der Auslieferung
einer Überprüfung bedurft, ob entgegen dem Vor-
bringen des Bf dessen Verurteilung in Abwesenheit
im Rahmen eines fairen Verfahrens erfolgt ist. Auf-
grund des gewaltentrennenden Organisations-
prinzips des Art 94 B-VG kann die Gerichtsent-
scheidung eine Bindungswirkung für den BMJ nach
§ 34 Abs 1 Satz 3 ARHG nur insoweit entfalten, als
diese die dem Gericht zukommende Entscheidungs-
kompetenz nicht überschritten, mithin (wenngleich
uU rechtsirrig) einen ges Grund für Unzulässigkeit
in Anschlag gebracht hat (RIS-Justiz RS0116270;
vgl auch RS0116269).

" 14 Os 35/14z EvBl 2014/108: Ein subjektives Recht,
vom OGH Normanfechtung zu begehren, besteht
nach Auffassung der Entscheidung nicht. Aus dem
B-VG selbst ergibt sich gegenüber Gerichten in der
Tat kein subjektives Recht auf Normanfechtung.
Der OGH hat ein solches jedoch 2007 gegenüber
ihm unterstellten StrafG aus der StPO abgeleitet und
die Einhaltung dieses subjektiven Rechts einer wirk-
samenBeschwerde an denOGHzugänglich gemacht
(grundlegend: 11 Os 132/06 f EvBl 2008/8, zuletzt
12 Os 57/11 s EvBl 2012/13 und 17 Os 19/13 t
EvBl 2014/83; RIS-Justiz RS0122737; RS0122229;
RS0122738). Die Umsetzung der Normanfech-
tungsverpflichtung kann nach dieser Rsp vom
OGH wirksam verlangt werden, es besteht maW
ein subjektives Recht darauf. Ob der OGH selbst an-
fechten muss (so VfGH 13. 12. 2012, G 137/11)
oder die Anfechtung demGericht, dessen Pflichtver-
letzung bei ihm geltend gemacht wird, auftragen
kann (so 12 Os 57/11 s; vgl dazu der Hinweis zu
17 Os 11/12 i EvBl 2013/41), ändert an diesem aus
der StPO abgeleiteten subjektiven Recht auf Nor-
manfechtung nichts. Nach Maßgabe dieser Rsp
kommt auch Zurückweisung einer NB nicht in Be-

tracht, soweit damit verfassungsrechtliche Bedenken
an einer präjudiziellen Norm geltend gemacht wer-
den. Was der Senat 14, der diese Rsp nicht erwähnt,
sagen will, bleibt abzuwarten.

" 15 Os 65/14v EvBl-LS 2014/139: Gegen Geld-
strafen von RMG über Ausgebliebene steht Be-
schwerde an den OGH nicht offen.Die Entschei-
dung verfolgt konsequent den von 13 Os 56/09y
EvBl 2009/101 vorgezeichneten Weg, wonach das
Gesetz Beschwerden nur nach Maßgabe eines für
den jeweiligen B vorgesehenen RMG zulässt, § 33
Abs 1 Z 1 StPO, der die Kompetenzen des OLG
als RMG regelt, allerdings planwidrig lückenhaft
ist, den dazu Legitimierten demnach Beschwerde
gegen jeden B des BG an das LG und jeden nicht
als RMG gefassten B des LG an das OLG zusteht,
während Beschwerden an den OGH nur nach Maß-
gabe ausdrücklicher ges Anordnung zulässig sind.
Zudem weist die Entscheidung im Anschluss an Da-
nek (WK‑StPO § 242 Rz 14) auf die grundrechtli-
che Unbedenklichkeit eines solchen RMAusschlus-
ses unter dem Aspekt von Art 2 7. ZPMRK hin, da
„die Bestimmungen über die Verhängung von Ord-
nungsstrafen nach der Judikatur des EGMR nur dis-
ziplinären Charakter haben und auch nach ö Recht
nicht zum Bereich des Strafrechts gehören“. Wird
durch nicht anfechtbaren B ein Grundrecht verletzt,
steht der Rechtszug an den OGH (über Erneue-
rungsantrag nach § 363a StPO ohne Befassung des
EGMR) ohnehin offen, was der 11. Senat grundle-
gend klargestellt hat (11 Os 198/09 s EvBl 2011/
21). In der Entscheidung des 11. Senats war es um
(infolge rechtswidriger Vernichtungsanordnung)
nicht mehr vorhandene Gegenstände gegangen,
weshalb sich der 11. Senat auf den – für das über
Amtshaftungsansprüche entscheidende ZivilG bin-
denden (vgl 13 Os 16/09 s EvBl 2009/77) – Aus-
spruch der Erneuerung des Verfahrens ohne er-
neuertes Verfahren beschränkt hatte.

" 11 Os 51/14 f EvBl 2014/128: Bloß mögliche künf-
tige, in der Intention unklare Reisebewegungen
allein reichen für die Annahme von Fluchtge-
fahr nicht hin. Kann eine Verzögerung (§ 9 Abs 2
StPO) nicht mit Haftbeschwerde geltend gemacht
werden, bietet der Fristsetzungsantrag nach § 91
GOG wirksamen Grundrechtsschutz. Umgekehrt
setzt die Geltendmachung des Beschleunigungs-
gebotsmit Haftbeschwerde – und darauf aufbauend
mit Grundrechtsbeschwerde – keinen vorangegan-
gen Fristsetzungsantrag (mehr; vgl aber noch RIS-
Justiz RS061119) voraus. Auchwenn die Feststellung
einer Verletzung (bloß) des Beschleunigungsgebots
idRnicht zurEnthaftung führt, verpflichtet § 7Abs 2
GRBG die Gerichte doch, mit den ihnen zu Gebote
stehenden Mitteln unverzüglich den der Rechtsan-
schauung des OGH entsprechenden Rechtszustand
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herzustellen. Zum Ausgleich der Opfereigenschaft
eines in seinemGrundrecht auf pers Freiheit verletz-
ten Besch genügt es idR nicht, die Grundrechtsver-
letzung ausdrücklich anzuerkennen. Vielmehr hat
das OLG alle erforderlichen Schritte zu deren mög-
lichst umfassendem Ausgleich zu setzen. Wird der
Besch nicht enthaftet, so ist jedenfalls eine sofortige
Haftprüfung nach vorheriger Sanierung festgestell-
ter Verfahrensmängel durch das ErstG anzuordnen,
umdieFeststellung derGrundrechtsverletzung einer
Aufhebung der angefochtenen Entscheidung wei-
testgehend anzunähern. Stellt derOGHeineGrund-
rechtsverletzung fest, ohne die angefochtene Ent-
scheidung aufzuheben, ergibt sich das Erfordernis
umgehenderHaftprüfung durch dasErstGunmittel-
bar aus dem Gesetz. Angebliche Verletzung des allg
grundrechtlichen Beschleunigungsgebots (§ 9 Abs 1
StPO) ist vorrangig durch Einspruch nach § 106
Abs 1 Z 1 StPO geltend zu machen. Auf diesem
Weg kann ein konkreter Auftrag des Gerichts erster
oder (im Beschwerdefall) zweiter Instanz an die StA
erwirkt werden, dem Beschleunigungsgebot durch
konkrete Maßnahmen, wie etwa einer gehörigen
Fortführung, einer Einstellung des Ermittlungsver-
fahrens oder einer Anklageerhebung Rechnung zu
tragen. Diese Bindung der StA an Aufträge des Ge-
richts aufgrund der Verletzung eines subjektiven
Rechts lässt sich aus § 107 Abs 4 StPO ableiten. Gibt
das Gericht dem Einspruch statt, hat die StA, sofern
sie diesem nicht schon entsprochen hat (§ 106 Abs 4
StPO), den entsprechenden Rechtsschutz herzustel-
len. Sodann kommt ein Fristsetzungsantrag nach
§ 91 GOG in Betracht.

" 13 Os 23/14b, 26/14v EvBl-LS 2014/147: Eine
Verwaltungsstrafbestimmung, die in einem Anwen-
dungsbereich mit Betrug konkurriert, kann nach
verfassungsrechtlichen Grundsätzen nur dann den
Betrugstatbestand verdrängen, wenn sie (wie Be-
trug) dem Bundesrecht angehört und ein Fall der
(hier in verschiedenen Formen möglichen) Schein-
konkurrenz vorliegt oder wenn sie zwar aus einem
Landesgesetz stammt, aber nach Bundesrecht, das
hiefür allein maßgeblich ist, Subsidiarität des Be-
trugs anzunehmen ist. In anderen Fällen wird Be-
trug durch landesges Bestimmungen nicht zurück-
gedrängt. Im Schrifttum herrscht demgegenüber
die Auffassung, dass das sog Verbot der Dop-
pel- oder Mehrfachbestrafung nach Art 4 Abs 1
des 7. ZPMRK – das der Senat 13 ebenso wenig er-
örtert wie die sog Lex Starzynski (Art 15 Abs 9
B-VG) – die die Lehre von der Scheinkonkurrenz
tragenden Grundsätze verfassungsrechtlich ab-
sichert. Es betraf bis zur Änderung der Rsp des
EGMR bloß scheinbar, nicht aber echt ideell kon-
kurrierende strafbare Handlungen (15 Os 89/08 i
EvBl 2009/21; vgl EGMR 29. 5. 2001, 37950/97,

Franz Fischer gg Österreich, ÖJZ-MRK 2001/22,
657; iglS VfGH, JBl 1997, 447; vgl auch Thienel/
Hauenschild, JBl 2004, 69, 153). Zuletzt verstand
die Große Kammer des EGMR unter „idem“ das-
selbe wie der EuGH im Zusammenhang mit Art 54
SDÜ, also dieselbe Tat ungeachtet ihrer rechtlichen
Beurteilung, verstanden als untrennbar miteinander
verwobene Sachverhaltselemente (EGMR 10. 2.
2009, 14939/03, Sergey Zolotukhin gg Russland,
[Punkt 84]: „a set of concrete factual circumstances
involving the same defendant and inextricably linked
together in time and space“). In eingehender Ausei-
nandersetzung mit der Entscheidung der großen
Kammer sah der VfGH jedoch für den österreichi-
schen Rechtsbereich keine Veranlassung, von seiner
angestammten, auch derjenigen des OGH entspre-
chenden Sicht abzugehen und sieht daher weiterhin
keine Verletzung der Grundrechtsgarantie, wenn
die durch ein und dieselbe Tat begründeten strafba-
ren Handlungen nicht bloß scheinbar (ideell) kon-
kurrieren (B 559/08; in concreto hatte die StA ihren
Rücktritt von der Verfolgung einer ursprünglich
nach § 81 Abs 1 Z 2 StGB angeklagten Tat nach
§ 34 Abs 2 Z 1 StPO aF [nunmehr § 192 Abs 1
Z 1 StPO] erklärt, wonach der ehemals Besch von
der VwBeh wegen Lenkens eines Fahrzeugs in alko-
holisiertem Zustand bestraft worden war).

" 13 Os 25/14x EvBl 2014/135:DemEinwand, der SV
sei aufgrund seiner Tätigkeiten in parallel geführten
Zivilprozessen als „Ermittlungsorgan“ anzusehen,
steht § 126 Abs 4 letzter Satz StPO nicht entgegen.
Der Senat 13 weist den Erneuerungsantrag hier auf-
grund von Nichtausschöpfung des Rechtswegs zu-
rück und verwirft bei dieser Gelegenheit ihm be-
kannte Argumente gegen die Grundrechtskonfor-
mität des § 126 Abs 4 letzter Satz StPO.
Zur Argumentation des Senats 13 ist anzumerken:
Der E EGMR 4. 4. 2013, 30465/06, C.B./Österreich
lag kein Rollenwechsel zugrunde, weil der in der
HVbeigezogene SV imVorverfahren nach der StPO
idF vor StPRG, und damit vom Untersuchungsrich-
ter bestellt und geführtwordenwar (zuGrundrechts-
widrigkeit [Art 6 Abs 3 lit d zweiter Fall EMRK] an-
gesichts eines im Vorverfahren von der StA bestell-
ten SV vgl demgegenüber EGMR 25. 7. 2013,
11082/06 und 13772/05, Khodorkovskiy und Lebedev
gg Russland, Rz 730–734). Die Verpflichtung zur
Objektivität unterscheidet StA weder von den Ge-
richten noch von derHoheitsverwaltung (einschließ-
lich der Kriminalpolizei [§ 3 StPO]). Organe der
Gerichtsbarkeit sind neben StA (Art 90a B-VG)
nach hM auch Bedienstete der Geschäftsabteilung,
die richterliche Entscheidungen abfertigen, ebenso
wie Notare als Gerichtskommissär, Rechtspfleger,
Schöffen und Geschworene (grundlegend: Walter,
Verfassung und Gerichtsbarkeit 35ff). Die Bezeich-
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nung der StA als Organe der Gerichtsbarkeit hat
2008 verfassungsrechtlich abgesichert, dass deren
Handeln in „Ermittlungsfunktion“ der Rechtskon-
trolle durch die ordentlichen Gerichte anstelle
der Gerichte öff Rechts unterliegt (vgl Art 94
B-VG idF vor BGBl I 2012/51). Durch die Wei-
sungsbindung sind sie – anders als unabhängige
Richter – einem (seinerseits parlamentarisch verant-
wortlichen) obersten Organ der Vollziehung (Art 19
B-VG), dem BMJ verantwortlich. Der BMJ kon-
trolliert neben der Rechtmäßigkeit staatsanwaltli-
chen Handelns auch dessen Zweckmäßigkeit bei
der Wahrung von Gemeinwohlinteressen (vgl § 1
StAG: „Interessen des Staates in der Rechtspflege“).
Inwiefern es nach Auffassung des Senats 13 für ein
nach der EMRK faires Strafverfahren auf die inner-
staatlicheBezeichnunghandelnderOrgane als solche
der Gerichtsbarkeit und nicht auf deren Funktion im
Verfahren oder auf richterliche Unabhängigkeit
(Art 87 Abs 1 B-VG) ankommen soll, lässt der nicht
weiter begründete Hinweis auf Art 90a B-VG nicht

erkennen (vgl aber auch 13 Os 55/13g; 56/13d
EvBl-LS 2014/124, wo aus der ausnahmsweise
[§ 101 Abs 2 Satz 2 StPO] ges vorgesehenen Auf-
nahme des SVBeweises durch den Ermittlungsrich-
ter [§ 104 StPO] darauf geschlossen wird, dass auch
in anderen Strafverfahren [dort] von der StA bestellte
SV in der HV nicht als „Zeugen der Anklage“ zu se-
hen sind). Durch das Strafprozessänderungsge-
setz 2014 wurde das (hier und von 14 Os 2/12v in
Abrede gestellte, von 12 Os 90/13 x und 11 Os 51/
13d relativierte, von 17 Os 25/14a EvBl 2014/136,
hingegen ausdrücklich anerkannte) Grundrechts-
problem beseitigt. Ab 1. 1. 2015 kann der Besch
verlangen, dass der SVBeweis des Ermittlungsver-
fahrens durch gerichtliche Beweisaufnahme erfolgt.
Es gelten dann für StA und Besch gleiche Antragser-
fordernisse. Nach dem JAB (203 Blg 25. GP 3) wird
so „auch sichergestellt, dass die Vorschrift des § 126
Abs 4 Satz 3 StPO keiner Relativierung nach Maß-
gabe der von 12 Os 90/13x und 11 Os 51/13d ange-
stellten Überlegungen mehr zugänglich ist“.
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Anwaltsakademie
Terminübersicht Juni 2015 bis August 2015

Juni 2015

8. 6. WIEN
Update
Amtshaftung
Seminarnummer: 20150608/8

10. 6. DORNBIRN
Update
Update zum Insolvenz- und Sanierungsrecht
Seminarnummer: 20150610/7

12. und 13. 6. GRAZ
Special
Verwaltungsverfahrensrecht einschließlich dem Ver-
fahren vor den Verwaltungsgerichten, dem Verwal-
tungsgerichtshof und dem Verfassungsgerichtshof
Seminarnummer: 20150612/5

12. und 13. 6. WIEN
Special
Ausgewählte Materien des Exekutionsrechts
Seminarnummer: 20150612/8

12. und 13. 6. WIEN
Special
Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminarnummer: 20150612A/8

16. 6. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
6. Finanzstrafrecht
Seminarnummer: 20150616/8

17. 6. WIEN
Privatissimum
Aktuelle Entwicklungen in der Judikatur des OGH
in Strafsachen
Seminarnummer: 20150617/8

18. bis 19. 6. ATTERSEE
Special
Schriftsätze im Zivilprozess
Seminarnummer: 20150618/3

18. und 20. 6. WIEN
Key qualification
Optimale Fragetechnik: Der Weg zur richtigen Ant-
wort
Seminarnummer: 20150618/8

19. und 20. 6. WIEN
Key qualification
Erfolgreich kommunizieren mit Mandanten
Seminarnummer: 20150619/8

22. 6. WIEN
Privatissimum
Die erfolgreiche Einstweilige Verfügung
Seminarnummer: 20150622/8

24. 6. LINZ
Infopill
„GELDWÄSCHEREI“: Aktuelle Rechts- und
Standespflichten für Rechtsanwälte. Worauf Sie in
der Praxis achten müssen!
Seminarnummer: 20150624/3

26. 6. WIEN
Special
Schwerpunkt Leistungsstörungen:
Gewährleistung und Schadenersatz
Seminarnummer: 20150626A/8

26. und 27. 6. WIEN
Extra
Ein Auftritt mit Wirkung – Körpersprache, Stimme
und Rhetorik gezielt einsetzen
Seminarnummer: 20150626B/8

26. und 27. 6. GRAZ
Special
„Die 12 Geschworenen“ – Strafrecht II
Seminarnummer: 20150626/5

26. und 27. 6. WIEN
Special
Internet – New Media
Seminarnummer: 20150626/8

29. 6. WIEN
Infopill
Aktuelle Entwicklungen in der Produkthaftung –

Rechtsprechung und Gesetzgebung
Seminarnummer: 20150629/8

Juli 2015

3. und 4. 7. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminarnummer: 20150703/3
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9. bis 11. 7. WIEN
Key qualifications
Außergerichtliche Streitbeilegung: Mediation und
Kommunikation/Vom Konflikt zum Konsens
Seminarnummer: 20150709/8

August 2015

28. und 29. 8. WIEN
Special
Strafverfahren II
Seminarnummer: 20150828/8

„GELDWÄSCHEREI“: Aktuelle Rechts- und Standespflichten
für Rechtsanwälte. Worauf Sie in der Praxis achten müssen!

Infopill
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ihre berufliche Anforderung:
Jeder Rechtsanwalt ist verpflichtet, Rechtsanwaltsan-
wärter sowie die sonstigen bei ihm Beschäftigten durch
geeigneteMaßnahmenmit den Bestimmungen, die der
Verhinderung der Geldwäscherei oder der Terroris-
musfinanzierung dienen, vertraut zu machen. Diese
Maßnahmen schließen die Teilnahme an besonderen
Fortbildungsprogrammen ein. Zudem ist der Rechts-
anwalt angehalten, geeignete Strategien und Kontroll-
und Mitteilungsverfahren in seiner Kanzlei zu imple-
mentieren, um „geldwäschereigeneigten“ Geschäften
vorzubeugen.
Nutzen:
Seit über zehn Jahren unterliegen die rechtsberaten-
den Berufe einer strengen Anti-Geldwäscherei-Com-
pliance. Jeden Anwalt treffen strenge Sorgfaltspflich-
ten, die darauf abzielen, Geldwäscherei und Terroris-
musfinanzierung zu erkennen und zu verhindern.
Dabei muss der Anwalt in eigener Verantwortung „ri-
sikobasierte“ Analysen vornehmen. Unter Umständen
sind die eigenen Klienten zu identifizieren, zu überwa-
chen oder sogar bei der Behörde zur Anzeige zu brin-
gen. Dass dies mit dem traditionellen Berufsverständ-
nis und den Säulen der anwaltlichen Berufsausübung
(Stichworte: Verschwiegenheit, Vertrauen) in Wider-

streit steht, liegt auf der Hand. Die 4. EU-Geldwä-
scherei-RL lässt eine weitere Verschärfung der Berufs-
pflichten erwarten.
Schon der Verdacht, in eine Geldwäscherei-Transak-
tion involviert zu sein, kann für eine Rechtsanwalts-
kanzlei existenzbedrohend sein.
– Welche Pflichten treffen den Rechtsanwalt?
– Gibt es „geldwäschereigeneigte“ Verhaltensmuster?
– Welche Risikoanalyse hat der Anwalt vorzunehmen?
– Wie funktioniert Geldwäscherei in der Praxis?
Theorie und Praxis aus einer Hand: Bringen Sie sich
selbst und Ihre Kanzlei auf den neuesten Stand in der
Geldwäscherei-Prävention.
Planung: Dr. Walter Müller, RA in Linz
Referenten: MR Mag. Josef Mahr, Bundeskriminalamt
im Bundesministerium für Inneres, Leiter des Büros
7. 2. (A-FIU & ARO – asset recovery office), Allge-
mein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachver-
ständiger für Geldwäsche
Mag. Dr. Rupert Manhart, LL.M. (LSE), RA in Bre-
genz
Univ.-Lektor Dr. Alexander Wöß, RA in Linz, Johan-
nes Kepler Universität Linz und FH Oberösterreich
Termin: Mittwoch, 24. 6. 2015 = 1 Halbtag
Veranstaltungsort: Linz, COURTYARD by MAR-
RIOTT
Seminarnummer: 20150624/3

Aktuelle Entwicklungen in der Produkthaftung –
Rechtsprechung und Gesetzgebung

Infopill
Warum Sie teilnehmen sollten:
Häufig wird die Thematik der Produkthaftung mit
Schadensfällen typischer Verbrauchsgüter konnotiert,
wie der berstenden Mineralwasser- oder Fruchtsaftfla-
sche, dem falsch konstruierten Gartenhäcksler oder
den fehlenden Warnhinweisen bei einer Stehleiter,
um nur einige Beispiele zu nennen. Die Produkthaf-

tung spielt allerdings auch eine immer größere juristi-
sche und wirtschaftliche Bedeutung im Zusammen-
hang mit hochkomplexen und industriell gefertigten
Produkten, die als Zulieferteile in die Vertriebskette
gelangen und nicht in erster Linie für Verbraucher be-
stimmt sind, jedoch zu Verletzungen und Schäden un-
beteiligter, nicht in einem Vertragsverhältnis stehen-
der Dritter führen können. In allen Fällen trifft den
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Hersteller die vom Verschulden unabhängige Haftung
des PHG (Produkthaftungsgesetz).
Angesichts einer europaweit einzigartigen Fülle an
Entscheidungen des OGH zum PHG stellen diese
für mit dieser Materie beschäftigte Juristen wichtige
Anhaltspunkte für die Beratungspraxis dar. Dieses Se-
minar bietet einen Überblick über die Grundprinzi-
pien des PHG vor dem Hintergrund der europarecht-
lichen Vorgaben nach der RL 85/374/EG. Die einzel-
nen Begriffe des PHG werden anhand einschlägiger
und aktueller Judikatur des OGH und Fallbeispielen
nähergebracht und vertieft. Dazu gehört unter ande-
rem auch die Kenntnis des Fehlerbegriffs, der rechtli-

chen Voraussetzungen für die subsidiäre Haftung von
Händlern, der Beweislastregeln, des Regresses oder
der verfahrensrechtlich wichtigen Frage, wann die ge-
setzlich normierten Haftungsausschlussgründe des
PHG eingewendet werden müssen.
Planung: ao. Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in
Wien
Referent:Dr. Andreas Eustacchio,LL.M. (London,LSE),
RA in Wien, FH Campus Wien, IMC Krems/Donau
Termin: Montag, 29. 6. 2015 = 1 Halbtag
Veranstaltungsort: Wien, Hotel de France
Seminarnummer: 20150629/8

Standes- und Honorarrecht

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ziel des Seminars ist die Erarbeitung des anwaltlichen
Berufsrechts. Einerseits werden das Standesrecht, wie
es in der Rechtsanwaltsordnung und imDisziplinarsta-
tut zum Ausdruck kommt, und die Auswirkungen der
Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit auf die
Ausübung des Rechtsanwaltsberufs in Europa darge-
stellt; andererseits werden Kenntnisse über die gesetz-
lichen Grundlagen der Honoraransprüche des Rechts-
anwalts vorgetragen und anhand konkreter Fälle in die
Praxis umgesetzt.

Planung: Dr. Brigitte Piber, RA in Salzburg
Referenten: Präs. Dr. Leopold Hirsch, RA in Salzburg
Dr. Brigitte Piber, RA in Salzburg
Termin: Freitag, 3. 7. 2015 und Samstag, 4. 7. 2015 =
3 Halbtage
Veranstaltungsort: St. Georgen i. A.,Hotel Attergau-
hof
Seminarnummer: 20150703/3

Außergerichtliche Streitbeilegung:
Mediation und Kommunikation/
Vom Konflikt zum Konsens

Key qualifications
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ziel des Seminars ist es, sich mit den Grundzügen der
Mediation und der Kommunikation auseinanderzuset-
zen. Außergerichtliche Verhandlungsführung zählt zu
den Kernkompetenzen der anwaltlichen Tätigkeit.
Der Erwerb von Kenntnissen und Fähigkeiten im Be-
reich von konsensorientiertem Verhandeln, alternati-
ven Streitlösungsmethoden (ADR) und professionel-
lem Umgang mit Konflikten verlangt reflektiertes Er-
fahrungslernen. Theoretische Inputs wechseln mit
Übungen und mit Reflexion der eigenen beruflichen
Tätigkeiten und Wertvorstellungen ab.

MEDIATION

Verbindliche Themen:
– Setting und Ablauf/Phasen

– Wesentliche Punkte aus dem ZivMediatG
– Rollen trennen RA/Mediator
– Begleitung eines Klienten
Optionale Themen:
– Wie wird man Mediator?
– Sicht durch die Brille des Beratungsanwaltes vor/
während/nach der Mediation
– Anwendungsgebiete
– Anwaltliches Berufsbild
– Kosten

KOMMUNIKATION
Verbindliche Themen:
– Aktives Zuhören
– Fragetechniken
– Feedback
– ein theoretisches Modell
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Optionale Themen:
– Weitere Kommunikationstheorien
– Empathie – Akzeptanz – Kongruenz
– Kontrollierter Dialog
– Nonverbale Kommunikation
– Meta-Ebene

KONSENSORIENTIERTES VERHANDELN
Verbindliche Themen:
– Anwaltliches Berufsbild
– Alternative Streitlösungsmethoden (ADR)
– Harvard Modell
– Collaborative Law
– Deeskalierende Interventionen
– Konsensorientiertes Verhandeln
– Verhandlungshindernisse – schwierige Situationen
Optionale Themen:
– Clienting
– Auftragsklärung
– Kosten
– Rollentrennung
– Supervision

KONFLIKT
Verbindliche Themen:
– Konflikt-Analyse – Verständnis

– Deeskalation – Eskalation – Strategien
– Eskalationsstufen

Optionale Themen:
– Ursachen
– Kompromiss/Konsens
– Innerer/äußerer Konflikt
– Konfliktverhalten
– Konfliktkontext
– Konfliktsystem
– Symmetrische/komplementäre Konflikt-Reaktionen
– Bewältigungsmechanismen (zB Schwarz, Glasl . . .)
– Eigene Konfliktgeschichte

Planung: Mag. Bettina Knötzl, RA in Wien
Referenten:Dr. Maria In derMaur-Koenne,RA inWien
Mag. Christoph Koder, Psychotherapeut in Wien
Termin: Donnerstag, 9. 7. 2015, Freitag, 10. 7. 2015
und Samstag, 11. 7. 2015 = 6 Halbtage
Veranstaltungsort:Wien,Garten-Hotel Altmannsdorf
– Hotel 1
Seminarnummer: 20150709/8

Insolvenzrecht

Special

Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar richtet sich hauptsächlich an Berufsan-
fänger, die im Insolvenzrecht noch keine oder wenig
Erfahrung erworben haben. Die wesentliche Beto-
nung liegt in der Aufarbeitung des allgemeinen Teils
des Insolvenzrechts (ohne Privatkonkurs). Die Aufga-
ben als Insolvenzverwalter, Gläubigervertreter und
Schuldnervertreter werden anhand von Praxisfällen
erörtert.

Die Teilnehmer werden höflich ersucht, aktuelle
Gesetzestexte zum Seminar mitzubringen.
Planung: Mag. Stefan Aberer, RA in Bregenz
Referenten: Dr. Eva Sohm, Richterin des LG Inns-
bruck
VPräs. Dr. Christian J. Winder, RA in Innsbruck
Dr. Herbert Matzunski, RA in Innsbruck
Termin: Freitag, 4. 9. 2015 und Samstag, 5. 9. 2015 =
3 Halbtage
Veranstaltungsort: Feldkirch, Montfort das Hotel
Seminarnummer: 20150904/7

Verwaltungsverfahren, VwG-Beschwerden, VwGH-Revision
und VfGH-Beschwerde

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ziel des Seminars ist es, die Verfahren vor den Verwal-
tungsgerichten (LVwG, BVwG, BFG, VwGH, VfGH)
und das vorangehende Verwaltungsverfahren darzu-

stellen und die Rechtsmittel anhand von Schriftsatz-
mustern im Sinne der Prozessökonomie und der Ver-
fahrensstrategie praxisgerecht zu erarbeiten.

Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die
Teilnehmerzahl auf 50 Personen beschränkt ist.
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Planung: o.Univ.-Prof. Dr. Bruno Binder, RA in Linz,
Universität Linz, Institut für öffentliches Wirtschafts-
recht
Referenten: o.Univ.-Prof. Dr. Bruno Binder, RA in
Linz, Universität Linz, Institut für Öffentliches Wirt-
schaftsrecht

Dr. Kurt Lichtl, RA in Linz
Termin: Freitag, 4. 9. 2015 und Samstag, 5. 9. 2015 =
3 Halbtage
Veranstaltungsort: St. Georgen i. A.,Hotel Attergau-
hof
Seminarnummer: 20150904/3

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle

Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unterwww.awak.atGelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!

http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-09150-7&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-09150-7&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-09150-7&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-09150-7&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-09150-7&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-09150-7&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-09150-7&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-09150-7&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1

  2015. 160 Seiten.
Br. EUR 32,–
ISBN 978-3-214-09150-7 m_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1

www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-09150-7&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1
//www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-09150-7&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1

at&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1
www.manz.at/list.html?

//

utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-KalssOberhammer-Zivilrecht-OEJT-19-II-1
www.manz.at/list.html?tis

//
Susanne Kalss und Paul Oberhammer widmen sich in ihren Zivilrechts-Gutachten für den
19. Österreichischen Juristentag dem Spannungsverhältnis zwischen Anleger- und Bankenschutz.
 
Aus dem Inhalt: 
Das Scheitern des Informationsmodells gegenüber privaten Anlegern (Susanne Kalss)
Kollektiver Rechtsschutz bei Anlegerklagen (Paul Oberhammer)

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Kalss · Oberhammer

Zivilrecht 19. Österreichischer Juristentag 2015

Anlegeransprüche – kapitalmarktrechtliche und prozessuale Fragen

///www.manz.at/list.html?tisbn=9997
///www.manz.at/list.html?tisbn=9997
///www.manz.at/list.html?tisbn=9997
///www.manz.at/list.html?tisbn=9997
/////wwwwww mmaannzz aatt//lliisstt hhttmmll??ttiissbbnn==99999977
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Collaborative Law – Europäische Vernetzung

Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Verbreitung des Collaborative Law Verfahrens

im Europäischen Raum ist bereits seit längerem im
Gange. Als äußeres Signal und zur Schaffung der
Struktur für das gemeinsame Vorhaben der Weiter-
entwicklung und Vereinheitlichung des Verfahrens
und der Methodik gründeten europäische Trägerver-
eine einzelner Staaten im Dezember 2014 einen Dach-
verein unter der Bezeichnung „European Network for
Collaborative Practice“, Kurzform „ENCP“.

Die Gründungsvereine der ENCP kommen aus der
Bundesrepublik Deutschland, England und Wales,
Schottland, Italien, Frankreich, der Schweiz, den Nie-
derlanden, Tschechien, Irland und auch aus Öster-
reich. Vereine anderer Länder sind bereits in den
Startlöchern für eine Aufnahme.

Es freut uns mitteilen zu können, dass die AVM, An-
waltliche Vereinigung für Mediation und kooperatives
Verhandeln auch zu den Gründungsmitgliedern der
neu geschaffenen Organisation zählt. Besonders her-
vorzuheben sind hierbei die Leistungen der Kollegen
Dr. Friedrich Schwarzinger und Dr. Christoph Leon, die
den Gedanken der europäischen Zusammenarbeit auf
diesem Feld seit Jahren international maßgeblich vo-
rangetrieben haben.

Vereinszweck der ENCP ist die Weiterentwicklung
und Förderung von Collaborative Law und Collabora-
tive Practice in Europa. Dies soll insbesondere durch
eine aktive Öffentlichkeitsarbeit und die Zusammenar-
beit der Trägervereine der einzelnen europäischen
Länder erreicht werden. Ein besonderes Augenmerk
wird auf die Qualitäts- und Ausbildungsstandards ge-
legt. Durch die Wahrung und Sicherung der Grund-
prinzipien des Verfahrens und das Erfordernis einer
qualifizierten Ausbildung wird das Modell seinen Er-
folgsweg fortsetzen. Die Einheitlichkeit in Europa
trägt dazu maßgeblich bei.

Am 19. und 20. 3. 2015 fand in Straßburg das erste
ENCP-Board Meeting statt, bei dem die AVM durch
die Generalsekretärin Dr. EvaWexberg und durch Kol-

legen Dr. Christoph Leon vertreten war. Die Teilneh-
merInnen waren naturgemäß international, und es
fand ein intensiver Gedankenaustausch über die Mög-
lichkeiten der weiteren Verbreitung der Methode und
Gewinnung neuer Mitglieder sowie über geplante
Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit statt. Von Sei-
ten der niederländischen Teilnehmer wurde für Mai
2016 eine internationale Konferenz in Amsterdam an-
gekündigt, für die etwa 350 TeilnehmerInnen erwartet
werden.

Es existiert also eine sehr aktive europäische Colla-
borative Law Verfahren-Bewegung, die immer weitere
Kreise zieht. Wie wir schon berichtet haben, entwi-
ckelte die AVM im Vorjahr – in Zusammenarbeit mit
einem interprofessionell zusammengesetzten Team
aus Collaborative Lawyer und Collaborative Practitio-
ner – ein Ausbildungscurriculum nach internationalen
Standards und veranstaltete zwischen November 2014
und April 2015 erfolgreich den ersten interdiszipli-
nären Collaborative Law Lehrgang mit 18 Teilneh-
merInnen. Die in Österreich bestehenden CL-Teams
wachsen, und es werden neue entstehen. Der nächste
Collaborative Law Lehrgang wird voraussichtlich An-
fang nächsten Jahres starten. Es gibt bereits die ersten
Anfragen.

Das Interesse an der Collaborative Law Fortbildung
wächst in Gesamteuropa – so auch in Österreich. Die
Chancen, dass sich das CL-Verfahren als Anwaltsver-
fahren auf nationaler und internationaler Ebene weiter
entwickelt und als weiteres außergerichtliches Betäti-
gungsfeld in der Anwaltschaft etabliert, stehen somit
gut. Die AVM steht für Auskünfte von Interessenten
gerne zur Verfügung. Fragen Sie uns!

Dr. Karin Gmeiner, Präsidentin
Dr. Eva Wexberg, Generalsekretärin

AVM, Anwaltliche Vereinigung für Mediation und
kooperatives Verhandeln

1010 Wien, Wollzeile 1–3
E-Mail: office@avm-mediation.at
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Kundmachung des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
Die Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages hat bei ihrer Tagung am
22. Mai 2015 beschlossen:

Änderung der Allgemeinen Honorar-Kriterien

Die Allgemeinen Honorar-Kriterien (AHK) vom
10. Oktober 2005 zuletzt geändert mit Beschluss der
Vertreterversammlung vom 23. Mai 2014, kundge-
macht am 27. Mai 2014 auf der Homepage des Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertages unter www.
rechtsanwaelte.at, werden wie folgt geändert und tre-
ten mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung in Kraft:

1. In § 8 Abs 1 wird nach der Wortfolge „und die Verrich-
tung vonmündlichenVerhandlungen“ dieWortfolge „so-
wie für Parteienanträge aufNormenkontrolle“ eingefügt.

2. In § 8 Abs 3 wird das Wort „Aufforderungsschreiben“
durch das Wort „Schreiben“ ersetzt und nach der Wortfolge
„einem Schriftsatz nach TP 3A RATG entspricht“ wird
die Wortfolge „und die Geltendmachung oder Abwehr
von Ansprüchen zum Gegenstand hat“ eingefügt.

3. In § 9 Abs 1, § 10 Abs 1, § 12 und § 13Abs 4 wird jeweils
die Wortfolge „vor den Gerichten“ durch die Wortfolge
„wegen gerichtlich strafbarer Handlungen“ ersetzt.

4. § 10 Abs 6 entfällt.

5. § 13 Abs 1 und 2 lauten:
„(1) Die Kriterien der §§ 8 Abs 1 sowie 9 bis 12 sind
sinngemäß anzuwenden auf Leistungen des Rechts-
anwalts in

a) Verwaltungsstrafverfahren wegen Übertre-
tungen, die mit Geldstrafe bis zu 730 Euro be-
droht sind, gemäß § 9 Abs 1 Z 1;
b) Verwaltungsstrafverfahren wegen Übertre-
tungen, die mit Geldstrafe bis zu 2.180 Euro
bedroht sind, gemäß § 9 Abs 1 Z 2;
c) Verwaltungsstrafverfahren wegenÜbertretun-
gen, die mit Geldstrafe zwischen 2.180 Euro bis
4.360 Euro bedroht sind, gemäß § 9 Abs 1 Z 3;
d)VerwaltungsstrafverfahrenwegenÜbertretun-
gen, die mit Geldstrafe über 4.360 Euro bedroht
sind sowie alle Verwaltungsstrafverfahren wegen
Übertretungen, die neben einer Geldstrafe auch
mit Haft bedroht sind, gemäß § 9 Abs 1 Z 4;
e) Finanzstrafverfahren, soweit sie nicht in die
Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte fallen,
gemäß § 9 Abs 1 Z 3;
f) Disziplinarverfahren, je nach Schwere des
Vorwurfes, gemäß § 9 Abs 1 Z 1 bis Z 3.

(2) Sind mehrere Verwaltungsstrafsachen Gegen-
stand eines gemeinsamen Verfahrens, so sind bei
der Ermittlung der Bemessungsgrundlage die ein-
zeln angedrohten Strafen zusammenzurechnen.“

DER ÖSTERREICHISCHE
RECHTSANWALTSKAMMERTAG

Dr. Rupert Wolff
Präsident

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (www.rechtsanwaelte.at) am
28. Mai 2015.

Kundmachung des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
Die Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages hat bei ihrer Tagung am
22. Mai 2015 beschlossen:

Änderung der „Richtlinie gemäß § 37 Abs 1 Z 7
RAO über die Errichtung und Führung eines an-

waltlichen Urkundenarchivs“

(Urkundenarchiv-RL, kundgemacht auf der Home-
page des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
[www.rechtsanwaelte.at] am 2. Mai 2007), die mit
1. Juli 2015 in Kraft tritt:

1. In § 6 Abs 2 wird die Zahl „7“ durch die Zahl „10“
ersetzt.
2. § 8 Abs 1 erster Spiegelstrich lautet:

- pro eingespeicherter Urkunde bei einer Speicher-
dauer von 10 Jahren Euro 9,00 zuzüglich Euro 0,45
Verrechnungsstellenentgelt

DER ÖSTERREICHISCHE
RECHTSANWALTSKAMMERTAG

Dr. Rupert Wolff
Präsident

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (www.rechtsanwaelte.at) am
28. Mai 2015.
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Amtliche Mitteilungen

Beschluss

Oberösterreich
Vom Ausschuss der OÖ. Rechtsanwaltskammer wird
gemäß § 70 Abs 1 DSt kundgemacht, dass über Herrn
Dr. Stefan Eigl, Rechtsanwalt in 4020 Linz, Lederer-
gasse 33b, mit der letztinstanzlichen Entscheidung des
OGHvom8. 5. 2015 zuD 19/13,DV 24/13 verbunden

mit D 39/12, DV 45/13, gemäß § 16 Abs 1 Z 4 DSt die
Disziplinarstrafe der Streichung von der Liste verhängt
wurde.ZummittlerweiligenStellvertreterwurde gemäß
§ 34 Abs 4 RAOHerr Dr.Herbert Veit, Rechtsanwalt in
4020 Linz, Coulinstraße 20, bestellt.

Finanzstrafrecht 2015 –
Forum für Praktiker am 16. 6. 2015

Orangerie Schönbrunn Wien,
Schönbrunner Schlossstraße 47, 1130 Wien

Am 16. 6. 2015 findet die von LeitnerLeitner orga-
nisierte Veranstaltung

„Finanzstrafrecht 2015 – Forum für Praktiker“
unter der fachlichen Leitung vonMag. Rainer Brandl
und Mag. Norbert Schrottmeyer statt.

Die hochkarätige Fachtagung mit dem Schwerpunkt
„Betriebsprüfung im Fokus des Finanzstraf-
rechts“ widmet sich den Themen:

" So prüft die Finanz und der Strafreferent.
" Ausgewählte nationale Prüfungsschwerpunkte und

finanzstrafrechtliche Implikationen.
" Ausgewählte internationale Prüfungsschwerpunkte

und finanzstrafrechtliche Implikationen.
" Möglichkeiten zur „Gesamtbereinigung“.
" Selbstanzeige vor/während/nach Betriebsprüfung.
" Zusammenspiel WT und RA.
" Pflichtendelegation und organisatorische Maßnah-

men.

Es werden praktische Erfahrungen ausgetauscht und
diskutiert.

Für die Tagung konnten namhafte Referenten
gewonnen werden:
" HR Dr. Wolfgang Bartalos, Finanzstrafbehörde

Wien
" Mag. Philipp Borenits, Großbetriebsprüfung
" Mag. Rainer Brandl, LeitnerLeitner
" Hon.-Prof. Dr. Roman Leitner, Universität Graz,

LeitnerLeitner
" HRDr.Gudrun Pohanka, Finanzamt BadenMödling
" Mag.Mario Schmieder, Kerschbaum Partner Rechts-

anwälte
" Dr. Michaela Schmutzer, Bundesfinanzgericht
" Mag. Norbert Schrottmeyer, LeitnerLeitner

Programm und nähere Informationen:
www.leitnerleitner.com
christina.gaunersdorfer@leitnerleitner.com

Chronik



Disziplinarrecht

§§ 3, 30 RAO; § 51 Abs 2 Z 28, § 90 Abs 1 UG 2002; § 3 Abs 2 ABAG – Die Nostrifikation eines aus-
ländischen Rechtsstudiums ersetzt die Gleichwertigkeitsprüfung iSd § 3 RAO nicht

Da bei Nostrifizierung eines ausländischen Rechtsstudiums durch eine österreichische Universität im
Gegensatz zur früheren Rechtslage nicht mehr die Gleichwertigkeit des Auslandsstudiums, sondern
lediglich die Vergleichbarkeit mit einem inländischen Studium geprüft wird, muss für die Eintragung
eines Berufsanwärters die Gleichwertigkeit gegebenenfalls gesondert geprüft werden. Alternativen
hierfür bieten die §§ 30 Abs 1a und 5 Abs 1a RAO.

OGH 3. 12. 2014, 19 Ob 2/14d

Sachverhalt:

Der Ausbildungsanwalt (ErstASt) und die bei ihm tä-
tige RAA (ZweitASt) begehrten deren Eintragung in
die Liste der RAA.

Die ZweitASt absolvierte an der Universität X
(Hauptstadt von Y, ein EU-Mitgliedstaat) 2005–2008
ein rechtswissenschaftliches Bakkalaureatsstudium und
daran anschließend bis 2010 ein rechtswissenschaftli-
ches Magister-Studium. Ihr wurden die akademischen
Titel Bakkalaurea und Magistra verliehen. Noch wäh-
rend ihres Studiums in Y studierte sie auch Rechtswis-
senschaften an der Universität Wien, schloss das Stu-
dium aber nicht ab. Sie legte hier Pflichtprüfungen ab.
Teilprüfungen ihres Studiums in Y wurden ihr von der
UniversitätWien für das dann noch nicht beendete Stu-
dium angerechnet.

Nach Abschluss ihres Studiums in Y beantragte die
ZweitASt die Nostrifizierung ihres an der Universität
X erworbenen akademischen Grades als österreichi-
sche Magistra der Rechtswissenschaft. Die Universität
Wien bejahte die Gleichwertigkeit des ausländischen
Studienabschlusses zwar grundsätzlich, nicht jedoch
in vollem Umfang und machte die Nostrifikation von
der erfolgreichen Ablegung einer Reihe detailliert an-
geführter Prüfungen abhängig, welche die ZweitASt
dann auch erfolgreich ablegte. Daraufhin gab die Uni-
versität Wien dem Nostrifizierungsantrag statt und
stellte fest, dass der akademische Grad der Universität
X dem österreichischen akademischen Grad für den
Studienabschluss der Rechtswissenschaften entspricht
und die ZweitASt berechtigt ist, den inländischen aka-
demischen Grad einer Magistra der Rechtswissen-
schaften zu führen. Darauf gestützt, beantragten die
beiden ASt bei der RAK Wien die Eintragung der
ZweitASt in die Liste der RAA und die Erteilung einer
Legitimationsurkunde gem § 15 Abs 3 RAO.

Der Ausschuss der RAK (Abteilung und Plenum)
wies den Antrag ab, da die Nostrifizierung lediglich
eine akademische Gleichstellung des ausländischen
Studiums bewirke, welches aber gleichwohl nicht
dem für die Eintragung als RAA gem § 30 RAO erfor-
derlichen Studium gem § 3 RAO entspreche. Hierfür
zwingend erforderliche Fächer (insb das österreichi-
sche Steuerrecht) seien nicht nachgewiesen; außerdem

hätten weder die Studiendauer noch die bescheinigten
ECTS-Punkte den Erfordernissen des § 3 RAO ent-
sprochen. Zwingend erforderliche Fächer (zB Arbeits-
und Sozialrecht, Strafrecht etc) seien nur einem Sam-
melzeugnis zu entnehmen. Bei Vorliegen von Zwei-
feln, ob ein Studium des österreichischen Rechts den
Voraussetzungen des § 3 RAO entspricht, sei entweder
vom Bewerber ein Verfahren nach dem ABAG durch-
zuführen oder müsse der Ausschuss ein Gutachten gem
§ 30 Abs 1a RAO einholen. Die RAK sei jedenfalls zur
Prüfung der Gleichwertigkeit iSd § 3 Abs 4 letzter Satz
RAO nicht zuständig.

Dagegen richtet sich die Berufung der ASt mit dem
Begehren, dem Antrag auf Eintragung der ZweitASt in
die Liste der RAA stattzugeben, hilfsweise den ange-
fochtenen Bescheid aufzuheben.

Dem Aufhebungsantrag gab der OGH Folge und
führte aus:

Nostrifizierung iSd UG ist die Anerkennung eines
ausländischen Studienabschlusses als Abschluss eines
inländischen ordentlichen Studiums (vgl §§ 51 Abs 2
Z 28, 90 Abs 1 UG 2002), womit auch die Verleihung
des Rechts zur Führung eines inländischen akademi-
schen Grades verbunden ist (§ 90 Abs 3 UG 2002).
Es werden nicht einzelne Prüfungen bzw Beurteilun-
gen, sondern es wird ein Studienabschluss anerkannt
(Perthold-Stoitzner in Mayer, UG § 90 Rz I). Aus § 90
Abs 2 UG 2002 ergibt sich, dass eine Nostrifizierung
nur dann zulässig ist, wenn ein „entsprechendes“ Stu-
dium in Österreich an einer Universität nach dem
UG eingerichtet ist. Dass das Studium „entsprechend“
sein muss, bedeutet eine gewisse Vergleichbarkeit im
Hinblick auf die Anforderungen, nicht jedoch eine
Gleichwertigkeit.

Die hier maßgebenden Bestimmungen, nämlich
§§ 3, 30 RAO, wurden mit dem Berufsrechtsände-
rungsgesetz 2008 geschaffen, das – soweit hier von In-
teresse – zwei Anliegen verfolgte: Zum einen sollte der
Entscheidung des EuGH v 13. 11. 2003, C-313/01,
Morgenbesser, durch klarere Regelungen für die Ver-
gleichbarkeit der in einem anderen Mitgliedstaat ab-
solvierten Ausbildung Rechnung getragen werden;
zum anderen sollte aufgrund des „Bologna-Prozesses“
auch in den Berufsordnungen auf die Einführung von
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Bachelor- und Masterstudien durch die Universitäten
Bedacht genommen und schließlich den Veränderun-
gen der Rahmenbedingungen für rechtswissenschaftli-
che Studien Rechnung getragen werden, die sich durch
das UG 2002 und die damit einhergehende Univer-
sitätsautonomie ergeben haben. Bestimmte Schwer-
punktsetzungen bei einzelnen rechtswissenschaftli-
chen Studien könnten seither dazu führen, dass die
für Berufsanwärter in den „klassischen“ Rechtsberufen
Rechtsanwalt, Notar und Richter erforderliche juristi-
sche „Basisausbildung“ in den justiziellen Fächern
nicht mehr hinreichend gewährleistet sei. In der
RAO, der NO und dem RDG (nunmehr RStDG) solle
daher eine Festlegung der für den Zugang zu den klas-
sischen Rechtsberufen notwendigen Mindeststudien-
inhalte erfolgen, und zwar sowohl in inhaltlicher als
auch in zeitlicher Hinsicht. Im Gefolge der EuGH-
Entscheidung in der Sache Morgenbesser solle weiters
durch klarere Neuregelungen im Berufsprüfungs-An-
rechnungsgesetz eine gemeinschaftsrechtskonforme
Prüfung der Gleichwertigkeit der aufgrund einer in ei-
nem anderen Staat absolvierten rechtswissenschaftli-
chen Ausbildung erworbenen Kenntnisse und Fähig-
keiten mit jenen Kenntnissen und Fähigkeiten, die
durch den Abschluss eines Studiums des österreichi-
schen Rechts bescheinigt sind, ermöglicht werden (Er-
läutRV 303 BlgNR 23. GP 1). Hierbei habe die Be-
hörde eines Mitgliedstaats bei Entscheidung über
den Antrag eines Staatsangehörigen eines anderen
Mitgliedstaats auf Genehmigung der Ausübung eines
reglementierten Berufs einen Vergleich der nach ih-
rem nationalen Recht für die Ausübung des fraglichen
Berufs verlangten beruflichen Qualifikation mit der
beruflichen Qualifikation des Betroffenen zu verglei-
chen. Objektive Unterschiede könnten berücksichtigt
werden. Eine solche vergleichende Prüfung sei zu er-
möglichen. Deren Übertragung an die Universitäten
im Rahmen der Nostrifizierung ausländischer Studien-
abschlüsse hätten die österreichischen Universitäten
bei der Gesetzwerdung abgelehnt, zudem stehe auch
die Wirtschaftlichkeit einer solchen (parallelen) Prü-
fung durch die Universitäten in Frage. Im Entwurf
des BRÄG eröffne der vorgeschlagene § 5 Abs 1a
RAO bei Zweifeln, ob das von einem Bewerber abge-
schlossene Studium des österreichischen Rechts an ei-
ner ausländischen Universität den Voraussetzungen
des § 3 RAO entspricht, dem über die Eintragung ent-
scheidenden Ausschuss der RAK die Möglichkeit, vor
seiner Entscheidung auf Kosten des Bewerbers im
Wege des Präses der gem § 5 Abs 4 ABAG zuständigen
Ausbildungsprüfungskommission ein Gutachten eines
oder mehrerer Prüfungskommissäre aus dem Kreis
der Universitätsprofessoren (§ 3 Abs 2 ABAG) einzu-
holen – wobei diese Möglichkeit nur im Fall der be-
haupteten Absolvierung eines dem § 3 RAO entspre-
chenden Studiums des österreichischen Rechts be-

steht. Habe der Bewerber hingegen „nur“ ein rechts-
wissenschaftliches Studium im Ausland absolviert, sei
er jedenfalls auf die Gleichwertigkeitsprüfung nach
dem ABAG verwiesen.

Aus den dargestellten Gesetzesbestimmungen und
den Ausführungen in den Gesetzesmaterialien wird so-
mit deutlich, dass der Gesetzgeber das Verfahren zur
Prüfung, ob ein von einem Staatsangehörigen eines
Mitgliedstaats der EU im Ausland absolviertes (auslän-
disches) Rechtsstudium den Erfordernissen nach § 3
RAO entspricht (§ 3 Abs 4 RAO: ob es „gleichwertig“
ist), bewusst nicht den Universitäten im Rahmen des
Nostrifizierungsverfahrens übertragen hat. Denn die
Nostrifizierung stellt nicht mehr wie früher auf die
Gleichwertigkeit, sondern nur mehr auf die Vergleich-
barkeit des im Ausland abgeschlossenen Studiums ab.
Die Prüfung der Gleichwertigkeit iSd § 3 RAO hat
nach dem 1. Abschnitt des ABAG (gem § 2 ABAG
grundsätzlich nur über Antrag) zu erfolgen.

Zwar ist bei der ZweitASt nach Ablegung von Er-
gänzungsprüfungen erfolgten Nostrifikation des Stu-
dienabschlusses in Y nunmehr von einem Studium
des österreichischen Rechts auszugehen. Damit ist
aber noch keine Aussage über die Erfüllung der beson-
deren Kriterien des § 3 RAO getroffen. Angesichts der
im Zuge der Universitätsautonomie (UG 2002) mögli-
chen Schwerpunktsetzung bei einzelnen rechtswissen-
schaftlichen Studien legt § 3 RAO jetzt für die Eintra-
gung in die Liste der RAA notwendige Mindeststu-
dieninhalte fest. Dies macht die Nostrifizierungsbe-
stimmungen keineswegs – wie die Antragsteller
meinen – zu „totem Recht“. Denn dort wird nur die
„Vergleichbarkeit mit einem entsprechenden“ Stu-
dium geprüft, während die Voraussetzungen des § 3
RAO nach dem klaren Konzept des Gesetzgebers nicht
Gegenstand dieses Verfahrens sind.

Auch die europarechtlichen Ausführungen der ASt
überzeugen nicht: Die dargestellte Rechtslage ist ua
das Ergebnis der Reaktion des Gesetzgebers auf die
von den ASt ins Treffen geführten Entscheidung des
EuGH in der Sache Morgenbesser. Wie der nationale
Gesetzgeber die vom EuGH angeforderte Prüfung
der Vergleichbarkeit des Studiums des Eintragungs-
werbers mit den nach nationalem Recht verlangten
Voraussetzungen für die Berufsausübung organisiert
und die Aufgaben zwischen den involvierten Behörden
verteilt, ist seine Sache. Eine wie immer geartete Be-
nachteiligung von Staatsangehörigen anderer Mit-
gliedstaaten der EU ist damit nicht verbunden. Ihr
Studium muss – wie bei Absolventen eines österreichi-
schen Studiums auch – die Mindesterfordernisse des
§ 3 RAO erfüllen. Bestehende Zweifel sind – ebenso
wie bei Absolventen eines österreichischen Studiums
– im Verfahren nach dem ABAG auszuräumen. Auf-
grund der Nostrifikation ist die ZweitASt wie die Ab-
solventin eines österreichischen Studiums zu behan-
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deln. Auch ein solches muss aber – was der Gesetzge-
ber auch für ein österreichisches Studium nicht zwin-
gend voraussetzt – den Erfordernissen des § 3 RAO
entsprechen.

Im Sinne der oben angestellten Überlegungen er-
weist sich das Verfahren daher als ergänzungsbedürf-
tig. Der Ausschuss wird, da es fraglich ist, ob das von
der ZweitASt abgeschlossene Studium den Vorausset-
zungen des § 3 RAO entspricht, iSd § 30 Abs 1a RAO
vorzugehen haben.

Anmerkung:
Das Thema wurde bereits im März-Heft des AnwBl von
Benn-Ibler und Röthler besprochen (AnwBl 2015, 135).

In der hier besprochenen Leitentscheidung begründet der
OGH, dass und warum die aus der Nostrifikation eines aus-
ländischen Rechtsstudiums durch eine österreichische Uni-
versität erfließende Gleichstellung mit österreichischen Ab-
solventen nicht per se auch die Qualifikation für Berufsan-
wärter in den „klassischen“ Rechtsberufen mit umfasst.

Weiters geht der OGH in seiner Begründung – ebenso
wie in zwei weiteren vom Dezember – auf jüngste Bedenken
gegen die Verfassungsmäßigkeit des Eintragungs- und
Streichungsverfahrens der Rechtsanwälte ein und teilt diese
nicht. Mehr dazu im nächsten AnwBl.

Hahnkamper

Standesrecht, Zivilverfahrensrecht

§ 5 Abs 1 und 2 EIRAG – Verbesserung des fehlenden Einvernehmens

Verfahrenshandlungen, für die der Nachweis des Einvernehmens im Zeitpunkt ihrer Vornahme nicht
vorliegt, gelten als nicht von einem Rechtsanwalt vorgenommen.

Vor einer Zurückweisung der ao Revision mangels Nachweises des Einvernehmens des europäischen
Rechtsanwalts mit einem österreichischen Rechtsanwalt hat ein Verbesserungsversuch zu erfolgen.

OGH 17. 9. 2014, 6 Ob 115/14a

Aus der Begründung:

Nach § 5 Abs 1 EIRAG dürfen in Verfahren mit abso-
luter Anwaltspflicht (2 Ob 256/08y; 9 Ob 68/09d;
10 Ob 5/13b EvBl 2014/8 [Hofstätter]) wie im vorlie-
genden Fall (§ 27 Abs 1 ZPO) – sofern nicht der Fall
des § 5 Abs 3 EIRAG vorliegt, worauf sich hier nie-
mand berufen hat (vgl ebenso 9 Ob 68/09d) – europä-
ische Rechtsanwälte als Vertreter oder Verteidiger ei-
ner Partei nur im Einvernehmenmit einem in die Liste
der Rechtsanwälte einer österreichischen Rechtsan-
waltskammer eingetragenen Rechtsanwalt (Einverneh-
mensrechtsanwalt) handeln. Das Einvernehmen ist bei
der ersten Verfahrenshandlung gegenüber dem
Gericht schriftlich nachzuweisen, was hier nicht ge-
schehen ist; der Beklagtenvertreter weist sich mit
seiner auf seinen Schriftsätzen angeführten Adresse
in G*** lediglich als „Zustellungsbevollmächtigter ge-
mäß § 6 EIRAG“ aus und ist kein in die Liste der
Rechtsanwälte einer österreichischen Rechtsanwalts-
kammer eingetragener Rechtsanwalt.

Verfahrenshandlungen, für die der Nachweis des
Einvernehmens im Zeitpunkt ihrer Vornahme nicht
vorliegt, gelten als nicht von einem Rechtsanwalt vor-
genommen (§ 5 Abs 2 EIRAG). Nach stRsp (10 ObS
146/01a; 3 Ob 162/08g; 9 Ob 68/09d) hat aber vor
der Zurückweisung (hier: der ao Revision) ein Ver-
besserungsversuch zu erfolgen. Dabei ist die Aufforde-

rung zur Verbesserung an den ohne nachgewiesenen
Einvernehmensrechtsanwalt einschreitenden europä-
ischen Rechtsanwalt zu richten (7 Ob 135/04k; 3 Ob
162/08g; 9 Ob 68/09d). Das ErstG wird daher dem
Beklagtenvertreter einen entsprechenden Verbesse-
rungsauftrag zu erteilen haben.

Anmerkung:
Gem § 5 Abs 1 EIRAG dürfen dienstleistende europäische
Rechtsanwälte als Vertreter einer Partei in Verfahren mit
absoluter Anwaltspflicht (§ 27Abs 1 ZPO) „nur imEinver-
nehmenmit einem in die Liste der Rechtsanwälte einer öster-
reichischen Rechtsanwaltskammer eingetragenen Rechtsan-
walt (Einvernehmensrechtsanwalt) handeln“. Diesem ob-
liegt es, „beim dienstleistenden europäischen Rechtsanwalt
darauf hinzuwirken, dass er bei der Vertretung oder Vertei-
digung die Erfordernisse einer geordneten Rechtspflege be-
achtet“. Das Einvernehmen ist „bei der ersten Verfahrens-
handlung gegenüber dem Gericht schriftlich nachzuweisen“
(§ 5 Abs 2 EIRAG). Welchen Verhaltensmaßstab die „Er-
fordernisse einer geordneten Rechtspflege“ verlangen, ist bis
dato nicht geklärt. Man wird aber davon ausgehen müssen,
dass dem ausländischen Rechtsanwalt vor allem die Grund-
sätze des österreichischen Zivilverfahrens, insbesondere das
Fristen- und Rechtsmittelwesen, und, wenn er die Schrift-
sätze selbst verfassen will, auch die prozessualen und berufs-
rechtlichen Grenzen des „unumwundenen Vorbringens“ nä-
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herzubringen sind. Hier war denUnterinstanzen das Fehlen
des notwendigen Einvernehmens des liechtensteinischen
Rechtsanwalts mit einem inländischen Rechtsanwalt offen-
sichtlich nicht aufgefallen. Erst der OGH leitete ein Verbes-
serungsverfahren ein und wies iS seiner Vorentscheidungen
darauf hin, dass vor einer Zurückweisung (hier der ao Revi-
sion) dem einschreitenden europäischen Rechtsanwalt die
Möglichkeit einer Verbesserung einzuräumen ist. Der
OGH trug daher dem ErstG auf, dem Beklagtenvertreter
einen entsprechenden Verbesserungsauftrag zu erteilen.

Die Verbesserbarkeit des fehlenden Einvernehmens ex
post wirft freilich die Frage auf, welche verfahrensrechtliche
Bedeutung das mangelnde Einvernehmen mit dem inländi-
schen Rechtsanwalt bzw dessen prozessualer Nachweis über-
haupt hat. § 5 Abs 2 Satz 4 EIRAG scheint dazu eine Ant-
wort zu geben: „Verfahrenshandlungen, für die der Nach-
weis des Einvernehmens im Zeitpunkt ihrer Vornahme
nicht vorliegt, gelten als nicht von einem Rechtsanwalt vor-
genommen.“ Im Rahmen der absoluten Anwaltspflicht fehlt
daher den Prozesshandlungen des ohne Einvernehmens-
rechtsanwalt einschreitenden dienstleistenden europäischen
Rechtsanwalts die rechtliche Postulationsfähigkeit. Seine
Prozesshandlungen gelten nicht als anwaltliche Prozess-
handlungen, was zur Säumnis von Tagsatzungen und
zur Zurückweisung von schriftlichen Prozesshandlungen
zur Verbesserung führt (vgl Fucik in Rechberger [Hrsg],
Kommentar zur ZPO4 [2014] § 27 Rz 8). Im gegenständ-
lichen Fall fehlte das Einvernehmen während des gesamten
Verfahrens bis zum Revisionsstadium. Dem Verbesserungs-
auftrag des OGH kommt daher in Wirklichkeit wesentlich
weiter gehende Bedeutung zu, als bloß einen Formmangel
der Revision selbst zu sanieren: Wenngleich es keine Nich-
tigkeit begründet (OGH 8 ObA 54/09 p ua), ist das Fehlen
des Einvernehmens mit der fehlenden Vertretungsmacht des
Einschreiters vergleichbar (§ 477 Abs 1 Z 5 ZPO), die
ebenso im Nachhinein durch Genehmigung der Prozessfüh-
rung saniert werden kann (§ 477 Abs 2 ZPO).

Vor diesem Hintergrund und der analog anzuwendenden
Bestimmung des § 477 Abs 2 ZPO ist der Inhalt der nach-
träglichen Einvernehmenserklärung eines inländischen
Rechtsanwalts zu prüfen. Erklärt er damit sein Einverständ-

nis mit der bisherigen Prozessführung des ausländischen Kol-
legen? Akzeptiert der inländische Kollege damit allfällige be-
rufs- bzw disziplinarrechtliche oder gar schadenersatzrecht-
lich relevante Verfehlungen des Dienstleisters? Oder bedeutet
das nachträgliche Einvernehmen pauschal, dass der dienstleis-
tende europäische Rechtsanwalt bisher „die Erfordernisse ei-
ner geordneten Rechtspflege beachtet“ hat? All dies wird der
inländische Kollege guten Gewissens nicht erklären können,
es sei denn, er überprüft penibel die bisherige Prozessführung
des ausländischen Kollegen. Das ist in der Praxis aber nicht zu
verlangen, darf doch auch die Verbesserungsfrist zur Erklä-
rung des Einvernehmens nicht überschritten werden. Das
nachträgliche, im Rahmen eines Verbesserungsverfahrens
zu erklärende Einvernehmen ist daher wie folgt auszulegen:
Der Sinn und Zweck des § 5 Abs 1 EIRAG ist auf eine bevor-
stehende Verfahrensführung des dienstleistenden europä-
ischen Rechtsanwalts ausgerichtet. Im Revisionsstadium geht
es aber nur mehr höchst eingeschränkt um die „Aufpasser-
funktion“ des Einvernehmensrechtsanwalts. Vielmehr muss
die fortwirkende Sanktion des § 5 Abs 2 Satz 4 EIRAG da-
rauf, dass in den Unterinstanzen ohne Einvernehmensrechts-
anwalt eingeschritten wurde, behoben werden: Denn Verfah-
renshandlungen, für die der Nachweis des Einvernehmens im
Zeitpunkt ihrer Vornahme nicht vorliegt, gelten als nicht von
einem Rechtsanwalt vorgenommen. Der prozessrechtlich not-
wendige Effekt ihrer „Sanierung“ ist analog § 477 Abs 2
ZPO dadurch herstellbar, dass der österreichische Rechtsan-
walt im Revisionsstadium schlicht sein Einvernehmen gem
§ 5 Abs 2 EIRAG ohne weitere Bezugnahme auf ein be-
stimmtes Verfahrensstadium erklärt, womit die bislang vom
dienstleistenden Rechtsanwalt gesetzten Prozesshandlungen
als von einem Rechtsanwalt vorgenommen gelten und damit
saniert sind. Einer speziellen Erklärung, die bisherige Pro-
zessführung zu genehmigen, bedarf es hierfür ohnehin nicht.
Die Erklärung des nachträglichen Einvernehmens beinhaltet
damit aber auch nicht, dass der dienstleistende Rechtsanwalt
die Erfordernisse einer „geordneten Rechtspflege“ eingehalten
hat. Sie stellt ein schlicht prozessrechtlich notwendiges For-
malerfordernis zur Beseitigung fehlender Postulationsfähig-
keit dar.

RA Univ.-Prof. Dr. Hubertus Schumacher



Gebühren- und Steuerrecht

§ 13 UStG 1994 – Pauschale Ermittlung von Vorsteuern aus Reisekosten widerspricht Unionsrecht

1. Eine pauschale Ermittlung von Vorsteuern aus Reisekosten – wie sie § 13 Abs 1 und 2 UStG 1994
vorsieht – die nicht gewährleisten kann, dass die Mehrwertsteuer, die als in der vom Arbeitgeber ei-
nem Arbeitnehmer gezahlten Erstattung enthalten gilt, tatsächlich einer Mehrwertsteuer entspricht,
die für mit Zwecke der Tätigkeiten des Arbeitgebers zusammenhängende Ausgaben entrichtet wor-
den ist, widerspricht den unionsrechtlichen Regelungen über den Vorsteuerabzug.

2. Vor dem Hintergrund der Richtlinienwidrigkeit des § 13 UStG 1994 besteht keine Möglichkeit einer
zur Ausdehnung des Anwendungsbereichs der pauschalen Vorsteuerermittlung führenden Interpre-
tation.

VwGH 26. 2. 2015, 2012/15/0067

Sachverhalt:

Die Bf, eine GmbH mit Sitz in Deutschland, bean-
tragte am 20. 4. 2009 die Vergütung der Vorsteuer
für den Zeitraum Jänner bis Dezember 2008. Sie legte
hierzu die Kopie des Dienstgeber-Lohnkontos vor, in
dem insb Kosten für Nächtigungen und „Diäten groß“
verzeichnet waren.

Mit B des FA v 28. 8. 2009 wurde ausgesprochen,
dass die Erstattung der abziehbaren Vorsteuern für
den Zeitraum Jänner bis Dezember 2008 mit 0 Euro
erfolge. Begründend wurde ausgeführt, es sei grund-
sätzlich erforderlich, dass dem Erstattungsantrag die
Rechnungen imOriginal sofort bei Antragstellung bei-
gelegt würden, spätestens seien sie innerhalb der
Sechsmonatsfrist vorzulegen. Da die Originalrechnun-
gen nicht innerhalb dieser Frist vorgelegt worden
seien, sei der Antrag abzuweisen gewesen.

Die Bf erhob Berufung gegen diesen Bescheid. Eine
Vorlage der Originalbelege sei nicht möglich, da es
sich um pauschal abgerechnete Diäten und Nächti-
gungsgelder der Mitarbeiter der Bf handle, welche
mehr als 183 Anwesenheitstage in Österreich hätten,
in Österreich somit lohnsteuerpflichtig geworden
seien und somit auch Anspruch auf die Diät von
E 26,40 sowie auf Nächtigungsgeld von E 15,– hätten.
Die Korrektheit dieser pauschalen Entschädigungen
sei durch eine Prüfung des Finanzamts bestätigt wor-
den. Das Dienstgeberlohnkonto, aus dem sich der
Umfang der Diäten und Nächtigungsgelder ergebe,
sei ebenfalls miteingereicht worden.

Mit BVE wies das FA die Berufung als unbegründet
ab und führte aus, ausländischen Unternehmern stehe
kein Anspruch auf Vorsteuerabzug für Personalauf-
wendungen zu.

Mit dem angef B wies die belBeh die Berufung als
unbegründet ab, weil die von der Bf vorgelegten Zeit-
nachweise und Arbeitsbestätigungen von Dienstneh-
mern keine geeigneten Unterlagen darstellen, die die
Bf zur Erstattung der Vorsteuern berechtigten.

Spruch:
Abweisung der Beschwerde als unbegründet.

Aus den Gründen:

§ 13UStG1994 enthält spezielle Regeln über denVor-
steuerabzug bei bestimmten Reisekosten (Verpfle-
gungs- undNächtigungsaufwand) und sieht hierzu insb
vor, dass die abziehbare Vorsteuer aus in einkommen-
steuerrechtlichenVorschriften festgesetztenPauschbe-
trägen zu errechnen ist oder – betreffendNächtigungs-
aufwand – errechnet werden kann. Ein Vorsteuerabzug
aus Anlass einer Geschäfts- oder Dienstreise ist nur un-
ter den im § 13 UStG 1994 näher geregelten Voraus-
setzungen möglich (vgl Ruppe/Achatz, UStG4 § 13 Tz
5; vgl auch die ErläutRV 627 BlgNR 17. GP 8 zu BGBl
1988/410).

Nach demWortlaut des § 13 Abs 3 UStG 1994 kön-
nen Unternehmer, die nicht der inländischen Einkom-
mensbesteuerung unterliegen „oder“ deren Arbeitneh-
mer im Inland nicht unter den Steuerabzug von Ar-
beitslohn fallen, aus Anlass einer Geschäfts- oder
Dienstreise nur jene Vorsteuerbeträge abziehen, die
in einer Rechnung an sie gesondert ausgewiesen wer-
den. Daraus ist – aufgrund der Verknüpfung der Ne-
bensätze mit „oder“ – abzuleiten, dass Unternehmer,
die nicht der inländischen Einkommensbesteuerung
unterliegen, Vorsteuern betreffend Reisekosten ihrer
Arbeitnehmer auch dann nicht aus einkommensteuer-
rechtlichen Pauschbeträgen errechnen können, wenn
die Einkünfte dieser Arbeitnehmer dem Steuerabzug
vom Arbeitslohn im Inland unterliegen.

Die Bf hatte einen Antrag auf Vergütung der Vor-
steuer „für nicht im Inland ansässige Unternehmer“
gestellt. Weder im Verwaltungsverfahren noch in der
Beschwerde (dort wird – zum Sachverhalt – ausgeführt,
es handle sich um einen Antrag „für ausländische Un-
ternehmer, welche in Österreich nicht steuerpflichtig
sind“) wird geltend gemacht, dass die Bf der inländi-
schen Einkommensbesteuerung unterläge. Somit kann
die Bf auch betreffend Reisekosten ihrer Arbeitneh-
mer, deren Einkünfte dem Steuerabzug vom Arbeits-
lohn unterliegen, nur jene Vorsteuerbeträge abziehen,
die in einer Rechnung gesondert ausgewiesen werden.

Das Unionsrecht enthält keine dem § 13 UStG
1994 vergleichbare Vorschrift (vgl Ruppe/Achatz, aaO

Österreichisches Anwaltsblatt 2015/06378

Rechtsprechung

8416



379Österreichisches Anwaltsblatt 2015/06

Rechtsprechung

Tz 6). Soweit diese Bestimmung eine Vereinfachung
der Steuererhebung bezweckt, bedürfte sie einer Ge-
nehmigung durch den Rat (vgl Art 27 Abs 1 und 5
6. RL des Rates v 17. 5. 1977 zur Harmonisierung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Umsatzsteuern – Gemeinsamens Mehrwertsteuersys-
tem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund-
lage [77/388/EWG], bzw Art 394 und 395 Abs 1 RL
des Rates v 28. 11. 2006 über das gemeinsame Mehr-
wertsteuersystem [2006/112/EG]). Eine derartige Ge-
nehmigung liegt nicht vor.

§ 13 Abs 1 und 2UStG 1994 sieht eine pauschale Er-
mittlung von Vorsteuern aus Reisekosten vor. Diesen
pauschalen Beträgen müssen aber keine tatsächlichen
Aufwendungen in dieser Höhe gegenüberstehen; dem
Vorsteuerabzug steht insoweit auch keine von einem
Unternehmer abgeführte Umsatzsteuer gegenüber
(vgl Doralt, RdW 1998/2, 111). Eine derartige pau-
schale Regelung, die nicht gewährleisten kann, dass
die Mehrwertsteuer, die als in der vom Arbeitgeber ei-
nemArbeitnehmer gezahlten Erstattung enthalten gilt,
tatsächlich einer Mehrwertsteuer entspricht, die für
mit Zwecke der Tätigkeiten des Arbeitgebers zusam-
menhängende Ausgaben entrichtet worden ist, wider-
spricht den unionsrechtlichen Regelungen über den
Vorsteuerabzug (vgl EuGH v 8. 11. 2001, C-338/98,
Kommission/Niederlande, Rn 57; vgl hierzu auch Ehrke,
ELR 2001, 422 f). Vor diesem Hintergrund bleibt die
Möglichkeit einer zur Ausdehnung des Anwendungs-
bereichs der pauschalen Vorsteuerermittlung führende
Interpretation verschlossen.

Anmerkung:
1. Die Mehrwertsteuersystemrichtlinie sieht keine pau-
schale Vorsteuererstattung ohne Vorlage von Rech-

nungen vor, wie sie in § 13 UStG 1994 für Reisekosten
vorgesehen ist. Da den einkommensteuerlichen Pauschalsät-
zen keine tatsächlichen Aufwendungen gegenüberstehen
müssen, ist auch nicht gewährleistet, dass den Erstattungen
überhaupt in Anspruch genommene Leistungen von Unter-
nehmern gegenüberstehen. Der VwGH kommt daher im
vorliegenden Erk – in Übereinstimmung mit der Lehre –
zu dem klaren Ergebnis, dass § 13 UStG 1994 dem euro-
päischen Richtlinienrecht widerspricht.

2. Angesichts der Unionsrechtswidrigkeit der Bestim-
mung kam im Beschwerdefall auch eine extensive Ausle-
gung derselben nicht in Betracht. Diese würde den Unio-
nsrechtsverstoß nämlich nur noch weiter vergrößern.
Auch gleichheitsrechtliche Überlegungen würden eine solche
Interpretation nicht rechtfertigen, weil eine Zurücknahme
der unionsrechtswidrigen Begünstigung allfällige in der Re-
gelung liegende Benachteiligungen bereits ab ovo und im
vollen Einklang mit dem Unionsrecht beseitigt. Insofern
liegt vielmehr hier (und nicht in einer erweiternden Inter-
pretation des Anwendungskreises) der richtige Ansatzpunkt.
Mangels einer möglichen zur Ausdehnung des Anwen-
dungsbereichs der pauschalen Vorsteuerermittlung führende
Interpretation wurde die Beschwerde vom VwGH daher ab-
gewiesen.

3. Durch seine klare Benennung der Unionsrechtswidrig-
keit des § 13 UStG 1994 bietet das vorliegende Erk nun
aber auch einen Anstoß zur Überprüfung des § 13
UStG 1994. Soweit eine solche Überprüfung nicht durch
den Gesetzgeber selbst erfolgt, läge es insb an der Kommis-
sion als Hüterin des Unionsrechts im Wege eines Vertrags-
verletzungsverfahrens auf die Einhaltung des Richtli-
nienrechts zu dringen (vgl zu richtlinienwidrigen Begünsti-
gungen Sutter, ÖStZ 13–14/2013, 338ff).

Franz Philipp Sutter
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Für Sie gelesen
" Das neue Verbraucherrecht. Von Peter Kolba/Petra Leupold. Ver-

lag Manz, Wien 2014, XXII, 252 Seiten, br, E 56,–.

Wer wäre eher berufen, die durch die Ver-
braucherrechterichtlinie eingeführten Än-
derungen im Verbraucherrecht zu kom-
mentieren, als die Verbraucherschützer des
VKI, allen voran Dr. Peter Kolba, Leiter
des Bereichs Recht, sowie Dr. Petra Leupold,
ebenso Juristin beim VKI und Redaktions-
leiterin der Zeitschrift für Verbraucher-
recht.

Die Verbraucherrechterichtlinie hätte ursprünglich alle
acht verbraucherrechtlichen Richtlinien der EU zusam-
menfassen sollen, was aufgrund der schon gewohnten
Rechtszersplitterung auf EU-Ebene durchaus sinnvoll ge-
wesen wäre; letztendlich übergeblieben ist nur die Zusam-
menfassung von Fernabsatzrichtlinie und Haustürwider-
rufsrichtlinie und die Aufnahme einiger allgemeiner ver-
tragsrechtlicher Punkte.

In Österreich führte dies zu einem neuen Gesetz, dem
Fern- und Auswärtsgeschäftegesetz (FAGG), der Streichung
zahlreicher diesbezüglicher Bestimmungen imKSchG sowie
der Einführung neuer Bestimmungen im KSchG.

Das vorliegendeWerk ist letztendlich eine Art Kommen-
tierung der sich aus der Umsetzung der Richtlinie auf natio-
naler Ebene ergebenden Normen. Das Buch beinhaltet alle
23 Paragraphen des FAGG sowie §§ 3, 5 a, 5b, 6b bis 7b,
26d, 28a, 30a, 32 und 41a KSchG.

Am Anfang jeder Kommentierung ist der Gesetzestext
abgedruckt, danach ein Inhaltsverzeichnis und anschließend
die Kommentierung. Diese enthält graphisch hervorgeho-
ben an zahlreichen Stellen Praxistipps und Hinweise auf
die bislang ergangene Judikatur. Zitiert werden auch die Er-
läuternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage, welche
immer nützlich sind beim Versuch zu verstehen, was sich
der Gesetzgeber gedacht hat.

Insgesamt sind die einzelnen Kommentierungen kurz ge-
halten, das Wichtigste und Wesentlichste für das Verständ-
nis ist jedoch vorhanden, insbesondere die graphischen
Hervorhebungen im Text sowie ein schön aufgearbeiteter
Entscheidungsbaum zum Rücktrittsrecht neu (§ 3 KSchG)
sowie eine Checkliste zum Rücktrittsrecht in Form eines
Fallprüfungsschemas erleichtern dem Praktiker die Anwen-
dung dieser neuen Gesetzeslage sehr.

Am Ende des Buches ist die Verbraucherrechterichtlinie
im Originaltext abgedruckt sowie ein Inhaltsverzeichnis.

Wer einen Überblick über das neue Verbraucherrecht er-
langen will bzw in der Praxis schnell nachschlagen will,
sollte dieses Buch erwerben.

Jakob Hütthaler-Brandauer

" Korruption hat im Sport keinen Platz. Von Eva Marek/Robert
Jerabek/Günther Marek. Verlag Manz, Wien 2014, 36 Seiten, br,
E 9,90.

Die beiden Verfasser, nämlich die Behör-
denleiterin der Oberstaatsanwaltschaft
Wien Mag. Eva Marek und der Rechts-
schutzbeauftragte im Bundesministerium
für Justiz sowie Weisenrat und erster Gene-
ralanwalt in der Generalprokuratur beim
OGH iRDr. Robert Jerabek haben verdienst-
licher Weise bereits die 7. Auflage des Stan-
dardwerks „Korruption und Amtsmiss-

brauch“ zu den §§ 302, 304 bis 311 StGB herausgebracht.
Diese Arbeit ist österreichweit die erste Kompilation, wel-
che das Korruptionsstrafrecht in einer umfassenden Form
darstellt und ist dieses Buch zu Recht in der Praxis sehr be-
gehrt, weil allein schon die Beispiele aufzeigen, wie wichtig
dieses Buch im Hinblick auf die notwendige Bewältigung
von Interessenskonflikten ist. Nunmehr haben die Verfasser
dieses Buches unter Mitwirkung des stellvertretenden
Sektionschefs im Bundesministerium für Inneres und Si-
cherheitsverantwortlichen für die Euro 2008 Dr. Günther
Marek, die nicht nur selbst aktiv ausübende Sportler sind,
sondern auch im Sportbetrieb schon lange Zeit tätig, die As-
pekte betreffend Korruption spezifisch für den Sport imDe-
tail behandelt und beleuchtet. Durch diesen Leitfaden wer-
den die Sportverbände, Vereine und alle Institutionen, wel-
che mit dem Sport befasst sind, in diesen Themenkomplex
eingeführt und unterstützt. Daher ist auch der pointierte
Untertitel „Leitfaden für richtiges Handeln auf der sicheren
Seite“ sehr richtig gewählt, um die Korruption in der Zu-
sammenarbeit zwischen dem Justiz- und Innenministerium
und den Vertretern des Sports effektiv bekämpfen zu kön-
nen.

Die Verfasser haben aus eigener Wahrnehmung feststel-
len müssen, wie gerade im Bereich des Sports und auch we-
gen der nunmehrigen Strafbarkeit von „Klimapflege“ und
des erweiterten Amtsträgerbegriffs, sich Unsicherheit breit
gemacht hat. Um dieses Unbehagen bereits an der Wurzel
auszugrenzen, wurde eine leicht fassbare und juristisch klare
Anleitung für den straflosen Umgang mit Amtsträgern ge-
schaffen und deshalb wurde auch auf eine besonders kom-
plizierte wissenschaftliche Ausdrucksweise verzichtet. Die-
ses Büchlein sollte ein Beispiel dafür sein, wie der Zugang
zum Recht auch in anderen Gebieten für die breite Bevölke-
rung verbessert werden sollte und muss, da die bestens ge-
meinten und oft auch durchgeführten Rechtsnormen für
den einzelnen Bürger nicht mehr genügend verständlich ge-
macht werden.

Völlig richtig wurde die subjektive Tatseite nicht weiter
behandelt, weil Ziel des Leitfadens ist es, die objektive Tat-
bestandsverwirklichung zu vermeiden.
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Ergänzt wird dieses Werk aber nicht nur durch die Kor-
ruptionsstrafrechtsänderungsgesetze des Bundesministe-
riums für Justiz, abrufbar auf der Homepage des Minister-
iums, sondern ist zur weiterführenden Information auf das
bereits eingangs erwähnte Standardwerk Marek/Jerabek in
der 7. Auflage zu verweisen.

Normalerweise will man als Rezensent unbedingt auch
etwas kritisieren dürfen, um sich selbst zu profilieren, mir
ist das trotz genauer und intensiver Betrachtung nicht ge-
lungen und deshalb wünsche ich mir auch eine weite Ver-
breitung dieses Leitfadens, wie es dem zitierten Standard-
werk im Hinblick auf die Wichtigkeit gelungen ist.

Nikolaus Lehner

" VersVG Versicherungsvertragsgesetz. Von Attila Fenyves/Martin
Schauer (Hrsg). Verlag Österreich, Wien 2014, Grundwerk inklu-
diert zwei Mappen mit den Faszikeln der 1. und 2. Lieferung
(und wird mit der 3. Lieferung, die 2015 erscheinen wird, vervoll-
ständigt), 2.114 Seiten, E 449,–.

Das Versicherungsvertragsgesetz (VersVG)
stellt eine (relativ) komplexe und häufig no-
vellierte Spezialmaterie dar. Dementspre-
chend unbefriedigend war bis vor kurzem
die literarische Aufarbeitung dieser beson-
ders praxisrelevanten Rechtsmaterie. Zu
den mitunter sehr spezifischen versiche-
rungsrechtlichen Problemstellungen gab
und gibt es eine reichhaltige höchstgerichtli-

che Rsp des 7. Senates des OGH. In Fachzeitschriften (zB
Versicherungsrundschau und der RdW) finden sich kompe-
tente Fachartikel in großer Zahl, Reisinger hat kürzlich eine
auch im Rahmen des AnwBl besprochene versicherungs-
rechtliche Entscheidungssammlung für Praktiker herausge-
geben (vgl AnwBl 2015, 54). Bis vor kurzem fehlte allerdings
ein umfassender und aktueller Kommentar sämtlicher versi-
cherungsrechtlicher Bestimmungen. Der von Fenyves/Kron-
steiner/Schauer herausgegebene Kommentar zu den Versi-
cherungsnovellen – VersVG-Novellen – 1998, welcher als
„Vorläufer“ des aktuellen Werks aufgefasst werden darf, ist
nicht mehr sonderlich aktuell. Nunmehr haben Attila Feny-
ves und Martin Schauer als Herausgeber einen neuen Maß-
stab in der Aufarbeitung dieser Rechtsmaterie geschaffen,
was auch an der Zeit ist, zumal seit dem Inkrafttreten des
deutschen, nicht mehr so neuen, VVG 2007 nicht mehr so
wie bisher auf die deutsche Literatur zurückgegriffen wer-
den kann. Im vorliegenden zweibändigen Werk, welches
als Loseblatt-Ausgabe mit Nachlieferungen erhältlich ist,
wird der versicherungsvertragsrechtliche „Urmeter“, der
umfassend und kompetent alle zugrunde liegenden Rechts-
und Sachfragen aufarbeitet, vorgelegt. Dieser Kommentar
setzt sich erstmals in Österreich mit dem Versicherungsver-
tragsgesetz unter Berücksichtigung des VersRÄG 2012 so-
wie des VersRÄG 2013 auseinander. Die Autoren dieses
Kommentars sind, ohne hier eine vollständige Auflistung

vornehmen zu können und zu wollen, alle samt und sonders
ausgewiesene Experten des Versicherungsvertragsrechts.
Darunter die Mitherausgeber der 2013 erschienenen Fest-
schrift für Attila Fenyves, Stefan Perner und Andreas Von-
kilch, beide ehemalige Assistenten von Prof. Fenyves, die
mittlerweile in Klagenfurt bzw Innsbruck jeweils bereits
selbst Professoren sind. Hervorzuheben ist weiters die Mit-
arbeit von Prof. Martin Schauer als profunder Kenner der
versicherungsrechtlichen Materie. Sein bisheriges Schaffen
vermochte die dogmatische Entwicklung speziell im Versi-
cherungsbereich bekanntlich maßgeblich mitzugestalten.
Auch der mittlerweile pensionierte Senatspräsident des
OLG, ao. Prof. Gunter Ertl, ist Garant für eine praxisorien-
tierte Aufarbeitung der versicherungsrechtlichen Fragestel-
lungen (besonders eindrucksvoll seine ausführlichen Kom-
mentierungen zu dem Quotenvorrecht – § 66 VersVG).
Das per se nicht kleine Feld der Rechtsschutzversicherung,
welches schon lange nicht mehr als „junger“ Versicherungs-
zweig bezeichnet werden kann, kommentiert Franz Kron-
steiner mit gewohnt sicherer Hand. Die vorliegende Lose-
blattausgabe ist ein notwendiger Arbeitsbehelf für alle, mit
dieser Materie befassten, Kollegen.

Erich René Karauscheck

" Österreichisches Skirecht. Von Sepp Manhart/Rupert Manhart.
Linde Verlag, Wien 2015, 192 Seiten, geb, E 44,–.

Im Westen Österreichs übersteigt bei vielen
Gerichten die Anzahl von Schiprozessen den
Anfall von Straßenverkehrsverfahren. Schon
daraus ergibt sich die Bedeutung dieses
Werkes, zumal die letzte breiter gefächerte
Bearbeitung des Österreichischen Skirechts
von Pichler-Hofer schon mehr als 28 Jahre
zurückliegt. Danach erschienen als umfas-
sendere Werke 1998 Ivo Greiters „Pistensi-

cherung in der österreichischen Rechtsprechung“, welches
Buch allerdings wie im Titel angekündigt sich fast aus-
schließlich nur mit Judikatur zur Pistensicherung beschäf-
tigt, sowie 2000 Marwin Gschöpfs „Haftung bei Verstoß ge-
gen Sportregeln, Schwerpunkt Schirecht“, welches Werk
sich schwerpunktmäßig mit den allgemeinen anerkannten
Schiregeln wissenschaftlich auseinandersetzt.

Wie schon im Vorwort angekündigt, baut die Arbeit von
Vater und Sohn Manhart auf den Beratungsergebnissen
straf- und zivilrechtlicher Seilbahnrechtssymposien auf. Da-
her liegt der Schwerpunkt bei Fragen der Pistensicherung
im weitesten Sinn, im Kapitel Pistenbenützer werden aber
auch Kollisionsunfälle einschließlich Verhaltensregeln für
Schifahrer und Snowboarder behandelt.

Es ist und war mir nicht möglich zu überprüfen, ob die
Ankündigung im Vorwort, dass die gesamte Judikatur und
Lehre bis 2014 Berücksichtigung fand, stimmt. 516 Fußno-
ten, die weitestgehend Entscheidungen des OGH bzw
Lehrmeinungen aufzeigen, lassen diese Ankündigung wohl
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glauben. Das Buch ist eine wahre Fundgrube für Entschei-
dungen und deckt tatsächlich sämtliche Bereiche der Ver-
kehrssicherung im Schisport mit Judikaturhinweisen ab.
Daher ist es auch verständlich, dass Kollisionsunfälle, die
wohl den überwiegenden Teil der gerichtlichen Schirechts-
verfahren darstellen, nur sehr pauschal behandelt werden.
Würde aber auch die diesbezügliche Judikatur so weitge-
hend wiedergegeben werden wie die Judikatur in Verkehrs-
sicherungsfragen, würde das den Rahmen dieses Werkes
sprengen.

Positiv zu bewerten ist auch, dass beide Dres. Manhart
mit dem Schisport verbunden sind, was man auch in der
für Laien verständlichen Schreibweise dieser Arbeit sieht.
Im Anhang werden die novellierten FIS-Regeln, die nun-
mehr die Snowboardfahrer mit einbeziehen und die Car-
ving-Technik berücksichtigen, weiters relevante Bestim-
mungen des Forstgesetzes und der Schleppliftverordnung
2004, des Seilbahngesetzes 2003, § 87 StVO sowie schi-
relevante Bestimmungen aus Landesgesetzen wiedergege-
ben.

Auch die nach ÖNORM 4611 gestalteten Pistenzeichen
werden dankenswerterweise aufgezeigt.

Nicht nur wegen der reichen Judikaturübersicht und der
verständlichen Sprache ist dieses Buch für mit Schirechtssa-
chen befasste Juristen und Nichtjuristen wie zB Seilbahnbe-
treiber und Pistenchefs ein Muss und füllt eine schon lange
Zeit bestehende Lücke.

Wilhelm Mahler-Hutter

" Praxisleitfaden Insolvenzrecht. Von Günther Feuchtinger/
Michael Lesigang. 4., überarbeitete Auflage, Linde Verlag, Wien
2014, 424 Seiten, geb, E 64,–.

Das österr Insolvenzrecht hat in letzter Zeit
einige Neuerungen erfahren. Zunächst ein-
mal terminologische: Die Konkursordnung,
die bisMitte 2010 inGeltung stand, heißt In-
solvenzordnung, und der Zwangsausgleich
wurde in „Sanierungsplan“ umbenannt. Ob
dies tatsächlich das „Stigma des Konkurses
in den Köpfen der Unternehmer und Bevöl-
kerung senken“ wird, wie die Autoren des

vorliegenden Buches auf S 6 obenmeinen, ist fraglich. Denn
wer seinenZahlungsverpflichtungen nicht nachkommt, wird
sich damit kaumAnsehen erwerben, ganz gleichwie das dann
eingreifende rechtliche Regelungsverfahren genannt wird.
Aber wie auch immer, neue Begriffe sind es jedenfalls, und
diese werden im „Praxisleitfaden Insolvenzrecht“ dem inte-
ressierten Leser terminologisch und inhaltlich näherge-
bracht.

So gibt es ja in der Tat auch beim Inhalt des Insolvenz-
rechts im Vergleich zu früher beachtliche Neuerungen. In
dem Sinne steht heute im Gegensatz zur traditionellen Un-

terteilung in Konkursverfahren und Ausgleichsverfahren
ein einheitliches Insolvenzrecht zur Verfügung. Dieses
wird bei rechtzeitiger Vorlage eines Sanierungsplans als
Sanierungsverfahren, ansonsten als Konkursverfahren be-
zeichnet (womit die eingangs genannte terminologische
Neuerung genau genommen nur eine halbe ist). Verfah-
rensrechtlich sind die Konkursordnung und die Ausgleich-
ordnung zu einem einheitlichen Gesetz, der Insolvenzord-
nung, verschmolzen. Die Mindestquote für das (früher
Ausgleich genannte) „Sanierungsverfahren mit Eigenver-
waltung“ wurde von 40% auf 30% gesenkt. Besicherte
und unbesicherte Gläubiger wurden für die Dauer der Un-
ternehmensfortführung zurückgedrängt (sodass sie für die
Dauer von bis zu sechs Monaten Beschränkungen hinneh-
men müssen). Und die Möglichkeit der Vertragsauflösung
allein aus dem Grund der eingetretenen Insolvenz wurde
eingeschränkt. All dies wird übersichtlich auf S 6 des re-
zensierten Werks dargelegt und in der Folge im Einzelnen
kommentiert.

Ein besonderer Schwerpunkt wird dabei, beginnend auf
S 5 des Buches, auf das Insolvenzrecht mit dem Sanierungs-
planverfahren gelegt.

Der Privatkonkurs wird auf S 119ff (einschließlich der –
wohl kaum eine große Befriedigung darstellenden –Gläubi-
gerbefriedigung mit dem Minimum von 10% aller Forde-
rungen und der nach sieben Jahren eintretenden Rest-
schuldbefreiung auf S 149) eingehend behandelt.

Aber auch das Lohnpfändungsrecht mit allen maßgebli-
chen aktuellen Werten wird auf S 163ff ausführlich darge-
stellt.

Und in Würdigung des Umstandes, dass es sich beim In-
solvenzrecht um eine Querschnittsmaterie handelt, werden
überdies sogar bezughabende strafrechtliche, gewerbe-
rechtliche, abgabenrechtliche und gesellschaftsrechtliche
Aspekte im Buch angesprochen.

Die Autoren scheuen sich auch nicht, zu strittigen Fragen
(etwa iZm dem Pfändungsschutz für Einkünfte aus selbstän-
diger Tätigkeit, S 180ff) Stellung zu nehmen.

Unklar bleibt allerdings manche Begrifflichkeit (wie etwa
der „Finanzvorstand der entscheidungsbefugten Finanzbe-
hörde“ auf S 4 – ist damit der Vorstand des Finanzamts ge-
meint?).

Und weshalb in den Fußnoten zu den Kridastraftatbe-
ständen auf S 316ff ausschließlich aus der aus dem Jahre
1999 stammenden 7. Auflage des StGB-Kommentars von
Foregger/Fabrizy zitiert wird (obwohl Foregger mittlerweile
gar nicht mehr unter uns weilt, das Werk schon seit meh-
reren Auflagen nur noch von Fabrizy stammt und es in-
zwischen in zahlreichen aktuelleren Fassungen als jener
aus dem Jahre 1999 vorliegt), ist auch nicht nachvollzieh-
bar.

Aber auch so manche Vorgangsweise des Gesetzgebers ist
schwer nachvollziehbar: Warum etwa die Berechnung des
Existenzminimums, also des unpfändbaren Betrags, im Ge-
setz so überaus kompliziert geregelt sein muss, dass es sogar
„für einen durchschnittlichen Rechtsanwender nicht beson-
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ders einfach“ zu ermitteln ist, wie die Autoren zu Recht auf
S 166 kritisch anmerken, weiß außer demGesetzgeber wohl
niemand.

Und ob überhaupt die Grundzielsetzung einer fairen und
vernünftigen Proportionalität zwischen durchaus wider-
streitenden Zwecken (Gläubigerschutz, Schuldnerinteres-
sen und Gläubigergleichbehandlung) in unserem heutigen
Insolvenzrecht adäquat verwirklicht ist, erscheint auch
zweifelhaft.

Aber das ist nicht den Autoren zuzuschreiben, sondern
dem Gesetzgeber. Den Autoren ist vielmehr dafür zu dan-
ken, dass sie mit ihrem Leitfaden den interessierten Leser
durch das Dickicht der gesetzlichen Bestimmungen des In-
solvenzrechts und der mit diesem verbundenen Materien
führen und diese instruktive Reise am Ende noch durch ei-
nen aus Formular- und Antragsmustern, Gesetzestexten
und weiteren zweckdienlichen Informationen bestehenden
Anhang komplettieren.

Adrian Eugen Hollaender

" Grundriss des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts –
einschließlich der Verfahren vor den Verwaltungsgerichten und
vor dem VwGH. Von Dieter Kolonovits/Gerhard Muzak/Karl Stö-
ger. Verlag Manz, 10. Auflage, Wien 2014. Manz Kurzlehrbuch
Reihe. XL, 820 Seiten, br, E 58,80.

Die 10. Auflage des bewährten „Grundriss
des österreichischen Verwaltungsverfahrens-
rechts“ markiert in mehrfacher Hinsicht ei-
nenWendepunkt in der rechtswissenschaftli-
chen Bibliographie: Seit 1978, als der
„Grundriss“ erstmals von Robert Walter (†)
und Heinz Mayer herausgeben worden war,
machte der stete Wandel natürlich auch vor
dem Verfahrensrecht nicht Halt, dennoch

ist es gerade die zuletzt am 1. 1. 2014 als „Jahrhundertre-
form“ in Kraft getretene Neuordnung der Verwaltungsge-
richtsbarkeit aufgrund derer im Bereich des Verwaltungsver-
fahrensrechts kaum ein Stein auf dem anderen blieb. Eine
vollkommene Neubearbeitung, besser gesagt ein weitgehen-
des Umschreiben dieses Lehrbuchs, war daher unumgäng-
lich. Daneben bildet aber die Schar derMitwirkenden die au-
genscheinlichsteÄnderung gegenüber derVorauflage, wurde
dochdie nunmehrige 10. Auflage erstmals gänzlich ohneMit-
wirkung der Stammautoren verfasst. Dieser Generationen-
wechsel kann getrost als geglückt angesehen werden, was
schon deshalb nicht verwundert, weil alle drei Autoren durch
die beeindruckende wissenschaftliche Schule der beiden
langjährigenOrdinariiWalter/Mayer am Juridicumgegangen
sind und darüber hinaus teilweise seit den 90er-Jahren auch
an einer Reihe von Vorauflagen des „Grundriss“ – zuerst als
Assistenten, dann als Co-Autoren – mitwirken konnten. Ein
Stilbruch ist demgemäß nicht zu bemerken. Nach wie vor
sind die Klarheit im Denken und in der juristischen Argu-

mentation, die Eindeutigkeit in der Formulierung und die
ausschließliche Orientierung am gesatzten Recht jene We-
senszüge, die die von Robert Walter und Heinz Mayer jahr-
zehntelang glaubwürdig vertretene juristische Schule aus-
zeichnen. Die konsequente Fortsetzung dieser Linie zieht
sich ungeachtet der personellen Änderungen nahtlos auch
durch die 10. Auflage des „Grundriss Verwaltungsverfah-
rensrecht“ und wird solcherart – dies kann problemlos pro-
phezeit werden – auch in Zukunft eine breite Akzeptanz die-
ses Werks unter Studierenden wie Rechtsanwendern sicher-
stellen.

Inhaltlich gliedert sich die Darstellung des Verwaltungs-
verfahrensrechts im Wesentlichen in vier Teile, und zwar
in das allgemeine Verwaltungsverfahren (hauptsächlich be-
treffend die Regelungen des AVG), eine umfassende Dar-
stellung des VStG (materielles Verwaltungsstrafrecht sowie
Verwaltungsstrafverfahren), des VVG sowie in das Verfah-
ren vor dem VwGH. Die umfassende Darstellung der Ver-
fahren vor den VwG (VwGVG) sowie vor dem VwGH
(VwGG) bilden zwei erstmals aufgenommene Teile der
Neuauflage, nachdem die Autoren zur Überzeugung ge-
langt sind, dass eine Darstellung des Verwaltungsverfah-
rens nicht mehr losgelöst von einer Abhandlung über den
gerichtlichen Rechtsschutz erfolgen könne. Darin liegt
zweifelsohne ein Vorteil der Neuauflage, da für eine Be-
schwerde an den VwGH nicht mehr der „Grundriss Bun-
desverfassungsrecht“ konsultiert werden muss. Die große
inhaltliche Stärke des gegenständlichen Werks liegt – ne-
ben den oben geschilderten stilistischen Vorzügen – nach
wie vor in der transparenten Systematik und im durchge-
henden Herstellen von Querverbindungen innerhalb der
Rechtsordnung. Genau darin manifestiert sich auch die ex-
zellente juristische Technik der Verfasser, durch die das
vernetzte Rechtsdenken der Leser gefordert und gleichzei-
tig auch gefördert wird. Das gegenständliche Werk spricht
solcherart juristische Sinne an, die kein Blick in ein Gesetz
oder in einen noch so ausführlichen Gesetzeskommentar
ersetzen kann.

Die bewährte Gliederung des Textes in größer gedruckte
Passagen, die grundsätzliche Ausführungen zu den einzel-
nen Themengebieten enthalten, und in kleiner gedruckte
Absätze, in denen die Autoren weiter in die Tiefe gehen,
wurde beibehalten. Solcherart gelingt es dem Leser rasch,
sich in spezifische Bereiche zielgerichtet einzulesen und
zum Kern eines Problems vorzudringen.

Allein die von 322 Seiten der Erstauflage im Jahr 1978
auf nunmehr 792 dicht bedruckte Textseiten angewachsene
Buchstärke zeigt, welche Normenflut den Studenten und
Rechtsanwendern des 21. Jahrhunderts mittlerweile zuge-
mutet wird. Freilich besteht ein Gutteil des Buches in aus-
führlichen Fußnoten und Literaturverweisen, die zwar für
die Studierenden zumeist von lediglich geringem Interesse
sein mögen, aber für die Zielgruppe der Rechtsanwender
enorm hilfreich sind, um Rechtsproblemen weiter auf
den Grund zu gehen. Der legendäre „Walter/Mayer“, der
in den vergangenen Jahrzehnten Generationen von Juris-
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ten geprägt hat, mag zwar formal Geschichte sein, dennoch
lebt der unersetzliche „spirit“ dieses österreichischen Stan-
dardwerks in den akademischen Erben der Stammautoren-
schaft erfreulicherweise fort, wie jeder Nutzer des „Grund-
riss Verwaltungsverfahrensrecht“ selbst feststellen können
wird.

Rainer Wolfbauer

" Einschüchterung mittels Rechtsexpertisen – Die strafrechtliche
Verantwortlichkeit des Rechtsgutachters und seines Auftrag-
gebers. Von Johannes Oberlaber. Verlag Österreich, Wien 2014,
234 Seiten, br, E 58,–.

Das vorliegende Werk ist eine Dissertation,
die an der Universität Linz approbiert
wurde. Der Autor beschäftigt sich darin
mit einem Kernthema der Rechtsanwalt-
schaft, nämlich dem Verfassen von Rechts-
expertisen und der strafrechtlichen Verant-
wortlichkeit des Rechtsgutachters bzw des-
sen Auftraggebers im privaten Bereich. Er
stellt dabei auf ein in der Praxis vielfach auf-

tretendes Phänomen ab: „Unternehmer geben (Rechts-)Ex-
pertisen in Auftrag, um Konkurrenten – somit wissenschaftlich
fundiert – ein strafbares Verhalten zu unterstellen und sie so
zu einer Handlungsweise zu veranlassen, die ihnen aus verschie-
denen Gründen nützlich erscheint. Die skizzierte Strafbarkeit
soll dabei eine im Raum stehende Gefahr eines Strafverfahrens
deutlich machen und den Druck auf den Konkurrenten erhöhen“
(S 1).

Zuerst beschäftigt sich das Schriftwerk mit der Strafbar-
keit des Auftraggebers der Rechtsexpertise (S 7ff). Dabei
wird der Unternehmer in den Fokus gestellt, der die
Rechtsexpertise deshalb in Auftrag gibt, um seinem Kontra-
henten im Wirtschaftsleben dessen angeblich strafbares
Verhalten und damit jene Konsequenzen vor Augen zu füh-
ren, die ihm drohen, wenn er damit fortfährt. Es wird dabei
vorerst auf die Tatbestände der Nötigung (§ 105 StGB) bzw
der Erpressung (§ 144 StGB) abgestellt, nicht aber auch auf
die ebenfalls in den Zusammenhang fallenden Delikte der
üblen Nachrede (§ 111 StGB), der Kreditschädigung
(§ 152 StGB) bzw der Verleumdung (§ 297 StGB) verges-
sen. Dabei wird – wie es sich für eine wissenschaftliche Ar-
beit gehört – von der historischen Entwicklung der Tatbe-
stände ausgehend deren Inhalt dogmatisch dargestellt und
erläutert, wie sich diese auf die gegebene Fragestellung
zur Anwendung bringen lassen. Der Autor leistet hier eine
profunde und sehr lesenswerte Zusammenfassung der dazu
vorhandenen Literatur und Judikatur und bearbeitet die zu-
grundeliegende Fragestellung dogmatisch äußerst präzise.
Er kommt dabei zu Schlüssen, die sich jeder ins Stammbuch
schreiben sollte, der Rechtsgutachten erstattet bzw dazu –

vor allem aus den oben problematisierten Gründen – einen
Auftrag erteilt oder der anwaltliche Aufforderungsschreiben
verfasst, die auch auf solche gestützte „Drohungen“ enthal-

ten. Das vorliegende Werk mahnt hier zur (anwaltlichen)
Vorsicht.

In der Folge geht der Autor der Frage nach, ob eine all-
fällige Betrugsstrafbarkeit schlagend werden könnte, wenn
die vom Auftraggeber bei den Äußerungen gegenüber kon-
kurrierenden Unternehmen verwendete Expertise inhalt-
lich falsch ist (S 39ff). Auch die dabei wohl entscheidende
Frage, ob geäußerte – wenn vielleicht auch falsche – Rechts-
auskünfte überhaupt „Tatsachen“ iSd § 146 StGB sein kön-
nen, wird erörtert. In der Folge geht der Verfasser hier auch
auf die deutsche Rechtslage ein (S 48ff) und bietet danach
auch seine eigenen Lösungsansätze (S 53ff).

Dem folgt die Behandlung der zugrundeliegenden Prob-
lematik unter dem Blickwinkel der gefährlichen Drohung
(§ 107 StGB), der Verleumdung (§ 297 StGB), der üblen
Nachrede (§ 111 StGB), der Kreditschädigung (§ 152
StGB), der Bestimmung zur Untreue (§ 12 zweiter Fall
iVm § 153 StGB) (S 62ff). Im Anschluss daran wird die
Kernfrage der Sozialadäquanz als Teil der objektiven Un-
rechtszurechnung – also nach der Toleranz bzw Akzeptanz
für derartiges Verhalten in der Gesellschaft – behandelt
(S 73ff), wobei der Autor auch auf die deutsche Rechtslage
eingeht (S 85 f). Interessant sind auch die Überlegungen zur
Sittenklausel der Nötigung bzw Erpressung (S 81ff). Dem
folgt eine Auseinandersetzung mit Fragen der Rechtferti-
gung, der Entschuldigung bzw von Irrtümern.

Aus anwaltlicher Sicht besonders interessant wird es
aber dort, wo der Autor die mögliche Strafbarkeit des bei-
gezogenen Rechtsexperten ventiliert (S 105ff). Auch hier
wird wiederum aus dem Blickwinkel aller bereits oben er-
wähnten Tatbestände die Problemlage beleuchtet bzw auf
die Sozialadäquanz eingegangen. Sehr praxisrelevant sind
hier natürlich auch die Ausführungen zu (auch anwaltli-
chen) Privatgutachten allgemein, die äußerst detailliert
die dazu vorhandenen rechtlichen wie auch praktischen
Anforderungen an solche Expertisen analysieren (S 124ff).

Danach wird noch auf einige prozessrechtliche Probleme
in Strafverfahren gegen den Auftraggeber der Expertise,
den erstellenden Rechtsexperten oder jene Person, gegen
die sich die Anschuldigungen in der Expertise richten, ein-
gegangen (S 169ff).

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass gerade
Rechtsanwälten die Lektüre des Buches anzuraten ist, sind
doch gerade sie tagtäglich mit der Rechtsberatung bzw
auch der Erstellung von Rechtsgutachten befasst. Dabei er-
weist sich die Kenntnis der Grenzen des Zulässigen immer
als taugliches Vehikel der Verhinderung eigener Strafbar-
keit.

Roland Kier

Österreichisches Anwaltsblatt 2015/06 387

Rezensionen



" Europäisches Zivilprozess- und Kollisionsrecht EuZPR/EuIPR.
4. Auflage. Von Thomas Rauscher (Hrsg). Verlag Dr. Otto Schmidt
KG, Köln 2015. (Vorzugspreis bei Abnahme aller fünf Bände
E 195,– je Band).
Band II: EG-VollstrTitelVO, EG-MahnVO, EG-BagatellVO, EG-Zu-
stellVO 2007, EG-BewVO sowie EG-InsVO, XXXVI, 1.282 Seiten,
geb, E 256,–.
Band IV: Brüssel IIa-VO, EG-UntVO, ds HUntVerfÜbk 2007, EU-
EheGüterVO-E, EU-LP-GüterVO-E und EU-SchutzMVO, XXXVI,
1.336 Seiten, geb, E 256,–.

Mit dieser Rezension werden zwei Bände
des mittlerweile in der 4. Auflage erschei-
nenden, fünfbändigen und rund 5.000 Seiten
starken Kommentars zum Europäischen Zi-
vilverfahrensrecht und Internationalen Pri-
vatrecht den Lesern des AnwBl vorgestellt.
Über die Qualität des „Rauscher“ sind weit-
schweifige Ausführungen nicht mehr vonnö-
ten; er zählt mittlerweile zu „der starken

Marke“ für alles, was mit dem Europäischen ZPR und
IPR zu tun hat. Es gehört auch mittlerweile zum guten
Ton, mit diesem Referenzwerk auch österreichische Ge-
richtsentscheidungen zu untermauern, wie ein Blick in das
RIS belegt (allein beim OGH findet man gleich 59 Treffer).
Das ist auch völlig richtig, widmen sich die Autoren im Rau-
scher oft genug auch österreichischen Judikaten und Litera-
turmeinungen, die bei der gebotenen einheitlichen Ausle-
gung nicht fehlen dürfen.

Aus Band II ist Folgendes hervorzuheben: Für den Re-
zensenten als im Grenzbereich zu Liechtenstein und der
Schweiz domizilierten Anwalt ist die Frage bedeutsam, ob
auch Mandanten aus diesen Drittstaaten das Europäische
Mahnverfahren in Anspruch nehmen können. Dies wird
von Gruber (Rz 5ff zu Art 3 EG-MahnVO) zwar bejaht,
aber – mE zu Unrecht – als nicht überzeugend beurteilt:
Wenn der Antragsgegner seinen Sitz in der EU hat und
ein weiteres Anknüpfungsmoment in einen (anderen) Mit-

gliedstaat besteht (zB Erfüllungsort oder nach Ansicht des
Rezensenten auch eine Gerichtsstandsvereinbarung), ist
der Anwendungsbereich der MahnVO eröffnet. Das wird
vom BGfHS Wien – soweit ersichtlich – großteils auch so
gesehen.

Neu aufgenommen in Band II ist auch die europäische
Kontenpfändungsverordnung (EU-KpfVO), die ab 18. 1.
2017 gelten wird. Mit diesem neuen und sehr bedeutsamen
Rechtsinstrument soll eine vorläufige Kontenpfändung (im
Ausland) erwirkt werden können, um spätere Vollstreckun-
gen nicht zu gefährden. Dies wird gerade für Österreich, das
– anders als Deutschland – die vorläufige Vollstreckbarkeit
von Urteilen grundsätzlich nicht kennt, besonders wichtig.
Band II enthält ferner – wie bisher – die bewährten Kom-
mentierungen zur Vollstreckungstitel-VO, zum Zustell-
und Beweisaufnahmerecht sowie zum Europäischen Insol-
venzrecht.

Band IV umfasst das Europäische Familien(verfahrens)-
recht mit der Kommentierung der Brüssel IIa-VO, das eu-
ropäische Unterhaltsrecht sowie den Entwurf zur Ehegü-
ter-VO und der europäischen Schutzmaßnahmen-VO, die
seit 11. 1. 2015 gilt. Auch hier ist – wie bei allen Rechtsak-
ten – zu konstatieren, dass die Kommentierung wissen-
schaftlich sehr fundiert und praxisnah aufbereitet sowie
rechtsvergleichend orientiert ist.

Aus österreichischer Sicht bleibt festzuhalten, dass gerade
betreffend die jungen Rechtsakte (etwa EuKPfVO sowie
EU-SchutzMVO – letztere dargestellt von Binder, einer As-
sistenzprofessorin in Linz) – soweit ersichtlich – in Öster-
reich überhaupt fundierte Kommentierungen und Darstel-
lungen fehlen. Die Anschaffung für den Rechtsberater lohnt
sich daher schon aus diesem Grund. Aber auch bei den „al-
ten“ Verordnungen wird sich ein Blick in den Rauscher im-
mer lohnen, um die bestmögliche Prozessstrategie auszulo-
ten.

Alexander Wittwer
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• Das Zwangsversteigerungsverfahren (Harald Mini)
• Das Vorzugspfandrecht gem § 27 WEG (Sigrid Räth)
• Die Liegenschaftsbewertung (Martin M. Roth)
• Die umsatzsteuerrechtliche Behandlung (Leopold Kühmayer/Tanja Tatzl)
• Die Eintragung der fi deikommissarischen Substitution eines WE-Objekts (Daniela Jud)
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Verbot von Selbstzweckstiftungen in 
Österreich und Liechtenstein

(Unternehmens)Selbstzweckstiftungen
am Prüfstand – Zu Fragen der 
Zulässigkeit und Auslegung

In rechtsvergleichender Betrachtung werden folgende Themen des österreichischen und liechtenstei-

nischen Stiftungsrechts aufgegriffen: Definition und Verbot von Selbstzweckstiftungen; Auslegung 

der Stiftungsdokumente; Motive für die Errichtung einer Selbstzweckstiftung; Anforderungen an den 

Stiftungszweck; Festlegung der Begünstigten; Abgrenzungsfragen bei der faktischen (Unternehmens-)

Selbstzweckstiftung; Rechtsfolgen bei Vorliegen einer (Unternehmens-)Selbstzweckstiftung uvm.
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Indexzahlen 2015: März April
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110,7 110,8*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 104,5 105,1*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 121,2 121,3*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 134,1 134,2*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 141,0 141,2*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 184,4 184,6*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 286,7 287,0*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 503,1 503,6*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 641,1 641,6*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 643,2 643,7*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5633,0 5638,1*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4854,7 4859,1*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 115,8 116,5*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 127,5 128,2*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 131,3 132,0*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 136,9 137,7*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 182,2 183,3*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 303,5 305,2*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2960,3 2977,3*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr
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Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33–74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und
(0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen
in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling
und Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exeku-
tionssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justiz-
zentrum Wien-Mitte). Telefon (01) 218 25 70,
Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90–6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und
Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard Huber
– Dr. Michael Sych, 1080 Wien, Laudongasse 25,
Telefon (01) 405 25 55, Telefax (01) 405 25 55–24,
E-Mail: huber-sych@aon.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien
übernimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien,
Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

RA Mag. Andreas Koo, 1010 Wien, Lugeck 7/14,
übernimmt Substitutionen in Grundbuchs- und
Kaufvertragsangelegenheiten, auch Begründung
sowie allfällige Umgründung von Wohnungseigen-
tum. Telefon (01) 512 25 85, Telefax (01) 512 26 10,
E-Mail: office@ra-koo.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Umge-
bung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt gerne
Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssa-
chen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechtsmittel).
Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99),
Mobil (0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net,
Loquaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Kärnten

Substitutionen aller Art (gerne auch Exekutionen/
Interventionen), insbesondere für die Bezirksgerichte
Villach, Spittal an der Drau, Klagenfurt, Feldkirchen
oder Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt
Rechtsanwalt Dr. Karl Heinz Kramer,
Italienerstraße 10b, 9500 Villach,
Telefon (04242) 232030 bzw
E-Mail: rechtsanwalt@dr-kramer.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22–0,
Telefax (0662) 84 12 22–6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Bezirksgerichtsgebäude Salzburg,
3 km vom Landesgerichtsgebäude Salzburg
entfernt), übernimmt Substitutionen in
Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

Bezirksgericht St. Johann/Pongau: Infolge gegebe-
ner Infrastruktur übernehmen wir Substitutionsauf-
träge für den gesamten Sprengel des Bezirksgerichts
St. Johann im Pongau (auch Exekutionsvollzüge) zu
den üblichen kollegialen Konditionen: Kreuzberger,
Stranimaier, Vogler OG, Mohshammerplatz 14,
5500 Bischofshofen, Telefon (0 64 62) 41 81,
Telefax (0 64 62) 41 81–20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94,
E-Mail: ruckensteiner@aon.at

International

Deutschland: Feuerberg & Lachniet, Michael Feuer-
berg Abogado, Karl Lachniet Rechtsanwalt, Zwangs-
vollstreckung, Titelumschreibung, Substitution, wir
stehen österreichischen Kollegen für sämtliche an-
waltlichen Aufgaben in Deutschland zur Verfügung,
selbstverständlich auch Beratung und Hilfeleistung
im deutschen Recht für Rechtsanwälte. München:
Prinzregentenplatz – Lucile-Grahn-Str. 48, 81675
München, Telefon +49/89/80 90 90 59–0, Telefax
+49/89/80 90 90 59–5. www.feuerberg.com,
office@legale.pro

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München
übernimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in
Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebig-
straße 21, 80538 München,
Telefon (0049–89) 552 999 50,
Telefax (0049–89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Bayern: Rechtsanwalt Klamert Mitglied RAK Tirol/
München steht österreichischen Kollegen für Man-
datsübernahmen/grenzüberschreitende Angelegen-
heiten und Substitutionen/Zwangsvollstreckungen
jederzeit gerne in Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur
Verfügung. Telefon 0049/89/540 239-0,
Telefax 0049/89/540 239-199,
E-Mail: klamert@kmp3g.de; www.kmp3g.de

Deutschland: Wir führen seit Jahren grenzüber-
schreitende Exekutionen/Zwangsvollstreckungen
und Vollstreckbarerklärungsverfahren von österrei-
chischen Titeln in Deutschland durch, auch als Sub-
stitute für österr. Kollegen/-innen und selbstverständ-
lich bei vollem Mandantenschutz:
Viehbacher & Kollegen, Rechtsanwälte,
E-Mail: office@viehbacher.com, www.viehbacher.com,
Telefon +49 (0)89 20 80 27 250.
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Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich
und Griechenland zugelassen, vertritt vor griechi-
schen Gerichten und Behörden und steht österrei-
chischen Kollegen für Fragen zum griechischen Recht
zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at

Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner von del
Torre & partners), in Österreich und Italien zugelassene
Rechtsanwältin, Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und
corso Verdi 90, 34170 Goerz, und 33100 Udine, Viale
Venezia 2, Italien, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und staatenübergreifende Sub-
stitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: segreteria@euroius.it, Internet: www.euroius.it

Italien: RA Dr. iur. Otto Mahlknecht, Bahnhofsallee 7,
I-39100 Bozen steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 82,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: otto.mahlknecht@ital-recht.com,
www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmdt
Advocatuur aus Leiden mit Zweigstelle in Österreich
steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und bei grenzüberschreitenden
Angelegenheiten gerne zur Verfügung. Bei Fragen
zum Niederländischen Wirtschaftsrecht, Urheber-
recht und Allgemeinen Zivilrecht kontaktieren Sie
RAMag. J. Menno Schmidt (M: +43 [0]680 118 1515).
Leiden, Kanaalpark 140, NL-2321 JV,
Telefon +31 (0)20 3200 360,
E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Niederlande: Van Dijk & Van Arnhem steht österrei-
chischen Kollegen für Mandatsübernahmen in den
Niederlanden zur Verfügung. Tätigkeitsbereiche: inter-
nationales Wirtschaftsrecht, Vertragsrecht und Ar-
beitsrecht sowie internationale Inkasso- und Vollstre-
ckungsangelegenheiten. Kontakt: Sip van Dijk, LL.M.
(Rechtsanwalt-NL, auch als EU/EFTA-RA in der Schweiz
zugelassen), Soerenseweg 146-A,
NL-7313EM Apeldoorn, Telefon +31 55 355 9899,
Telefax +31 55 355 9818, E-Mail: aaalaw@balienet.nl,
Website: www.rechtsanwalt-niederlande.nl

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich als
„Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“, steht
österreichischen Kollegen/innen für Mandatsüber-
nahmen in grenzüberschreitenden Angelegenheiten
zur Verfügung. Kontakt: Kärntner Ring 12,
1010 Wien, Telefon (01) 355 20 95,
Telefax (01) 355 20 95–99,
Homepage: www.tomaszgaj.com,
E-Mail: office@tomaszgaj.com

Schweiz: Rechtsanwalt Mag. Ernst Michael Lang,
Goethestraße 1, A-6845 Hohenems, nieder-
gelassener EU/EFTA-RA in der Schweiz, Martins-
bruggstrasse 65, CH-9016 St. Gallen, steht für
Mandatsübernahmen und Fiskalvertretungen zur
Verfügung. Telefon Hohenems: +43 (0) 5576/755 05,
E-Mail: kanzlei@ra-lang.at, www.ra-lang.at,
Telefon Schweiz +41 (0) 71 535 97 04,
E-Mail: anwalt@ra-lang.ch, www.ra-lang.ch

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –
Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Mag. Dr. Mirko Silvo Tischler
GmbH, Trdinova ulica 5, SI-1000 Ljubljana,
Vertrauensanwalt der „Österreichischen und
Schweizer Botschaft“, steht sämtlichen Kolleginnen
und Kollegen für cross-border-Mandatsübernahmen
in diversen Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +386 (0)1 432 02 87,
E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,
Web: www.mst-rechtsanwalt.com

Ungarn: Dr. Tibor Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und
in Budapest übernimmt gerne Mandate in Zivil- und
Strafrecht, insbesondere in den Bereichen: Unter-
nehmensrecht (Gesellschaftsgründungen und Um-
gründungen), Wirtschaftsrecht, Immobilienrecht, Ar-
beitsrecht und Forderungsbetreibungen (einschließ-
lich Vollstreckung ausländischer Exekutionstitel).
Kontakt: 1030 Wien, Invalidenstraße 5,
Telefon (01) 505 64 00,
Telefax (01) 505 64 00–99,
E-Mail: t.galffy@galffy.com; www.galffy.com

Partner

Wien

RA bietet in zentraler Lage (Nähe Getreidemarkt)
Regiegemeinschaft mit voller Infrastruktur und
nachfolgender Kanzleiübernahme zu fairen
Bedingungen. Telefon (01) 587 73 21

Steiermark

Freie Büroflächen für 1–2 Regiepartner in beste-
hender Kanzlei in Graz, modernste Infrastruktur vor-
handen, günstige Konditionen, ideal für Kanzleiver-
legungen oder Neueintragungen, ständige Über-
nahme von Substitutionen möglich.
Kontakt: kern@rechtamkai.at

Oberösterreich

Linz: Rechtsanwälte/-innen und/oder Berater/-innen
im rechtsnahen Umfeld mit eigenem Kundenstock
gesucht. Wir bieten Topadresse, hervorragende
Infrastruktur (Datenbanken, IT-Anbindung etc.)
sowie Nutzung geschäftlicher Synergien für
individuelle und preislich attraktive Regiepartner-
schaft oder Bürolösung. Zuschriften bitte an den
Verlag unter Chiffre A-100866

Tirol

Law Experts Rechtsanwälte als expandierende
Kanzlei mit internationaler Ausrichtung suchen enga-
gierten Kollegen fürRegiegemeinschaft undmögliche
spätere Partnerschaft.Wir sind ein junges Team und
bieten repräsentative und hochmoderne Kanzlei-
räumlichkeiten im Zentrum von Innsbruck. Infos und
Kontaktaufnahme unter www.law-experts.at

Kanzleiabgabe

Wien

Anbot: Gratisübergabe einer Kanzlei am Ring.
Bei Interesse Kontaktaufnahme per E-Mail
kanzlei@slunsky.at

Immobilien

Wien

2 repräsentative, voll eingerichtete und klimatisierte
Räumlichkeiten in Toplage in 200m2 Büro. Ideal für
Berufseinsteiger und Unternehmensgründungen.
Kooperation erwünscht. Kontakt: RA Mag. Gerold
Beneder, Telefon: (01) 532 78 99,
office@beneder.net, www.beneder.net

Niederösterreich

Ferschnitz, Nähe Amstetten, Wohnen und Arbeiten
mit Stil, neu erbauter Vierkanter mit 2 großzügigen
Wohneinheiten und 530m2 Bürotrakt, exklusive
Ausstattung: Wintergarten mit Indoorpool,
Wellnessbereich, Weinkeller, schöner Innenhof usw.,
KP auf Anfrage, HWB 60/99, Objektnr. 160096,
0664/844 2002, www.wimmer-real.at

Oberösterreich

Wels Zentrum, moderne Büros im 2. OG mit Lift,
Büro 1: 120m2, Parkettböden, Teeküche, Dach-
terrasse, Objektnr. 160219. Büro 2: 170m2, Ausbau
nach Mieterwunsch, Objektnr. 160221, Nettokosten:
Miete E 8,–/m2, BK und Heizung E 2,35/m2,
HWB 136, 0664/844 2002, www.wimmer-real.at

Wels Ringstraße, Büro oder Kombination Wohnen &
Büro, 2. OG, Lift, 116m2, erweiterbar bis 300m2, sehr
repräsentativ mit alten Holzböden, offenem Kamin
usw., Nettokosten: Miete E 8,–/m2, BK und Heizung
E 1,70/m2, HWB 126, Objektnr. 160156/160159,
0664/844 2002, www.wimmer-real.at

Diverses

Wien

Rechtsanwalt und Gerichtssachverständiger für Im-
mobilienbewertung erstellt Wertbestätigungen für
Liegenschaften zur Bemessung der Grunderwerb-
steuer und Grundbuchseintragungsgebühr –
günstiges Pauschale. E-Mail: office@immoadvalue.at
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Jahrestagung
ARBEITS- UND
SOZIALRECHT 2015

ZAS

• Schwerpunkt Beschäftigungsformen und ihre Abgrenzungsfragen
 » Teilzeit: wie Sie die häufigsten Fehlerquellen vermeiden
 » Werkvertrag – Dienstvertrag – freier Dienstvertrag: konkrete Lösungsansätze für Ihre Rechtssicherheit

•  Judikatur-Update und Neues aus der Gesetzgebung

Fachliche Leitung:  Vize-Präs. des OGH Dr. Anton Spenling
Dr. Martin Gleitsmann, WKÖ

Donnerstag, 15. Oktober 2015, 9.15 – 16.45 Uhr
Wirtschaftskammer Österreich, Saal 2
Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien

„Der ZAS-Tag!“

RECHTSAKADEMIE MANZ

Jetzt anmelden!
www.manz.at/rechtsakademie



ADVOKAT entwickelt seit 35 Jahren Software für Rechtsanwaltskanzleien, 
Unternehmen und Behörden. Mit über 40 Mitarbeitern betreuen wir mehr als 
2.000 Kunden und 10.000 Arbeitsplätze. Unsere Stärke gibt Ihnen Sicherheit.

“Fink, Bernhart, Haslinglehner, Peck, Kaltenhauser - Rechtsanwälte“ (Klagenfurt) arbeiten seit November 2013 mit 
ADVOKAT. Seit Mai 2015 ist Frau Mag. Kornelia Kaltenhauser Partnerin in der Kanzlei.
v.l.n.r.: Mag. Klaus Haslinglehner, Dr. Peter Bernhart, Mag. Kornelia Kaltenhauser, Dr. Bernard Fink, Dr. Bernd Peck

„Neue Partnerschaft mit 
großer Zukunft!“ 


